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Österreichs Wirtschaft verharrt in der Krise 
Marcus Scheiblecker 

 Die österreichische Wirtschaft kommt nicht in Schwung. Im II. Quartal 2024 schrumpfte das BIP erneut. 
Auch im Euro-Raum schwächelt die Konjunktur. 

 Vorlaufindikatoren lassen keine baldige Besserung erwarten. 

 Trotz der kräftigen Lohnsteigerungen und des nachlassenden Preisdrucks geben die österreichischen 
Konsument:innen nur sehr zögerlich Geld aus. 

 In diesem schwierigen Umfeld stieg in Österreich die Arbeitslosenquote in den vergangenen Monaten 
tendenziell an. 

 

 
Wertschöpfung in der Herstellung von Waren 

 

Der derzeitige Rückgang an realer Wertschöpfung ist zwar schwächer als 2009 
und 2020, dauert aber bereits jetzt länger an als in diesen beiden Krisen. Zudem 
deuten Umfragen unter heimischen Industrieunternehmen noch keine baldige 
Besserung an (Q: Statistik Austria). 

 

"Die derzeitige Rezession in der 
Herstellung von Waren ist die 
zweitlängste Krise seit über 
20 Jahren. Bislang dauerte nur die 
Krise Anfang der 2000er-Jahre 
länger, jedoch waren damals die 
Produktionseinbußen deutlich 
geringer." 
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Österreichs Wirtschaft verharrt in der Krise 
Marcus Scheiblecker 

 
Österreichs Wirtschaft verharrt in der Krise 
Industrie und Bauwirtschaft schwächeln in Österreich nach 
wie vor. Eine Besserung der Lage ist noch nicht in Sicht. Mit 
Fortdauer der Konjunkturflaute droht die längste Rezession 
der letzten 25 Jahre. Auch im Euro-Raum hemmt der pro-
duzierende Bereich das Wirtschaftswachstum; zuletzt konn-
ten lediglich Volkswirtschaften mit großem Dienstleistungs-
sektor leicht zulegen. Die Inflation lässt weiter nach. Der pri-
vate Konsum verläuft in Österreich angesichts der kräftigen 
Realeinkommenszuwächse enttäuschend. 

 Austria's Economy Remains in Crisis 
Industry and construction remain weak in Austria. An im-
provement in the situation is not yet in sight. If the eco-
nomic slump continues, the longest recession in the last 
25 years is looming. The producing sector is also holding 
back real GDP growth in the euro area; recently, only 
economies with a large services sector have been able to 
post slight gains. Inflation continues to fall. Private con-
sumption in Austria is disappointing in view of the strong 
growth in real incomes.  

 

 
JEL-Codes: E32, E66 • Keywords: Konjunkturbericht 
Der Konjunkturbericht entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter:innen des WIFO. Zu den Definitionen siehe 
"Methodische Hinweise und Kurzglossar", in diesem Heft und https://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/2024/01/WIFO-
Konjunkturberichterstattung-Glossar.pdf. 
Wissenschaftliche Assistenz: Astrid Czaloun (astrid.czaloun@wifo.ac.at), Christine Kaufmann (christine.kaufmann@wifo.ac.at), 
Martha Steiner (martha.steiner@wifo.ac.at) • Abgeschlossen am 5. 9. 2024 

 

 Kontakt: Marcus Scheiblecker (marcus.scheiblecker@wifo.ac.at)  

 

Die heimische Herstellung von Waren steckt 
nach wie vor in der Rezession. Die Rück-
gänge der letzten sechs Quartale markieren 
den drittstärksten Produktionseinbruch nach 
der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
2008/09 und der COVID-19-Krise. Trotz der 
Dauer der Schwächephase deuten Unter-
nehmensumfragen bislang auf keine Besse-
rung hin. 

Wie die Industrie leidet auch Österreichs 
Bauwirtschaft unter einem ausgeprägten 
Nachfragemangel. Über die letzten neun 
Quartale brachen die Wohnbauinvestitio-
nen in realer Rechnung um rund 18% ein. 
Der Nichtwohnbau schrumpfte im selben 
Zeitraum zwar deutlich schwächer 
(rund 6%), ist aber bereits seit dem 2. Halb-
jahr 2020 rückläufig. Im I. Quartal 2024 er-
reichten die Nichtwohnbauinvestitionen 
preisbereinigt das niedrigste Niveau seit 
1995. 

Vorlaufindikatoren für Österreich und den 
Euro-Raum lassen auch für die kommenden 
Monate nur eine gedämpfte Wirtschaftsdy-
namik erwarten. Die mangelnde Nachfrage 
nach Industriegütern belastet vor allem da-
rauf spezialisierte Euro-Länder wie Deutsch-
land und Österreich. Volkswirtschaften mit 
bedeutenderem Dienstleistungssektor wie 
Frankreich und Spanien erzielten zuletzt zu-
mindest ein leichtes Wachstum. In fast allen 

Euro-Ländern dämpft die Bauwirtschaft – vor 
allem der Hochbau – den BIP-Zuwachs. 

In den USA dürfte die günstige Konjunktur 
angesichts der guten Stimmung von Unter-
nehmen und privaten Haushalten fortdau-
ern. Lediglich die Erwartungen zur Industrie-
produktion trübten sich ein.  

Neben der internationalen Nachfrage-
schwäche leidet Österreichs Wirtschaft auch 
unter der zaghaften Konsumnachfrage. Ob-
wohl sich die hohen Lohnabschlüsse des 
Vorjahres nach wie vor positiv auf die Ein-
kommen auswirken und die Inflation seit 
Jahresbeginn deutlich zurückgegangen ist, 
geben die privaten Haushalte nur sehr zö-
gerlich Geld aus. Laut Statistik Austria stiegen 
die nominellen Einzelhandelsumsätze (ohne 
Kfz-Handel) im II. Quartal 2024 lediglich um 
0,4% gegenüber dem Vorjahr. In realer 
Rechnung entspricht dies einem Rückgang 
von 1,6%. 

Die Inflationsrate sank auch im August weiter 
auf 2,4% (vorläufig; Juli 2,9%). Dämpfend 
wirkte insbesondere die Verbilligung von Mi-
neralölprodukten. 

Der heimische Arbeitsmarkt leidet mit zuneh-
mender Dauer verstärkt unter der Konjunk-
turschwäche. Die unselbständige Beschäfti-
gung wuchs in den vergangenen Monaten 
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kaum mehr, während die Zahl der beim AMS 
gemeldeten offenen Stellen gegenüber 

dem Vorjahr deutlich abnahm. Die Arbeitslo-
senquote steigt tendenziell an. 

1. Internationale Konjunktur uneinheitlich 

In den USA, China und dem Euro-Raum ver-
läuft die Konjunktur derzeit sehr unterschied-
lich. Chinas Wirtschaft wuchs im II. Quartal 
2024 mit +0,7% gegenüber der Vorperiode 
nur mehr halb so kräftig wie im Vorquartal. 
Auch verglichen mit der zweiten Jahres-
hälfte 2023 hat das Wachstum deutlich 
nachgelassen. Der Einkaufsmanagerindex 
deutet für die kommenden Monate auf eine 
weitere Verlangsamung hin. 

In den USA hingegen expandierte die Wirt-
schaft unbeeindruckt von der restriktiven 

Geldpolitik auch im II. Quartal robust. Unter-
nehmensumfragen und die aktuellen Wirt-
schaftsdaten lassen keine Abschwächung 
der Dynamik erwarten. 

Demgegenüber verharrt der Euro-Raum in 
der Krise. Nach wie vor belasten Industrie 
und Bauwirtschaft die Konjunktur. Angesichts 
der Skepsis von Unternehmen und Verbrau-
chern ist mit keiner baldigen Konjunkturauf-
hellung zu rechnen. 

 

Abbildung 1: Welthandel, real 

 

Q: CPB World Trade Monitor, Macrobond. 

 

Der Welthandel scheint sich seit Anfang 2023 
zunehmend von der Industrieproduktion zu 
entkoppeln. Eine Ursache könnten die ver-
mehrten politischen Bestrebungen zur Stär-
kung der wirtschaftlichen Autonomie sein. 

1.1 Gute Wirtschaftslage in den USA 

Die Wirtschaft der USA expandierte im 
II. Quartal 2024 um 0,7% gegenüber der Vor-
periode. Wichtige Indikatoren zeigen weiter-
hin nach oben. Während der Standard & 
Poors Einkaufsmanagerindex für die Industrie 
im August etwas nachgab, deuten die Indi-
zes für den Dienstleistungsbereich und die 
Gesamtwirtschaft auf eine anhaltend güns-
tige Konjunktur hin. 

Trotz des robusten Wirtschaftswachstums 
stieg die Arbeitslosenquote im vergangenen 
Jahr deutlich an. Ausgehend von 3,4% im 

April 2023 erhöhte sie sich schrittweise und 
erreichte im Juli 2024 4,3%. 

Die Inflation verlangsamt sich in den USA 
weiter, wenngleich in vermindertem Tempo. 
Sowohl der VPI als auch die Kerninflations-
rate verringerten sich im Juli 2024 gegenüber 
dem Vormonat nur mehr um 0,1 Prozent-
punkt auf 2,9% bzw. 3,2%. Der für die Geld-
politik der USA maßgeblichere Deflator des 
privaten Konsums lag im Juli bei 2,5% und 
war damit nicht mehr weit vom Zielwert der 
Federal Reserve entfernt. 

Aufgrund der Fortschritte beim Inflationsab-
bau und des tendenziellen Anstiegs der Ar-
beitslosenquote bekräftigte die Federal Re-
serve kürzlich ihr Vorhaben, den Leitzinssatz 
noch 2024 zu senken. 
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Während die Wirtschaft 
in den USA weiterhin ex-

pandiert, steckt sie im 
Euro-Raum in der Krise. 

In China verlor das 
Wachstum zuletzt an 
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Wohnbauinvestitionen 

als auch der private 
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Abbildung 2: Internationale Konjunktur 
Saisonbereinigt, 2015 = 100, gleitende Dreimonatsdurchschnitte 

 Entwicklung in den 
Einkaufsmanagerindex, Gesamtwirtschaft letzten 12 Monaten 
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Q: Europäische Kommission, Deutsche Bundesbank, ISM (Institute for Supply ManagementTM), ifo (Institut für 
Wirtschaftsforschung), OECD, S&P Global.  1) ÖNACE 2008, Abschnitte B, C und D. – 2) Verarbeitendes Ge-
werbe. 
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Trotz der restriktiven Geldpolitik, die von ei-
ner expansiven Fiskalpolitik konterkariert 
wurde, scheint es den USA gelungen zu sein, 
die Konjunktur bei nachlassender Inflation in 
Schwung zu halten. Die Wohnbauinvestitio-
nen waren bereits ab dem II. Quartal 2021 
und damit rund ein Jahr vor der ersten Leit-
zinserhöhung der Federal Reserve rückläufig 

gewesen. Ab dem III. Quartal 2023, als der 
Leitzinssatz seinen Höchstwert von 5,25% bis 
5,5% erreichte, setzte wieder ein deutliches 
Wachstum dieser Nachfragekomponente 
ein. Die aktuellsten Daten zum Verkauf 
neuer Wohnimmobilien in den USA deuten 
auf eine anhaltend schwungvolle Entwick-
lung im Immobilienbereich hin. 

 

Abbildung 3: Wohnbauinvestitionen und Leitzinssatz in den USA 

 

Q: Bureau of Economic Analysis (BEA), Federal Reserve, Macrobond. 

 

1.2 Euro-Raum: Kein Ende der Flaute in Sicht 

Der Euro-Raum hat die auf der Industrie- und 
Baukonjunktur beruhende Wirtschaftsschwä-
che noch nicht überwunden. Im II. Quartal 
lag das Wachstum wie bereits in der Vorperi-
ode bei lediglich 0,3%. Damit dauert die 
Konjunkturflaute bereits seit dem III. Quartal 
2022 an. Besonders schwach entwickelten 
sich Deutschland (0,1%) und Österreich 
(0,4%). Das ebenfalls industrielastige Tsche-
chien konnte seine Wirtschaftsleistung im-
merhin um 0,3% steigern.  

Der Industrieproduktionsindex für den Euro-
Raum setzte im Juni 2024 seine Talfahrt fort 
und notierte auf dem Niveau von Mitte 2016. 
Klammert man den Einbruch durch die 
COVID-19-Pandemie aus, so erreichte er 
den tiefsten Wert seit rund acht Jahren. Al-
lerdings scheint die Produktion energieinten-
siver Produkte nach einem Tiefpunkt zu Jah-
resbeginn 2024 wieder tendenziell anzuzie-
hen. 

Auch der Einkaufsmanagerindex für die 
Sachgütererzeugung zeichnet nach wie vor 
ein trübes Bild und spiegelt den anhalten-
den Pessimismus wider. Für Deutschland und 
Frankreich trübte sich der Index im August 
sogar weiter ein. Seit über einem Jahr beur-
teilen die Unternehmen im Euro-Raum die 

ungenügende Nachfrage als größtes Pro-
duktionshindernis. 

Die Konsumnachfrage der privaten Haus-
halte wächst bisher nur sehr zaghaft und 
vermag den Nachfragerückgang im Bereich 
der Investitionen nicht auszugleichen. Das 
Verbrauchervertrauen erholt sich zwar be-
reits seit einiger Zeit, allerdings nur zögerlich. 
Es entspricht derzeit in etwa dem langjähri-
gen Durchschnitt. 

Nachdem der Inflationsabbau in den Mona-
ten davor nur schleppend verlaufen war, 
sank die Teuerungsrate im Euro-Raum im Au-
gust auf voraussichtlich 2,2% (Juli 2,6%). Die 
spürbare Verlangsamung ist maßgeblich 
dem deutlichen Rückgang der Energie-
preise zuzuschreiben, der auf der Verbilli-
gung von Mineralölprodukten fußt. Die Kern-
inflationsrate, die neben den Preisen für Le-
bensmitteln auch die Energiepreise ausklam-
mert, verringerte sich im August dagegen 
kaum auf 2,8% (Juli 2,9%). 

Da sich die Inflationsrate in den letzten Mo-
naten dem Zielwert von 2% angenähert hat, 
sah sich die EZB in der Lage, den Leitzinssatz 
Anfang Juni um 25 Basispunkte auf 4,25% zu 
senken. 

Die europäischen Arbeitsmärkte zeigen sich 
angesichts der anhaltenden Wirtschafts-
flaute noch robust. Im Euro-Raum erreichte 
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die Arbeitslosenquote im Juli sogar ein histo-
risches Tief von 6,4%. Ausschlaggebend da-
für war die deutliche Verringerung in Italien 
(0,4 Prozentpunkte). In der EU verharrte die 
Quote unverändert zum Vormonat bei 6,0%. 
Für Österreich wird ein Wert von 5,0% ausge-

wiesen (Juni 5,2%). Die niedrigsten Arbeitslo-
senquoten verzeichneten im Juli Tschechien 
(2,7%), Polen (2,9%) und Malta (3,0%). Am 
höchsten waren sie in Spanien (11,5%), Grie-
chenland (9,9%), Schweden (8,6%) und Finn-
land (8,5%). 

 

Abbildung 4: Arbeitslosenquote  

 

Q: Eurostat. 

2. Österreich: Wirtschaft kommt nicht in Fahrt 

Österreichs Wirtschaft erlitt im II. Quartal 2024 
erneut einen Rückschlag; das BIP sank real 
um 0,4% gegenüber der Vorperiode, nach-
dem es im I. Quartal noch minimal um 0,1% 
zugelegt hatte. Damit hielt die Konjunktur-
schwäche, die zur Jahresmitte 2022 einge-
setzt hatte, an. Am kräftigsten waren die 
Wertschöpfungseinbußen im II. Quartal in 
den sonstigen Dienstleistungen (2,6%), im 
Handel (1,8%), in der Herstellung von Waren 
(1,2%) und im Verkehr (1,0%). Nennens-
werte Anstiege meldeten nur die öffentliche 
Verwaltung i. w. S. (+1,0%), die Finanz- und 
Versicherungsdienstleistungen (+0,9%) sowie 
das Grundstücks- und Wohnungswesen 
(+0,7%). Im Bauwesen stagnierte die Wert-
schöpfung wie bereits in der Vorperiode auf 
niedrigem Niveau.  

Damit war Österreich (0,4%) neben Lettland 
(0,9%) beim Wirtschaftswachstum Schluss-
licht im Euro-Raum (Deutschland 0,1%). 

2.1 Warenhersteller anhaltend pessimistisch 

In der konjunkturreagiblen österreichischen 
Herstellung von Waren schrumpfte die Wert-
schöpfung im II. Quartal 2024 das sechste 
Mal in Folge. Nach wie vor ist die internatio-
nale Nachfrage nach Industriegütern äu-
ßerst schwach, worunter insbesondere da-
rauf spezialisierte Länder wie Österreich lei-
den. 

Die jüngsten Ergebnisse des WIFO-Kon-
junkturtests zeigen die weiterhin triste Stim-
mung in der heimischen Industrie. Die öster-
reichischen Sachgüterproduzenten beurteil-
ten die aktuelle Geschäftslage im August 
anhaltend pessimistisch. Die Auftragsbe-
stände sind nach wie vor niedrig; nur die 
Hälfte der befragten Sachgütererzeuger 
meldeten zumindest ausreichende Aufträge. 
Beklagt wurde die geringe Nachfrage aus 
dem In- und Ausland. Die Geschäftserwar-
tungen für die kommenden Monate ver-
schlechterten sich leicht gegenüber dem 
Vormonat. 

Investitionsgüterproduzenten leiden beson-
ders unter der flauen internationalen Kon-
junktur. In diesem Teilbereich der Sachgüter-
erzeugung haben sich die Einschätzungen 
zur aktuellen Geschäftslage seit Mitte 2022 
deutlich verschlechtert. In den letzten Mo-
naten gibt es allerdings Anzeichen einer Bo-
denbildung. Die Erwartungen zur künftigen 
Geschäftslage scheinen sich ebenfalls nicht 
mehr weiter einzutrüben. Laut Statistik Austria 
schrumpfte der heimische Export von Ma-
schinen und Fahrzeugen im Mai 2024 um 
über 10% gegenüber dem Vorjahr, wobei 
die Untergruppe der Straßenfahrzeuge be-
sonders stark einbrach (12,2%). 
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Die Konjunkturflaute 
dauert nun bereits zwei 
Jahre an. Seit Mitte 2022 
ist die heimische Wirt-
schaftsleistung um fast 
2% gesunken. 
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Abbildung 5: Lagebeurteilung und Erwartungen der Unternehmen 

Gesamtwirtschaft Sachgütererzeugung 

  

Bauwirtschaft Dienstleistungen 

  

Q: WIFO-Konjunkturtest. Angaben in Indexpunkten (Prozentpunkten) zwischen +100 und 100. Werte über null zeigen insgesamt optimistische, Werte 
unter null pessimistische Einschätzungen an. Saisonbereinigt. 

 
 

Abbildung 6: Einschätzungen zur Produktion in der Herstellung von Investitionsgütern 

 

Q: WIFO-Konjunkturtest. Angaben in Indexpunkten (Prozentpunkten) zwischen +100 und 100. Werte über null 
zeigen insgesamt optimistische, Werte unter null pessimistische Einschätzungen an. 
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Auch in der Vorproduktindustrie fallen die 
Lagebeurteilungen weiterhin sehr gedämpft 
aus. Die Einschätzungen zur aktuellen Lage 
verbesserten sich laut WIFO-Konjunkturtest 
von August 2024 kaum, jedoch lassen die Er-
wartungen seit einigen Monaten eine ten-
denzielle Aufwärtsbewegung erkennen. 

Die schwache Konsumnachfrage im Euro-
Raum belastet auch Hersteller von industriell 
gefertigten Konsumgütern. Ihre Einschätzun-
gen zur Geschäftslage spiegeln einen anhal-
tenden Produktionsrückgang wider, wenn-
gleich er nicht so kräftig ist wie in den Berei-
chen Investitionsgüter und Vorprodukte. 
Rund 60% der Konsumgüterproduzenten 
meldeten im August zumindest ausrei-
chende Auftragsbestände. Die Erwartungen 
zur zukünftigen Geschäftslage gaben zuletzt 
etwas nach. 

2.2 Erschwerter Zugang zu 
Unternehmenskrediten 

Die im Rahmen des WIFO-Konjunkturtests 
vierteljährlich erhobenen Einschätzungen 
der Unternehmen zur Kreditvergabebereit-
schaft der Banken verschlechterten sich im 
August. Der entsprechende Indikator ver-
blieb per Saldo im negativen Bereich, was 
auf eine anhaltend hohe Kredithürde schlie-
ßen lässt. 

Die zunehmende Dauer der Rezession spie-
gelt sich in einer vermehrten Nachfrage 
nach Unternehmenskrediten (+1,4 Prozent-
punkte gegenüber dem Vorquartal). In der 
Bauwirtschaft meldeten zuletzt 22,2% der Un-
ternehmen Kreditbedarf, in der Sachgüter-

erzeugung 21,3%, in den Dienstleistungen 
20,9% und im Einzelhandel 15,4%.  

Nach Unternehmensgröße gaben im August 
21,7% der kleineren Unternehmen (unter 
50 Beschäftigte), 20,3% der mittleren Unter-
nehmen (50 bis 250 Beschäftigte) und 22,5% 
der Großunternehmen (mehr als 250 Be-
schäftigte) an, eines Kredites zu bedürfen. 
Die Kredithürde ist für kleinere Unternehmen 
höher (22,5 Punkte) als für mittlere 
(12,4 Punkte) und große Unternehmen 
(15,3 Punkte). 

Von den Unternehmen mit Kreditbedarf 
(ohne Einzelhandel) beklagten über ein Drit-
tel, bei der Höhe oder den Konditionen Ab-
striche machen zu müssen. Dieser Wert liegt 
nach wie vor über dem Durchschnitt der 
letzten fünf Jahre (29,2%). Nur rund 32% der 
Unternehmen mit Kreditbedarf konnten die-
sen wie erwartet decken (5-Jahres-Durch-
schnitt 45,1%).  

2.3 Konsum schwächelt trotz Anstiegs der 
Realeinkommen 

Die inflationsbedingt hohen Lohnabschlüsse 
für 2024 hatten bislang keinen Anstieg der 
Konsumausgaben zur Folge, obwohl die Teu-
erung zuletzt deutlich zurückgegangen ist 
(Jänner 4,6%, Juli 2,4%). Ähnlich wie in 
Deutschland blieb auch in Österreich der 
private Konsum bisher klar hinter den Erwar-
tungen. Im II. Quartal 2024 schrumpfte er im 
Vergleich zum Vorjahr um 1,1%, womit er in 
realer Rechnung – mit Ausnahme des 
I. Quartals 2024 – bereits seit dem II. Quartal 
2023 zurückgeht. 

 

Abbildung 7: Einzelhandelsumsatz, real 

 

Q: Statistik Austria, WIFO. Saison- und arbeitstagsbereinigt (Trend). Ohne Handel mit Kfz. 
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Abbildung 8: Wirtschaftspolitische Eckdaten 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1), in 1.000, saisonbereinigt 

 

Entwicklung in den 
letzten 12 Monaten 

 
 Aug 

Arbeitslosenquote, in % der unselbständigen Erwerbspersonen, saisonbereinigt 

 

 
 Aug 

Inflationsrate, in % 

 

 
 Aug2) 

Effektiver Wechselkurs, real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

 
 Jul 

Sekundärmarktrendite für 10-jährige Bundesanleihen, in % 

 

 
 Aug 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich, Dachverband der Sozialversicherungsträger, OeNB, Statistik Austria, WIFO-
Berechnungen.  1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten, und ohne 
in der Beschäftigungsstatistik erfasste Arbeitslose in Schulung. – 2) Schnellschätzung von Statistik Austria. – 3) Ge-
samtindex ohne Energie, Lebensmittel, Alkohol und Tabak. 
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Die Konsumausgaben der privaten Haus-
halte beinhalten auch Ausgaben für Touris-
musdienstleistungen. Laut OeNB stiegen die 
nominellen Reiseverkehrsimporte (einschließ-
lich internationaler Personentransport) im 
I. Quartal 2024 um 14,1%. Statistik Austria 
weist für das 1. Halbjahr einen Anstieg der 
Nächtigungen inländischer Gäste um 1,2% 
aus. Zumal der VPI für Beherbergungsdienst-
leistungen im 1. Halbjahr 2024 um 6,7% stieg, 
dürften die Konsumausgaben im Tourismus 
bisher sowohl nominell als auch real ge-
wachsen sein. 

Unter der geringen Konsumnachfrage au-
ßerhalb des Tourismus leidet besonders der 
Einzelhandel. Laut Statistik Austria setzte er 
im II. Quartal 2024 real um 1,6% weniger um 
als im Vorjahr (Einzelhandel ohne Kfz-Han-
del). Für Juli zeigt eine Vorauswertung der 
Umsatzentwicklung nur einen leichten An-
stieg um 0,5%. Einbußen erlitt vor allem der 
Nicht-Lebensmittelhandel, der im II. Quartal 
2024 um 2,0% schrumpfte (Juli 2024 0,1%). 
Laut Statistik Austria war der Handel im 
II. Quartal am dritthäufigsten von Insolven-
zen betroffen. 

Angesichts der hohen Kreditzinsen schränk-
ten die privaten Haushalte auch ihre Wohn-
bauinvestitionen ein, womit ein Gutteil der 
Einkommenszuwächse in Ersparnisse anderer 
Art geflossen sein dürfte. 

2.4 Inflation auf dem Rückzug 

Die Inflation hat sich in den letzten Monaten 
deutlich verlangsamt. Die Schnellschätzung 
von Statistik Austria ergibt für August einen 
weiteren Rückgang auf 2,4% (Juli +2,9%, laut 
VPI). Dämpfend wirkte vor allem die Verbilli-
gung von Mineralölprodukten. 

Bereits im Juli 2024 unterschritt die Inflations-
rate die 3%-Marke (+2,9%, laut HVPI), womit 
sich der Abstand zum Euro-Raum (+2,6%) auf 
0,3 Prozentpunkte reduzierte. Solange die In-
flationsraten in Österreich ähnlich hoch sind 
wie im Euro-Raum werden die Preisunter-
schiede zwischen den beiden Regionen, die 
aus der unterschiedlichen Preisdynamik der 
letzten Jahren folgen, allerdings nicht abge-
baut. Dafür müsste die heimische Inflations-
rate längere Zeit unter jener des Euro-Rau-
mes liegen. 

Zwei Faktoren könnten in Österreich in naher 
Zukunft für einen weiteren Rückgang der In-
flation sorgen. Zum einen dürften die Preis-
steigerungen in der Kategorie "Hotels und 
Restaurants" abklingen. In diesem Teilbereich 

des VPI, der in den vergangenen Jahren der 
Hauptpreistreiber war, lässt der Preisauftrieb 
bereits seit einigen Monaten nach. Im Juli 
2024 lag er nur mehr bei 6,6%, nach 12,3% im 
Vorjahresmonat und 9,3% im Juli 2022. Ge-
genüber Juli 2021 beträgt der kumulierte 
Preisanstieg somit knapp 31%. 

Zum anderen gab der Rohölpreis, der Ende 
September 2023 einen Höchstwert von rund 
90 € pro Barrel (Brent) erreicht hatte, bis 
Ende August 2024 auf rund 70 € nach. Sollte 
er im September ähnlich niedrig bleiben, ist 
erneut mit einem deutlich negativen Inflati-
onsbeitrag der Treibstoffpreise zu rechnen. 

2.5 Konjunkturflaute belastet den 
Arbeitsmarkt 

Die flaue Wirtschaftsentwicklung schlägt ver-
stärkt auf den österreichischen Arbeitsmarkt 
durch. In konjunktursensiblen Branchen sinkt 
die Nachfrage nach Arbeitskräften bereits 
seit mehreren Monaten im Vorjahresver-
gleich und die Zahl der beim AMS gemelde-
ten offenen Stellen schrumpft. Im August 
2024 waren um 15,5% weniger Stellen vakant 
als im Vorjahr, nach 17% im Juli. 

In der Herstellung von Waren verringert sich 
die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse be-
reits seit Dezember 2023 im Vorjahresver-
gleich. In der Bauwirtschaft hält der Perso-
nalabbau sogar seit August 2023 an, im Han-
del seit September 2023. Am stärksten ist der 
Rückgang jedoch in den unternehmensna-
hen Dienstleistungen (ÖNACE 2008, Ab-
schnitt N), wo die Beschäftigung schon seit 
Jänner 2023 schrumpft (Juli 2024 5,5%). 
Dazu zählt auch die Arbeitskräfteüberlas-
sung, welche üblicherweise früh auf Verän-
derungen der Konjunktur reagiert. In diesem 
Bereich ist die unselbständige Beschäftigung 
seit November 2022 eingebrochen (Juli 
2024 12,8% gegenüber dem Vorjahr).  

In der Gesamtwirtschaft dagegen wurde die 
unselbständig aktive Beschäftigung auch im 
August 2024 ausgeweitet. Mit voraussichtlich 
+0,3% gegenüber dem Vorjahr war der An-
stieg gleich hoch wie im Juli. 

Die Zahl der beim AMS als arbeitslos oder in 
Schulung vorgemerkten Personen stieg aller-
dings ebenfalls kräftig an. Im August war sie 
wie bereits im Vormonat um knapp 10% hö-
her als im Vorjahr. Die um Saisoneffekte be-
reinigte Arbeitslosenquote erhöhte sich nach 
vorläufigen Berechnungen leicht von 7,1% 
im Juli auf 7,2% im August (Juni 7%). 

 

Die Konsumnachfrage 
der privaten Haushalte 
schwächelt bislang trotz 
der hohen Realeinkom-
menszuwächse. 

Die Arbeitslosenquote 
steigt in Österreich kon-
tinuierlich an. 
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
 

 
Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbarkeit zu erleichtern, werden 
ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglichkeit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vor-
liegenden Glossar zusammengefasst. 

 

 Rückfragen: astrid.czaloun@wifo.ac.at, christine.kaufmann@wifo.ac.at, martha.steiner@wifo.ac.at   
 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem Vor-
quartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte bereinigt. 
Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unterschiedli-
che Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst werden 
(etwa Ostern). 

Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr . . ." 
beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der glei-
chen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unbereinigte 
Zeitreihen. 

Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Konjunk-
turverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten unterlie-
gen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saisonbereinigung 
auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik im 
unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vorange-
gangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des Folgejah-

res  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate des Jah-

res 1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des IV. Quartals 
des Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der Be-
rechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittliche 
Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 auf 2006, 
als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um Preis-
effekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell ausge-
wiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens ange-
führt. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherpreise 
gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI) ist ein 
Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte Verbrau-
cherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die vergleichbare 
Messung der Inflation in der EU und für die Bewertung der Preis-
stabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch https://www. 
statistik.at).  

Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden über 87% 
der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucherpreisin-
dex (VPI 2020) enthaltenen Güter und Dienstleistungen in die Be-
rechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionsbefragung 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von rund 
1.700 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung ihrer aktu-
ellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Die WIFO-Investitions-
befragung ist eine halbjährliche Befragung von Unternehmen zu 
ihrer Investitionstätigkeit im Rahmen des WIFO-Konjunkturtests 
(https://www.konjunkturtest.at). Die Indikatoren sind Salden zwi-
schen dem Anteil der positiven und jenem der negativen Mel-
dungen an der Gesamtzahl der befragten Unternehmen ge-
wichtet nach Beschäftigten. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbständi-
gen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslosen-
bestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in Stan-
dardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrierungen 
bei AMS und Dachverband der Sozialversicherungsträger. 

Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz su-
chen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche mindes-
tens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbeitet hat. 
Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und Lehrlinge 
zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Präsenz- und Zivil-
diener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an 
allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Erwerbstätige). Daten-
basis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mikrozensus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der österreichischen 
Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in AMS-
Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung der Ar-
beitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im Zähler 
berücksichtigt. 

Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen in aufrechtem Dienstverhält-
nis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leis-
ten. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die Zahl der "un-
selbständig aktiv Beschäftigten". 

https://www.statistik.at/
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WIFO  ■  STUDIEN   
 

Verteilungen des Ausgleichs der kalten Progression für 
das Jahr 2025 
Zusatzbericht zum Progressionsbericht 2024 
Marian Fink, Silvia Rocha-Akis 

 

 

Die Studie analysiert die Verteilungswirkung des automati-
schen und diskretionären Ausgleichs der kalten Progression 
im Jahr 2025. Der Zwei-Drittel-Ausgleich der Inflation führt 
zu einem Entlastungsvolumen von 1.371 Mio. €, wobei das 
oberste Einkommensdezil 20,7% und das unterste 1,5% er-
hält. Der Ausgleich des verbleibenden Drittels durch die 
berücksichtigten diskretionären Maßnahmen begünstigt 
die unteren Einkommensdezile stärker, insbesondere durch 
den Kinderzuschlag, von dem 62,9% an das unterste Dezil 
fließen. Unter Berücksichtigung des automatischen und dis-
kretionären Ausgleichs steigt das verfügbare Äquivalenz-
einkommen durchschnittlich um 1,0%, wobei die unteren 
Dezile relativ stärker profitieren. Die Armutsgefährdungs-
quote sinkt um 0,3 bzw. 0,6 Prozentpunkte bei Verwen-
dung der verankerten Armutsgefährdungsschwelle. 

 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Finanzen • August 2024 • 32 Seiten •  
Kostenloser Download: https://www.wifo.ac.at/publication/pid/53782588  
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Veranlagungsergebnis stützte 2023 die Schaden-
Unfallversicherung 
Thomas Url 

 Die Prämieneinnahmen der österreichischen Privatversicherungswirtschaft stiegen 2023 in der Kranken- 
und in der Schaden- und Unfallversicherung; in der Lebensversicherung waren sie hingegen rückläufig.  

 Dieses Muster war auch auf den internationalen Versicherungsmärkten erkennbar.  

 Die Tarife für Versicherungsprodukte holten 2023 den allgemeinen Preisauftrieb nach.  

 In der Lebensversicherung verlagerte sich das Neugeschäft wieder zu klassischen Produkten mit 
laufenden Prämien.  

 In der privaten Krankenversicherung stieg die Zahl der Schaden- und Leistungsfälle stark an, die 
durchschnittliche Leistungshöhe schrumpfte jedoch.  

 In der Schaden- und Unfallversicherung erreichte die Schadenquote 2023 wieder ihren langfristigen 
Durchschnittswert.  

 Ein günstiges Veranlagungsergebnis ermöglichte wieder im gewohnten Ausmaß Übertragungen von 
Kapitalerträgen in die versicherungstechnische Rechnung. 

 

 
Verteilung des privaten Geldvermögens 2023 

 

Das Geldvermögen der privaten Haushalte stieg 2023 um 27,6 Mrd. € (+3,4%). 
Neuveranlagungen und Kursgewinne von Wertpapieren trugen diesen Aufbau 
ungefähr zu gleichen Teilen. Die langfristige Veranlagung in Lebensversicherungen 
war weiterhin vom hohen Liquiditätswunsch der privaten Haushalte geprägt und 
verlor Marktanteile (Q: OeNB. Gesamtes Geldvermögen: 833,3 Mrd. €). 

 

"Die Normalisierung der Renditen 
auf festverzinsliche Wertpapiere 
erzeugte 2023 noch keinen sicht-
baren Aufschwung für Lebens-
versicherungen." 

 

 

Bargeld und 
Einlagen

40%

Festverzinsliche 
Wertpapiere

3%

Aktien, 
Anteilsrechte

28%

Investment-
zertifikate

11%

Ansprüche aus 
Lebensversiche-

rungen und 
Pensionskassen

14%

Sonstiges
4%
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Veranlagungsergebnis stützte 2023 die Schaden-Unfallversicherung 
Thomas Url 

 
Veranlagungsergebnis stützte 2023 die Schaden-
Unfallversicherung 
Die österreichische Privatversicherungswirtschaft steigerte 
2023 das Prämienvolumen um 5,3%. Die Schaden- und Un-
fallversicherung entwickelte sich weiterhin dynamisch 
(+8,7%). Das Prämienwachstum der privaten Krankenversi-
cherungen (+8,8%) profitierte von einer deutlichen Auswei-
tung der versicherten Risiken und Preisanpassungen. Die 
Lebensversicherung (4,5%) verlor weiter an Boden und 
konnte aus dem Anstieg der Renditen auf langfristige Wert-
papiere noch keinen Nutzen ziehen. Die Leistungen legten 
getrieben durch höhere Reparaturkosten und die Zu-
nahme an Versicherungsfällen insgesamt um 5,0% zu. Das 
Veranlagungsergebnis konnte wieder im gewohnten Um-
fang zum versicherungstechnischen Ergebnis beitragen. 
Die Entwicklung auf dem österreichischen Versicherungs-
markt passte 2023 gut ins internationale Bild. 

 Investment Result Supported Property-casualty Insurance 
in 2023 
The Austrian private insurance industry increased its pre-
mium volume by 5.3 percent in 2023. Property and casualty 
insurance continued their dynamic path (+8.7 percent). 
Premium growth in private health insurance (+8,8 percent) 
benefitted from a significant increase in insured risks as well 
as price adjustments. Life insurance (4.5 percent) lost fur-
ther ground and was not yet benefitting from the rise in 
yields on long-term securities. Insurance claims rose by 
5.0 percent overall, driven by higher repair costs and the 
increase in insurance claims. The investment result was 
able to contribute to the technical result to the usual ex-
tent. Developments on the Austrian insurance market in 
2023 were in line with the international picture.  

 

 
JEL-Codes: G22, E21, G18 • Keywords: Privatversicherung, Geldvermögensbildung 
Begutachtung: Christine Mayrhuber • Wissenschaftliche Assistenz: Ursula Glauninger (ursula.glauninger@wifo.ac.at) • 
Abgeschlossen am 27. 9. 2024 

 

 Kontakt: Thomas Url (thomas.url@wifo.ac.at)   

 

Die Folgen des Energiepreisschocks 2022 
waren in Österreich auch 2023 noch deut-
lich spürbar. Die Wirtschaft reagierte typisch 
auf den ausgeprägten negativen Angebots-
schock: während das reale Bruttoinlandspro-
dukt verzögert schrumpfte, blieb die Inflati-
onsrate auf hohem Niveau. Obwohl das no-
minelle BIP um 6,9% zulegte, verringerte sich 
das real verfügbare Einkommen der priva-
ten Haushalte um 0,5%. Dementsprechend 
schwach fiel auch der private Konsum zu 
konstanten Preisen aus. Für die Versiche-
rungswirtschaft setzte sich in diesem Umfeld 

die gespaltene Entwicklung der Vorjahre 
fort. Während die Prämieneinnahmen der 
privaten Krankenversicherung (+8,8%) und 
der Schaden-Unfallversicherung (+8,7%) zu-
legen konnten, spürte die Lebensversiche-
rung die antizyklisch verminderte Spartätig-
keit der privaten Haushalte in Form rückläufi-
ger Prämieneinnahmen (4,5%). Der Anteil 
der Lebensversicherung an den Prämienein-
nahmen insgesamt fiel dadurch wieder auf 
das Niveau der 1980er-Jahre zurück (Über-
sicht 1); die Versicherungsdurchdringung 
verharrte auf dem Vorjahreswert.  

1. Die Privatversicherungswirtschaft im internationalen Vergleich 

In Europa war 2023 die Geschäftsdynamik 
der Versicherungswirtschaft schwächer und 
der Unterschied zwischen Nicht-Lebens- und 
Lebensversicherungsgeschäft kleiner als in 
Österreich. Im Europäischen Wirtschaftsraum 
legten die verrechneten Prämien (Direktge-
schäft und akzeptierte Rückversicherung) 
um 3,9% zu. Die Nicht-Lebensversicherung 
wuchs mit +6,5% wesentlich schwungvoller 
als die Lebensversicherung (+1,2%). Unter 
den größten Versicherungsmärkten blieben 

 
1)  Europäische Aufsichtsbehörde für das Versiche-
rungswesen und die betriebliche Altersversorgung 

Deutschland und Italien hinter der Entwick-
lung des Gesamtmarktes zurück. Dafür war 
vor allem die nachlassende Nachfrage pri-
vater Haushalte nach Lebensversicherungen 
verantwortlich (Italien 3,2%, Deutsch-
land 1,5%). Besonders dynamisch zeigte 
sich Zypern (+23,0%), während die Versiche-
rer in Litauen (34,6%), Luxemburg (3,2%), 
Liechtenstein (1,6%) und Irland (0,6%) an 
Boden verloren. Die von EIOPA1) erfassten 
Versicherungsmärkte in Mittel-, Ost- und 

https://www.eiopa.europa.eu/tools-and-data/ 
insurance-statistics_en.  

https://www.eiopa.europa.eu/tools-and-data/insurance-statistics_en
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Südosteuropa (MOSOEL) entwickelten sich 
insgesamt überdurchschnittlich gut (+9,9%), 
wobei mit Rumänien (+28,2%) und Polen 
(+15,9%) zwei größere Märkte positiv hervor-

stachen. Die Prämieneinnahmen der Nicht-
Lebensversicherung (+11,4%) stiegen auch in 
den MOSOEL wesentlich kräftiger als jene 
der Lebensversicherung (+5,5%).  

  

Übersicht 1: Abgegrenzte Bruttoprämien 
 

Alle Sparten Lebens-
versicherung 

Kranken-
versicherung 

Schaden- und 
Unfallversicherung 

Versicherungs-
durchdringung1)  

Mio. € In % des gesamten Prämienvolumens In % des BIP 
2019 18.804 28,9 12,4 58,7 4,8 
2020 19.076 28,1 12,8 59,2 5,3 
2021 19.676 27,3 12,8 59,9 4,9 
2022 20.699 25,7 12,7 61,6 4,6 
2023 21.799 23,3 13,1 63,6 4,6 

Q: Finanzmarktaufsicht Österreich, Statistik Austria. – 1) Auf Basis verrechneter direkter inländischer Prämien. 

 

Der weltweite Versicherungsmarkt erwies 
sich 2023 als dynamischer als der europäi-
sche (Swiss Re, 2024). Mit einem Anstieg des 
nominellen Prämienvolumens in gemeinsa-
mer Währung (Dollar) um 6,1% profitierte die 
globale Versicherungsnachfrage deutlich 
vom Wirtschaftswachstum in Amerika sowie 
in den Schwellenländern Europas, des Na-
hen und Mittleren Ostens und Afrikas (EMEA). 
Die Nicht-Lebensversicherung legte weltweit 
um 7,6% zu, während die Lebensversiche-
rung mit +3,9% verhaltener expandierte. 
Südamerika verzeichnete in beiden Abtei-
lungen zweistellige Wachstumsraten. In den 
EMEA-Schwellenländern schnitt die Nicht-Le-
bensversicherung sehr erfolgreich ab 
(+10,7%), während die Lebensversicherung 
stagnierte (+0,3%).  

Für das Versicherungsgeschäft im Jahr 2024 
ist Swiss Re (2024) angesichts eines realen 
Wirtschaftswachstums nahe am Potential-
wachstum, des Rückgangs der Inflation, hö-
heren Zinssätzen und der guten Beschäfti-
gungslage optimistisch. Der Anstieg der 
Zinssätze sollte vor allem das Lebensversi-
cherungsgeschäft stimulieren. Für die Nicht-
Lebensversicherung rechnet Swiss Re (2024) 
im laufenden Jahr weiterhin mit steigenden 
Tarifen. Höhere Kosten der Schadenbehe-
bung werden vor allem im Neugeschäft mit 
privaten Haushalten zu Tarifanpassungen 
führen; andererseits wird in der Versicherung 
kommerzieller Risiken ein Ende der Tariferhö-
hungen erwartet, weil dort bereits zuletzt 
hohe Preissteigerungen zu verzeichnen wa-
ren.  

EIOPA fasst die Risikofaktoren für die europä-
ische Versicherungswirtschaft regelmäßig in 
Form eines Dashboards zusammen. Im Som-
mer 2024 schätzte die Behörde die Risiko-
lage als stabil auf mittlerer Stufe ein – mit ei-
ner Ausnahme: Das Potenzial für eine Kurs-
korrektur an den Wertpapiermärkten und für 

einen weitergehenden Preisverfall von 
Immobilien wird als hoch eingestuft. Für die 
nächsten zwölf Monate erwartet EIOPA in 
den Bereichen Cyberrisk sowie Umwelt und 
soziale Ziele (ESG) Verschlechterungen. Die 
Cyberrisiken steigen laut EIOPA, da die 
zunehmende Digitalisierung Versicherungs-
unternehmen angreifbarer mache und ver-
stärkte geopolitische Spannungen das Risiko 
von Cyberangriffen mit systemischen Folgen 
vergrößern würden (IWF, 2024). ESG-bezo-
gene Risiken waren bereits das Thema meh-
rerer Stresstests für Finanzintermediäre. Sie 
beinhalteten Szenarien einer verzögerten 
aber intensiveren Implementation von Instru-
menten zur Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen (vgl. z. B. für die Kreditwirtschaft 
Germann et al., 2023).  

Die Solvenzkapitalquote (SCR-Quote) misst 
die Leistungsfähigkeit von Versicherungsun-
ternehmen, wenn unerwartet hohe Scha-
denzahlungen und Verluste in der Veranla-
gung zusammentreffen. Die SCR-Quote ist 
das Verhältnis der anrechenbaren Eigenmit-
tel eines Versicherungsunternehmens zu des-
sen Solvenzkapitalerfordernis (SCR). Das SCR 
schätzt die Höhe unvorhergesehener Ver-
luste in den nächsten 12 Monaten auf einem 
Sicherheitsniveau von 99,5% unter der An-
nahme, dass der Geschäftsbetrieb fortge-
setzt wird. Dabei werden alle quantifizierba-
ren Risiken berücksichtigt, denen ein Versi-
cherungsunternehmen ausgesetzt ist. Auf 
dem europäischen Binnenmarkt lag die 
SCR-Quote Ende 2023 im Durchschnitt bei 
2,6, d. h. das Eigenkapital der Versicherungs-
unternehmen war mehr als zweieinhalbmal 
so hoch wie ihr SCR. Die österreichischen 
Versicherer verzeichneten im europäischen 
Vergleich eine hohe SCR-Quote von 3,1 (Ab-
bildung 1) und hielten damit den guten Vor-
jahreswert. Ende 2023 wiesen laut EIOPA 
mehr als die Hälfte der heimischen Versiche-
rer eine SCR-Quote von über 2,6 aus.  

Der globale Versiche-
rungsmarkt war 2023 
dynamischer als der 

europäische. 

EIOPA schätzt die Risiko-
lage als stabil auf mittle-

rer Stufe ein; Marktrisi-
ken bilden davon die 

einzige Ausnahme. 



 494 Privatversicherungswirtschaft 2023 WIFO  ■  Monatsberichte 9/2024, S. 491-503
 

Abbildung 1: Solvenzkapitalanforderung (SCR-Quoten) im europäischen Vergleich 2023 

 

Q: EIOPA (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung). 
SCR-Quote . . . Verhältnis der anrechenbaren Eigenmittel zum Solvenzkapitalerfordernis. 

2. Zusätzliche regulatorische Vorgaben für die Versicherungswirtschaft  

Die regulatorischen Vorgaben für die Versi-
cherungswirtschaft wurden im letzten Jahr 
ausgeweitet. Im Bereich der Digitalisierung 
trat am 16. Jänner 2023 der Digital Operatio-
nal Resilience Act (DORA) in Kraft, wobei die 
ergänzenden technischen Standards im 
Laufe des Jahres 2024 vorliegen sollen. Das 
Künstliche-Intelligenz-Gesetz (AI-Act) regelt 
allgemein den Einsatz künstlicher Intelligenz 
durch natürliche und juristische Personen. Für 
Versicherer entstehen je nach Risikoklassifi-
kation der Nutzung (minimal, beschränkt, 
hoch oder nicht akzeptierbar) unterschied-
lich umfangreiche Pflichten. Der Cyber Resi-
lience Act (CRA) wird für die Versicherungs-
wirtschaft insofern relevant sein, als damit 
die Sicherheit der Kommunikation über Kun-
denportale erhöht werden soll. Darunter fal-
len sowohl Portale auf Internetseiten als 
auch solche auf Mobiltelefonen. Versicherer 
müssen künftig u. a. mittels Schwachstellen-
managements Sicherheitsrisiken identifizie-
ren und darauf reagieren.  

Der 2018 begonnene Review-Prozess für Sol-
vency II führte im Frühjahr 2024 zu einem ak-
kordierten Bericht, der jedoch noch nicht 
beschlossen und veröffentlicht wurde. Ähnli-
ches gilt für die Richtlinie zur Sanierung und 
Abwicklung von Versicherungs- und Rück-
versicherungsunternehmen (IRRD). Die Än-
derungen in Solvency II betreffen die Volatili-
tätsanpassung bzw. die Extrapolation der 
Zinsstrukturkurve in der Lebensversicherung 
und sollen kurzfristige Schwankungen der er-
forderlichen SCR-Quote verringern. Wenn 
ein Versicherungsunternehmen ein internes 
Modell zur Berechnung des Solvenzkapitals 
nutzt, muss jedes zweite Jahr eine Parallel-
rechnung mit dem Standardmodell erfol-

gen. Da Solvency II nicht dem Proportionali-
tätsprinzip entsprach, zumal es kleinere und 
mittlere Versicherungsunternehmen über-
proportional belastete (Pitlik & Url, 2020), 
wurden die Schwellenwerte für die Prämien-
einnahmen und die versicherungstechni-
schen Rückstellungen erhöht. Für Versiche-
rungsunternehmen wird die Erstellung eines 
Liquiditätsrisikomanagementplanes ver-
pflichtend. Die Aufsichtsbehörden sollen in 
Zukunft durch makroprudenzielle Instru-
mente höhere Anforderungen an die Liquidi-
tät einzelner Versicherungsunternehmen 
stellen können. Die Fristen für die Berichter-
stattung und Offenlegung werden um vier 
Wochen auf 18 Wochen ausgeweitet. Zu-
dem müssen künftig zusätzliche Risiken inte-
griert werden.  

Die IRRD regelt die Sanierung und Abwick-
lung von Versicherungsunternehmen. Sie 
sieht die Errichtung einer Abwicklungsbe-
hörde in jedem EU-Mitgliedsland vor und er-
möglicht der Aufsicht den Eingriff in die Ge-
schäftsführung von Versicherungsunterneh-
men, selbst wenn diese das Solvabilität-II-
Erfordernis noch erfüllen. Die Versicherer 
werden zur Erstellung und laufenden Aktuali-
sierung vorausschauender Sanierungspläne 
und zur Bereitstellung von Informationen an 
die Abwicklungsbehörde verpflichtet, die im 
Anlassfall einen Abwicklungsplan erstellt.  

Auf EU-Ebene wird weiterhin die Einführung 
eines Garantiesystems zur Deckung von For-
derungen der Versicherten im Abwicklungs-
fall diskutiert. Aus österreichischer Sicht er-
scheint ein solches Garantiesystem überzo-
gen, weil die Ansprüche der Versicherten in 
den versicherungstechnischen Rückstel-
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Der Review-Prozess für 
Solvency II ist nahezu 
abgeschlossen. 

Die Richtlinie zur Sanie-
rung und Abwicklung 
von Versicherungs- und 
Rückversicherungsunter-
nehmen (IRRD) erhöht 
die Kosten der Regulie-
rung. 
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lungen abgebildet sind und diese mit einem 
Deckungsstock abgesichert werden müssen. 
Der Deckungsstock ist in Wertpapieren und 
anderen Anlageformen investiert und wird 
von einem externen Treuhänder überwacht. 
Darüber hinaus schreibt Solvency II bereits 
bei Unterschreitung einer SCR-Quote von 1 
die Vorlage von geplanten Korrekturmaß-
nahmen durch das Versicherungsunterneh-
men vor.  

Mit Jahresanfang 2024 traten die Europäi-
schen Standards für die Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung (ESRS) in Kraft, die Unterneh-
men zur Berichterstattung über Umwelt- und 
Sozialthemen und die Unternehmenssteue-
rung (Governance) verpflichten. Damit sol-
len Anleger:innen ausreichende Informatio-
nen über die Auswirkungen der Unterneh-
menstätigkeit auf Mensch und Umwelt erhal-
ten und sich ein Bild über deren finanzielle 

Risiken und Chancen im Hinblick auf den Kli-
mawandel und andere Nachhaltigkeitsthe-
men machen können. Die Berichtspflicht be-
steht erstmals für das Geschäftsjahr 2024 und 
gilt für alle Unternehmen, die der Richtlinie 
über die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
von Unternehmen (CSRD) unterliegen. Das 
sind Großunternehmen sowie Klein- und Mit-
telbetriebe, die börsennotierte Wertpapiere 
ausgegeben haben.  

Insgesamt werden diese Zusatzpflichten die 
regulatorischen Kosten für die Versicherungs-
wirtschaft bei geringem Zusatznutzen weiter 
steigern. Die von der Europäischen Kommis-
sion vor mehr als einem Jahrzehnt in Aussicht 
gestellte (Europäische Kommission, 2012) 
und im aktuellen politischen Programm be-
kräftigte bürokratische Entlastung von Unter-
nehmen wird damit nicht erreicht werden2).  

3. Tarifsteigerungen für Versicherungsprodukte übertrafen 2023 den 
allgemeinen Preisauftrieb  

Die Verbraucherpreisinflation in Österreich 
blieb im Jahr 2023 unvermindert kräftig. Mit 
einer Steigerungsrate des harmonisierten 
Verbraucherpreisindex von 7,7% wurde der 
Durchschnitt des Euro-Raumes um 2,3 Pro-
zentpunkte übertroffen. Höher als im euro-
päischen Mittel waren die Preissteigerungen 
in Österreich in den Bereichen Dienstleistun-
gen und nichtenergetische Industriegüter. 
Die Preissenkungen auf Energie erfolgten 
hierzulande verzögert und in geringerem 
Umfang.  

Versicherungen waren auf der Kostenseite 
von Preissteigerungen für Reparaturen und 
Ersatzbeschaffungen betroffen, die zumeist 
in Form indexierter Prämien erst verzögert an 
die Versicherten weitergegeben werden. 
Dieses Muster ist in Übersicht 2 gut erkenn-
bar. Während sich die im Verbraucherpreis-
index erfassten Versicherungsprämien 2022 
noch moderat entwickelt hatten, holten sie 
2023 den Inflationsschub des Vorjahres 
nach.  

  

Übersicht 2: Privatversicherungsformen im Warenkorb des Verbraucherpreisindex 
 2024 2020 2021 2022 2023 20241) 
 Gewicht in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Tarifprämien für       

Hausratsversicherung 0,281  + 1,0  + 0,7  – 2,5  + 6,5  + 9,0 
Bündelversicherung für Eigenheim 0,620  + 1,2  + 0,3  + 4,2  + 9,6  + 4,5 
Private Gesundheitsversicherung 1,535  + 1,7  + 2,2  + 2,1  + 5,4  + 9,3 
Kfz-Haftpflichtversicherung (Pkw) 1,127  + 1,8  + 1,1  + 1,4  + 10,1  + 6,0 
Kfz-Rechtschutzversicherung 0,032  – 1,1  + 1,1  + 4,6  + 4,3  + 5,1 
Kfz-Teilkaskoversicherung 0,172  + 1,0  – 1,0  + 2,5  + 13,2  + 7,7 

        
Privatversicherungsformen insgesamt 3,768  + 1,5  + 1,3  + 1,9  + 8,0  + 7,4 
Verbraucherpreisindex insgesamt   + 1,4  + 2,8  + 8,6  + 7,8  + 3,7 
Beitrag der Privatversicherungsformen Prozentpunkte   + 0,06  + 0,05  + 0,08  + 0,32  + 0,28 

Q: Statistik Austria. – 1) Jänner bis Juli. 

 

Kfz-Teilkaskoversicherungen zeigten 2023 die 
höchsten Tarifsteigerungen im VPI, vor Kfz-
Haftpflichtversicherungen und den Bündel-
versicherungen für Eigenheime. Vergleichs-
weise verhalten entwickelten sich die Tarife 
in der Gesundheits- und in der Kfz-Recht-
schutzversicherung (Übersicht 2). Bis Juli 2024 

 
2)  "Each Commissioner will be tasked with focusing on 
reducing administrative burdens and simplifying im-
plementation: less red tape and reporting, more trust, 

ebbte der allgemeine Preisauftrieb wieder 
ab, während in der Versicherungswirtschaft 
weiterhin Nachholeffekte zu verzeichnen 
sind. Die Tarifentwicklung für Versicherungen 
wird die Inflationsrate in Österreich daher 
auch 2024 erhöhen. 

better enforcement, faster permitting" (von der Leyen, 
2024).  

Seit Jänner 2024 besteht 
eine Berichtspflicht zu 

Nachhaltigkeitsthemen. 

Preissteigerungen für Re-
paraturen und Ersatzbe-

schaffungen erhöhen 
Leistungen und Tarife. 
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Die durchschnittliche Prämie je Risiko ist ein 
interessanter Vergleichsmaßstab für die Prä-
miensteigerungen laut Verbraucherpreisin-
dex, weil sie auch andere Preisgestaltungs-
möglichkeiten – wie Rabatte, die Prämien-
rückgewähr, Leistungseinschränkungen oder 
Haftungsausschlüsse – berücksichtigt. In 
weitgefassten Versicherungsprodukten kann 
aber auch eine Verschiebung der Nach-
frage zu Gegenständen mit einem niedrige-
ren oder höheren Versicherungswert die 
Vergleichbarkeit mit den VPI-Komponenten 
einschränken. So stieg etwa die durch-
schnittliche Prämie in der Kfz-Haftpflichtversi-
cherung 2023 mit 3,6% weit schwächer als 
die entsprechende VPI-Komponente. Ähn-
lich verhält es sich mit der Kfz-Kaskoversiche-
rung (+6,6%). Die Durchschnittsprämie in der 
Insassenunfallversicherung setzte mit 4,2% 
ihren Abwärtstrend fort. In diesen vergleichs-
weise eng definierten Versicherungsproduk-
ten weicht die Entwicklung der Durch-
schnittsprämien somit deutlich von den Stei-
gerungsraten laut VPI ab. Dies zeigt sowohl 
die Bedeutung alternativer Elemente in der 
Tarifierung von Versicherungsverträgen als 
auch die Bereitschaft zur Substitution einzel-
ner Vertragselemente auf Seiten der Versi-
cherten. Insgesamt legte die durchschnittli-
che Prämie in der Sachversicherung 2023 
um 6,6% zu (2022 +4,7%).  

Die Schadenquote im direkten Geschäft der 
Schaden- und Unfallversicherung lag 2023 
mit 62,4% knapp über dem langfristigen 

Durchschnittswert (62,0%). In der Sonstigen 
Feuer- und in der Leitungswasserschaden-
versicherung lagen die Leistungen dagegen 
deutlich über dem langfristigen Mittel; zumal 
die Schadenquoten bereits seit einigen Jah-
ren überdurchschnittlich sind, sind für beide 
Sparten in nächster Zeit Tariferhöhungen 
wahrscheinlich. Die Unfallversicherung war 
2023 ebenfalls von überdurchschnittlich ho-
hen Leistungen betroffen, allerdings er-
scheint dort die Abweichung weniger syste-
matisch. Besonders niedrige Schadenquo-
ten verzeichneten 2023 die Einbruchdieb-
stahl- und die Haushaltsversicherung; auch 
die Kredit- und die Sonstige Maschinenversi-
cherung erlebten ein Jahr mit geringen Leis-
tungen. In der vom Prämienvolumen her be-
deutenden Kfz-Haftpflicht und in der allge-
meinen Haftpflichtversicherung blieben die 
Schadenquoten ebenfalls deutlich unter 
den langfristigen Durchschnittswerten. Die 
hohe Wettbewerbsintensität in den beiden 
Geschäftsfeldern könnte weiterhin die Tarif-
erhöhungen dämpfen, obwohl die Repara-
turkosten in den letzten Jahren inflationsbe-
dingt stark zulegten. Swiss Re (2024) rechnet 
für 2024 mit einer gedämpften Fortsetzung 
inflationsbedingter Tarifsteigerungen in der 
Privatversicherung, während die Tarife für 
Geschäftskunden stabiler bleiben dürften. 
Die Werte für das 1. Halbjahr 2024 (Über-
sicht 2) deuten jedenfalls auch für Sparten 
mit mittelfristig niedrigen Schadenquoten 
weitere Tarifanpassungen an.  

4. Lebensversicherung durch Realeinkommensverluste beeinträchtigt  

Die hohe allgemeine Inflation ging auch 
2023 in die Tariflohnabschlüsse der Sozial-
partner ein. Gleichzeitig blieb die Beschäfti-
gungslage robust und viele private Haus-
halte nutzten die Gelegenheit steigender 
Zinssätze für eine längere Bindung ihrer Spar-
einlagen. In diesem Umfeld stieg das verfüg-
bare Einkommen der privaten Haushalte no-
minell um 7,6%, blieb jedoch real hinter dem 
Vorjahreswert zurück (0,5%). Die Privathaus-
halte reagierten auf den Kaufkraftverlust mit 
einer Verminderung des Sparvolumens und 
setzen verstärkt auf Veranlagungsformen mit 
geringem Risiko. Die Sparquote (ohne Ein-
zahlungen in die betriebliche Altersvorsorge) 
ging von 8,5% auf 8,2% zurück; die privaten 
Haushalte bauten 2023 mit 11,6 Mrd. € deut-
lich weniger Finanzvermögen aus ihrem lau-
fenden Einkommen auf als im Vorjahr (2022: 
16,9 Mrd. €). Innerhalb des Vermögensbe-
standes kam es 2023 wegen der Anhebung 
der Leitzinssätze zu einer umfangreichen 
Verschiebung von täglich fälligen zu zeitlich 
gebundenen Einlagen und zu langfristigen 
festverzinslichen Wertpapieren. Der Geldver-
mögensbestand privater Haushalte erholte 
sich vom Einbruch des Vorjahres und stieg 
um 27,6 Mrd. € an. Die deutlichen Kursge-
winne bei Wertpapieren erklären den Unter-
schied zwischen Bestandsveränderung und 
laufendem Vermögensaufbau.  

Die Veranlagungsstruktur des privaten Geld-
vermögens veränderte sich im Jahresverlauf 
2023 – mit Ausnahme der Verschiebung in-
nerhalb der Einlagen – nur wenig. Bargeld 
und Einlagen bei Kreditinstituten machten 
2023 knapp 40% des Portfolios aus (Abbil-
dung 2) und verloren gegenüber dem Vor-
jahr (41%) nur leicht an Boden. Die sonstigen 
Aktien und Anteilsrechte (2023: 28,3%) ent-
sprechen dem Wert der Unternehmensan-
teile im Vermögen privater Haushalte. Der 
größte Teil davon besteht aus nicht gehan-
delten Anteilen an Kapitalgesellschaften 
und nur ein kleiner Teil aus börsennotierten 
Aktien (5%). Im Vergleich zum Vorjahr blieb 
diese Position nahezu unverändert. Die An-
sprüche aus Altersvorsorgeaktivitäten mach-
ten weiterhin 13,7% des Geldvermögens aus, 
wobei die Lebensversicherungen 7,7% stell-
ten. Die Investmentzertifikate profitierten von 
Wertsteigerungen und bauten ihren Anteil 
bis Ende 2023 auf 10,7% des Geldvermögens 
aus (2022: 10,1%).  

Angesichts rückläufiger Realeinkommen und 
trotz der in Aussicht gestellten Lockerung der 
Geldpolitik hielten sich die privaten Haus-
halte mit langfristigen finanziellen Bindungen 
zurück und bauten Veranlagungen in Le-

Die Schadenquote 
näherte sich 2023 weiter 
dem langfristigen Durch-
schnitt an. 

Angesichts rückläufiger 
Realeinkommen hielten 
sich die privaten Haus-
halte trotz der erwarte-
ten Lockerung der Geld-
politik mit langfristigen 
finanziellen Bindungen 
zurück. 
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bensversicherungen im Ausmaß von 
2,1 Mrd. € aktiv ab; durch Wertgewinne und 

Kapitalertragsgutschriften stieg ihr Bestands-
wert dennoch um 0,9 Mrd. € auf 64,5 Mrd. €.  

 

Abbildung 2: Verteilung des privaten Geldvermögens 2023 

 

Q: OeNB. Gesamtes Geldvermögen: 833,3 Mrd. €. 

 

Die Einmalerläge litten am stärksten unter 
der Zurückhaltung gegenüber langfristigen 
Anlageprodukten. Insgesamt lagen die Prä-
mieneinnahmen für Einmalerläge um 28,0% 
unter dem Vorjahresniveau, wobei die 
fonds- und indexgebundene Lebensversi-
cherung mit 33,6% am härtesten getroffen 
wurde. Aber auch in der klassischen Lebens-
versicherung schrumpften die Einmalerläge 
mit 24,5% deutlich, und selbst hybride Le-
bensversicherungen erlitten mit 16,7% einen 
herben Rückschlag.  

Im Gegensatz zu den Einmalerlägen blieben 
die Einnahmen aus Verträgen mit laufenden 
Prämien nahezu stabil (0,7%). Zwar 
schrumpften sie in der klassischen Lebens-
versicherung leicht (2,7%), jedoch verzeich-
neten die fonds- und indexgebundene Le-
bensversicherung (+1,8%) sowie die hybriden 
Produkte (+7,4%) ein Wachstum. Im Neuge-
schäft mit laufenden Prämien gab die klassi-
sche Kapital- und Rentenversicherung mit 
+8,8% ein kräftiges Lebenszeichen von sich, 
während die Hybridprodukte stagnierten 
(0,9%) und die fonds- und indexgebunde-
nen Lebensversicherungen Einbußen erlitten 
(3,4%). Das Neugeschäft mit Ablebensversi-
cherungen schrumpfte 2023 um 4,8% und re-
agierte damit auf die schwächelnde Kredit-
vergabe an private Haushalte. Mit den An-
hebungen der Leitzinssätze und im Zuge der 
makroprudenziellen Maßnahmen des Fi-
nanzmarktstabilitätsgremiums ging die 
Nachfrage nach Wohnbaukrediten zurück. 
Dementsprechend verringerte sich auch das 

Neugeschäft mit Ablebensversicherungen. 
In der Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsversi-
cherung blieb das Neugeschäft mit 6 Mio. € 
in etwa konstant, während in der Pflegever-
sicherung sowohl die Zahl der Neuverträge 
als auch das damit verbundene Prämienvo-
lumen stark rückläufig waren.  

In der prämienbegünstigten Zukunftsvor-
sorge schrumpften 2023 die Vertragszahlen 
auf 839.000 (2022: 903.000), weil 7.454 Neu-
verträge (2022: 6.127) die Zahl der abreifen-
den Verträge bei weitem nicht kompensier-
ten. 2023 waren nur noch vier Lebensversi-
cherer als Anbieter auf diesem Markt aktiv 
und nahmen zusammen 670 Mio. € an Prä-
mien ein, was ungefähr einem Achtel des 
gesamten Geschäftsvolumens in der Le-
bensversicherung entsprach. Seit der Halbie-
rung der staatlichen Prämie auf die Einzah-
lung der Versicherten im Jahr 2012 und im 
Zuge der langen Niedrigzinsphase sind die 
Vertragszahlen rückläufig. Das Neugeschäft 
kann nicht mehr an die Dynamik nach Ein-
führung der prämienbegünstigten Zukunfts-
vorsorge im Jahr 2004 anschließen und aus-
laufende Verträge werden nur zu einem sehr 
kleinen Teil durch Neuverträge ersetzt (Fi-
nanzmarktaufsicht, 2024b). Das in der prä-
mienbegünstigten Zukunftsvorsorge verwal-
tete Kapital stieg 2023 auf 8,75 Mrd. € (2022: 
8,54 Mrd. €), die volumengewichtete Ren-
dite betrug 6,11%. Die durchschnittliche jähr-
liche Einzahlung erreichte 799 €, blieb aber 
deutlich unter dem gesetzlich zulässigen 
Höchstwert von 3.222 €.  

Bargeld und 
Einlagen

40%

Festverzinsliche 
Wertpapiere

3%
Aktien, 

Anteilsrechte
28%

Investment-
zertifikate

11%

Ansprüche aus 
Lebensversiche-

rungen und 
Pensionskassen

14%

Sonstiges
4%

Die Prämieneinnahmen 
verschoben sich 2023 
von Einmalerlägen zu 

Polizzen mit laufenden 
Prämien. 

In der prämienbegüns-
tigten Zukunftsvorsorge 
nahm die Zahl der Ver-

träge weiter ab. 



 498 Privatversicherungswirtschaft 2023 WIFO  ■  Monatsberichte 9/2024, S. 491-503
 

Nach den umfangreichen Kursverlusten des 
Jahres 2022 holten die internationalen Ak-
tienmärkte Ende 2023 verlorenes Terrain auf 
und erreichten teilweise wieder die End-
stände von 2021. Der Dividendenzahlungen 
einschließende globale MSCI-Index, der 
1.410 börsennotierte Unternehmen aus 23 In-
dustrieländern berücksichtigt, stieg auf Euro-
basis um 20,2% an. Ein derartiger Zuwachs 
gelang dem ATX nicht, mit +9,9% lag die 
Wiener Börse im Mittelfeld. Der Wert festver-
zinslicher Anleihen blieb im Jahresverlauf 
2023 stabil. Der deutsche Rentenmarktindex 
(REX, Preisindex) legte 2023 um 1,3% zu. Der 
Überschuss aus der Finanzgebarung konnte 
in der Lebensversicherung nach dem Ein-
bruch im Vorjahr wieder kräftig ausgeweitet 
werden (+18%, Übersicht 3).  

Insgesamt blieben in der Lebensversiche-
rung sowohl die abgerechneten Prämien-
einnahmen (Übersicht 3) als auch die versi-
cherten Risiken (3,3%) hinter den Werten 
des Vorjahres zurück. Da die Leistungen auf 
unvermindert hohem Niveau verharrten, 
wurden auch versicherungstechnische 
Rückstellungen abgebaut. Das versiche-
rungstechnische Ergebnis der Lebensversi-
cherung schloss an die Werte aus der ersten 
Hälfte der 2010er-Jahre an und stieg auf 
252 Mio. €. Dieser Betrag konnte auch in das 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätig-
keit übertragen werden. Mit einem etwas 
höheren Eigenkapital erzielte die Lebensver-
sicherung eine Eigenkapitalverzinsung von 
9,6% (2022: 3,7%).  

 

Übersicht 3: Lebensversicherung 
 

Bruttoprämien Nettoprämien1) Selbstbehalt-
quote 

Überschuss aus 
der Finanz-
gebarung 

Aufwendungen 
für Versiche-

rungsfälle 

Erhöhung der 
versicherungs-
technischen 

Rückstellungen 

 
Abgegrenzt 

 
Mio. € In % Mio. € 

2019 5.434 5.337 98,2 1.771 7.319 469 
2020 5.355 5.269 98,4 1.396 7.934  – 1.959 
2021 5.376 5.288 98,4 1.661 7.202 314 
2022 5.318 5.234 98,4 1.326 7.233  – 4.075 
2023 5.078 5.000 98,4 1.564 7.294  – 677 
  

      
 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
2019  – 2,2  – 2,4  – 0,2  + 7,0  + 9,7  – 131,8 
2020  – 1,4  – 1,3  + 0,2  – 21,2  + 8,4  – 517,5 
2021  + 0,4  + 0,3  – 0,0  + 19,0  – 9,2  – 116,0 
2022  – 1,1  – 1,0  + 0,1  – 20,2  + 0,4  – 1399,0 
2023  – 4,5  – 4,5  + 0,0  + 18,0  + 0,8  – 83,4 

Q: Finanzmarktaufsicht Österreich. – 1) Geschätzt. 

5. Durchschnittliche Schadenshöhe in der Krankenzusatzversicherung 
drastisch gesunken 

Die Gesundheitsausgaben für laufende Be-
handlungen stiegen 2023 laut vorläufigen 
Berechnungen von Statistik Austria gegen-
über dem Vorjahr um 4,8% auf 52,3 Mrd. € 
oder 10,9% des nominellen Bruttoinlandspro-
duktes (2022: 11,2%). Da die öffentlichen 
Ausgaben unterdurchschnittlich zulegten, 
verschob sich die Verteilung der Gesund-
heitsausgaben weiter zugunsten der priva-
ten Ausgaben (2023: 22,9%). Die Investitions-
tätigkeit im Gesundheitswesen wurde 2023 
erstmals nach fünf Jahren wieder ausgewei-
tet (+5,1%); sie wird zu etwa gleichen Teilen 
aus privaten und öffentlichen Quellen ge-
speist.  

Die Zielsteuerung-Gesundheit gibt bundes-
weit einen Zielwert für die laufenden Ge-
sundheitsausgaben (ohne Langzeitpflege) 
der Bundesländer und der sozialen Kranken-
versicherung vor. Nach vorläufigen Zahlen 
wurde die Ausgabenobergrenze von 
27,6 Mrd. € für das Jahr 2023 um 11,3% 

überschritten. Angesichts dieser weit über-
schießenden Ausgabendynamik wurde die 
Obergrenze für 2024 stark auf 34,6 Mrd. € an-
gehoben (2023: 27,6 Mrd. €). Haindl et al. 
(2024) rechnen mit ihrer Einhaltung.  

Die Prämieneinnahmen für Krankenzusatz-
versicherungen zogen 2023 deutlich an 
(Übersicht 4). Verantwortlich dafür waren 
eine Ausweitung der versicherten Risiken um 
1,8% und Tarifanpassungen um 5,4%. Noch 
stärker legten jedoch die Ausgaben zu, 
wodurch die Schadenquote um 1,3 Prozent-
punkte anstieg. Die Zahl der Schaden- und 
Leistungsfälle, die bereits in den Vorjahren 
kräftig zugenommen hatte, expandierte 
2023 um ganze 23,4%. Dadurch erhöhte sich 
die Zahl der Schaden- und Leistungsfälle je 
versichertes Risiko auf 1,6 (2022: 1,3). Gegen-
über 2019 (1,1) ist der Anstieg noch deutli-
cher. Die durchschnittliche Leistung je Scha-
denfall nahm von 499 € pro Jahr (2022) auf 
437 € ab.  

Der Überschuss aus der 
Finanzgebarung legte 
2023 deutlich zu. 

Die hohe Ausgabendy-
namik im öffentlichen 
Gesundheitswesen er-
forderte eine Anpassung 
der Obergrenze in der 
Zielsteuerung-Gesund-
heit. 

Die Ausweitung der Ver-
tragszahlen und höhere 
Tarife steigerten die Prä-
mieneinnahmen.  
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Der Krankenhauskostenersatz (Aufwendun-
gen für Spitalskosten und Arzthonorare in Spi-
tälern) ist mit rund 1 Mrd. € weiterhin die 
größte Ausgabenposition in der privaten 
Krankenzusatzversicherung. Sein Anteil an 
den Gesamtleistungen sank 2023 leicht auf 
58,1% (2022: 58,7%) und setzte damit den 
Abwärtstrend der Vorjahre fort. Die Ausga-
benstruktur verschob sich weiter zu den Arzt-
leistungen und den besonderen Untersu-
chungen und Behandlungen, die beide kräf-
tige Impulse setzten. Sehr dynamisch entwi-
ckelten sich auch die weniger bedeutenden 
Aufwendungen für Medikamente. In dieser 
Ausgabenkategorie verbesserten die Versi-
cherer in Zusammenarbeit mit der Apothe-
kerkammer ihre Kostenabrechnung durch 

eine digitale Lösung: Seit November 2023 
können Apothekenrechnungen einen QR-
Code enthalten, der von den Versicherten 
über das Kundenportal des Versicherungs-
unternehmens eingelesen werden kann. 
Dies ermöglicht eine raschere Kostenerstat-
tung.  

Mit +15,9% fanden Auslandsreisen mit Über-
nachtung wieder zum Niveau vor der 
COVID-19-Pandemie zurück, obwohl Fern-
ziele noch seltener angesteuert wurden als 
2019. Die Leistungen der Auslandsreiseversi-
cherung spürten diese Belebung im Reise-
verhalten der Österreicher:innen und er-
reichten wieder das Niveau der Jahre vor 
2020. 

  

Übersicht 4: Private Krankenversicherung 
 

Bruttoprämien, 
abgegrenzt 

Aufwendungen für 
Versicherungsfälle 

Schadenquote Überschuss aus der 
Finanzgebarung 

Erhöhung der 
versicherungs-
technischen 

Rückstellungen  
Mio. € In % Mio. € 

2019 2.339 1.592 68,1 237 456 
2020 2.433 1.512 62,2 189 590 
2021 2.524 1.519 60,2 217 608 
2022 2.628 1.709 65,0 174 546 
2023 2.860 1.896 66,3 199 544 
  

     
 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
2019  + 4,9  + 7,1  + 2,0  + 27,4  + 2,6 
2020  + 4,0  – 5,0  – 8,7  – 20,5  + 29,3 
2021  + 3,8  + 0,4  – 3,2  + 15,2  + 3,0 
2022  + 4,1  + 12,5  + 8,1  – 20,1  – 10,1 
2023  + 8,8  + 10,9  + 1,9  + 14,4  – 0,5 

Q: Finanzmarktaufsicht Österreich.  

 

Im Frühling 2024 wurden die Trilog-Verhand-
lungen über den Europäischen Gesundheits-
datenraum (EHDS) erfolgreich abgeschlos-
sen. Damit setzte die Europäische Kommis-
sion den ersten Schritt ihrer europäischen 
Datenstrategie um. Der Datenraum soll Ge-
sundheitsdienstleistern EU-weit einen Zugriff 
auf individuelle Verschreibungen, Befunde 
und Krankenakten ermöglichen. Österreich 
wäre mit dem ELGA-System technisch be-
reits jetzt in der Lage, österreichische Patien-
tendaten in ein derartiges System einzuspie-
len. Interessant ist die Möglichkeit zur Nut-
zung anonymisierter Sekundärdaten aus 
dem EHDS für Zwecke der Forschung, Inno-
vation, das Gesundheitswesen, die Politikge-
staltung und Regulierung. Ausdrücklich aus-
geschlossen wurde hingegen die Nutzung 
anonymisierter Gesundheitsdaten für versi-
cherungsmathematische Zwecke, d. h. zur 
besseren Kalkulation von Versicherungstari-
fen. Für Versicherer wird damit sowohl die Ri-
sikoselektion bei der Zeichnung von Verträ-
gen als auch die Differenzierung der Tarife 
nicht erleichtert.  

Die private Zusatzversicherung beruht in Ös-
terreich auf einem Modell, in dem die Prä-

mienhöhe beim Vertragsabschluss vom Le-
bensalter abhängt; in der Folge können nur 
mehr zulässige Prämienanpassungen alters-
abhängig gestaltet werden. Da die Gesund-
heitsausgaben für eine Person mit dem Alter 
zunehmen, ist in der Krankenversicherung 
der Aufbau einer Rückstellung notwendig, 
die die höheren Leistungen im Alter deckt. 
Während der Aufbauphase der Rückstellung 
kann der damit verbundene Deckungsstock 
investiert werden und wirft Kapitalerträge 
ab, die ebenfalls zur Finanzierung zukünftiger 
Leistungen zur Verfügung stehen. Im Jahr 
2023 konnte der Überschuss aus der Finanz-
gebarung wieder ausgeweitet werden, was 
trotz stark steigender Leistungen einen Auf-
bau der Rückstellungen im Vorjahresumfang 
ermöglichte (Übersicht 4).  

Das versicherungstechnische Ergebnis legte 
2023 – nach dem Einbruch im Vorjahr – um 
knapp ein Drittel auf 86 Mio. € zu. Die Rück-
stellungen blieben auf dem Niveau von 
2022, wodurch das Ergebnis der gewöhnli-
chen Geschäftstätigkeit (EGT) auf 82 Mio. € 
verbessert werden konnte. Bei nahezu kon-
stantem Eigenkapital von rund 500 Mio. € 
stieg die Eigenkapitalrendite in der Kran-

Die Leistungen der Aus-
landsreiseversicherung 

reagierten auf die Bele-
bung der Auslandsur-

laube. 

Der hohe Überschuss in 
der Finanzgebarung er-
möglichte der Kranken-

zusatzversicherung 
einen weiteren Aufbau 

der Rückstellungen. 
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kenversicherung wieder auf 16,3% (2022: 
13,0%). Damit blieb die Krankenversicherung 

auch 2023 der profitabelste Versicherungs-
zweig.  

6. Deutliche Ausweitung von Prämien und Leistungen in der Schaden- 
und Unfallversicherung  

Der Preisauftrieb für Versicherungsprodukte 
im VPI übertraf 2023 die allgemeine Inflation. 
In der Kfz-Haftpflichtversicherung wurden die 
Tarife um 10,1% angehoben, in der Kfz-Teil-
kaskoversicherung sogar um 13,2% (Über-
sicht 2). Die Anpassung dürfte einerseits eine 
Folge steigender Reparaturkosten und höhe-
rer Wiederbeschaffungswerte sein, und an-
dererseits auf das seit 2021 rückläufige versi-
cherungstechnische Ergebnis reagieren. Die 
durchschnittliche Prämie in der Kfz-Versiche-
rung insgesamt wuchs mit +4,0% deutlich 
schwächer, als es die VPI-Komponenten er-
warten lassen, obwohl sich die Struktur der 
Pkw-Neuzulassungen zu teureren Pkw mit al-
ternativen Antrieben verschob: rein 
elektrisch bzw. hybrid betriebene Pkw stell-
ten 2023 bereits 48,2% der Neuzulassungen 
(2022: 41,1%). Automatische Prämienindexie-
rungen in den laufenden Verträgen übertru-
gen die hohe allgemeine Inflation also nur 
gedämpft in die durchschnittlichen Ausga-
ben für Kfz-Versicherungen. Ähnlich verhält 
es sich in der gesamten Sachversicherung 
(Schaden- und Kfz-Versicherung), deren 
durchschnittliche Prämie 2023 um 6,6% an-
stieg.  

Die Rahmenbedingungen für die Versiche-
rungswirtschaft blieben 2023 trotz des Kon-
junktureinbruchs günstig. Mit dem Bevölke-
rungswachstum (Stichtag 1. Jänner 2024) um 
54.000 Personen stieg auch die Zahl der pri-
vaten Haushalte in Österreich um 1,3%. Im 
Jahr 2023 wurden um 11,8% mehr Kfz neu 
angemeldet als im Vorjahr, sodass der Be-
stand um 71.000 Fahrzeuge zulegte. Im 
Transportgewerbe war die Investitionszurück-
haltung des Vorjahres nach wie vor spürbar; 
dennoch deuteten die stark wachsenden 
Neuzulassungen für Busse und Lkw eine Erho-
lung an.  

In diesem positiven Umfeld expandierte die 
Zahl der versicherten Risiken in der Schaden-
versicherung ohne Kfz um 1,2% und in der 
Kfz-Versicherung um 2,8%. Besonders deut-
lich legten die versicherten Risiken 2023 in 
der Luftfahrtversicherung zu. Dort macht sich 
die steigende Beliebtheit von Drohnen be-
merkbar. Mit der EU-Drohnenverordnung 
wurde nicht nur eine Drohnenführerschein-
pflicht für Geräte mit einem Gewicht über 
250 Gramm wirksam, sondern auch eine 
Haftpflichtversicherung für den Betrieb von 
Drohnen, wobei die nichtgewerbliche Nut-
zung unter Umständen durch die Haushalts-
versicherung gedeckt ist. Die gewerbliche 
Nutzung erfordert unabhängig vom Gewicht 
der Drohne eine Versicherung. Die Versiche-

rung von Maschinen und Elektrogeräten 
deckte 2023 im Vergleich zum Vorjahr na-
hezu um ein Fünftel mehr Risiken ab. Dieser 
Bereich entwickelt sich ebenfalls seit mehre-
ren Jahren überdurchschnittlich. Starke Ein-
bußen gab es im Geschäft mit Kühlgutversi-
cherungen (26,2%). Die Transportversiche-
rung litt unter der Konjunkturflaute in der 
Sachgüterproduktion und verzeichnete 
ebenfalls einen Rückgang der versicherten 
Risiken. Angesichts des insgesamt positiven 
Bildes entwickelten sich die abgegrenzten 
Prämien in der Schaden- und Unfallversiche-
rung schwungvoll (Übersicht 5).  

Das Jahr 2023 war im Großen und Ganzen 
durch eine Rückkehr zu einem normalen 
Leistungsniveau gekennzeichnet. Die Aus-
weitung der Leistungen blieb etwas hinter je-
ner der Prämien zurück (Übersicht 5). In der 
Kfz-Versicherung spielt die Zahl der Verkehrs-
unfälle eine bestimmende Rolle für das Leis-
tungsvolumen. Im Jahr 2023 gab es um 2,7% 
mehr Unfälle als im Vorjahr, auch die Zahl 
der Verletzten im Straßenverkehr nahm 
leicht zu (+3,1%). Die Entwicklung der Scha-
den- und Leistungsfälle in der Kfz-Versiche-
rung entsprach diesem Muster (+3,2%). Da 
die Schadenversicherung ohne Kfz (+7,0%) 
eine noch höhere Dynamik zeigte, wickelte 
die Sachversicherung insgesamt um 5,4% 
mehr Schaden- und Leistungsfälle ab. Im De-
tail gab es deutliche Zuwächse in der Trans-
port- (+48,2%), in der Maschinen- und Elekt-
rogeräte- (+23,3%) und in der Sturmschaden- 
und Elementarversicherung (+16,0%).  

Die Schäden aus Naturereignissen wurden 
2023 maßgeblich durch Überschwemmun-
gen im Dezember, außergewöhnlich inten-
sive Stürme und die Dürreperiode im Som-
mer verursacht. Die mit Naturereignissen zu-
sammenhängenden Leistungen bezifferte 
der Verband der Versicherungsunterneh-
men Österreichs (VVO) mit über 1 Mrd. €, 
womit sie ein Neuntel der Gesamtleistungen 
ausmachten. Das Leistungsniveau blieb den-
noch um ein Drittel hinter jenem des Jahres 
2021, das vom Tornado an der tschechi-
schen Grenze geprägt war, zurück.  

Eine der Reaktionen auf häufigere Naturer-
eignisse besteht im Aufbau und der Weiter-
entwicklung öffentlicher Informationssys-
teme. Sie verbessern den Informationsfluss 
an private Haushalte, Unternehmen und öf-
fentliche Einrichtungen und erleichtern da-
mit präventive Maßnahmen. Das System 
HORA (Natural Hazard Overview & Risk 

2023 herrschten güns-
tige gesamtwirtschaftli-
che Rahmenbedingun-
gen für die Schaden- 
und Unfallversicherung. 

Eine dynamische Ent-
wicklung der Schaden- 
und Leistungsfälle ver-
zeichnete 2023 die 
Schadenversicherung 
(ohne Kfz). 

Die Leistungen im Zu-
sammenhang mit Natur-
ereignissen überschrit-
ten im Jahr 2023 
1 Mrd. €. 



WIFO  ■  Monatsberichte 9/2024, S. 491-503 Privatversicherungswirtschaft 2023 501 
 

Assessment Austria)3) bietet z. B. einen frei 
zugänglichen Einblick in die Hochwasserge-
fährdungslage. In einer 3D-Anwendung 
kann der simulierte Wasserstand an einer 
Adresse für mehrere Überflutungsszenarien 
betrachtet werden. Zusätzlich wird die Wir-
kung von Sandsackbarrieren gezeigt, und 
Blaulichtorganisationen können die noch 
befahrbaren Straßen ersehen. GeoSphere 

Austria baut in Zusammenarbeit mit einer 
Reihe öffentlicher Institutionen, Universitäten 
und Forschungseinrichtungen eine Daten-
bank über Naturereignisse und die damit 
verbundenen Schäden auf. Im Projekt 
CESARE4) werden Ereignisse und Schäden für 
Österreich einheitlich erfasst, sodass sie auch 
den Anforderungen der Vereinten Nationen 
und der Europäischen Union entsprechen.  

 

Übersicht 5: Schaden- und Unfallversicherung 
 

Bruttoprämien, 
abgegrenzt 

Überschuss aus der 
Finanzgebarung 

Aufwendungen für 
Versicherungsfälle 

Erhöhung der 
versicherungs-
technischen 

Rückstellungen  
Mio. € 

2019 11.032 976 6.900 30 
2020 11.288 287 6.989 10 
2021 11.776 1.217 8.274 18 
2022 12.753 705 8.474 25 
2023 13.861 1.308 9.096  – 1 
  

    
 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
2019  + 2,9  + 42,3  + 1,1  + 107,1 
2020  + 2,3  – 70,5  + 1,3  – 67,9 
2021  + 4,3  + 323,3  + 18,4  + 85,1 
2022  + 8,3  – 42,0  + 2,4  + 40,0 
2023  + 8,7  + 85,4  + 7,3   – 

Q: Finanzmarktaufsicht Österreich. 

 

Die Finanzgebarung erbrachte 2023 in der 
Schaden- und Unfallversicherung ein Re-
kordergebnis (Übersicht 5). Die erfolgreiche 
Veranlagung half der Versicherungswirt-
schaft, das schwache versicherungstechni-
sche Ergebnis zu überwinden: gegenüber 
dem Vorjahr halbierte sich der Überschuss 
aus dem Versicherungsgeschäft auf 

210 Mio. €, obwohl die versicherungstechni-
schen Reserven nahezu unverändert blie-
ben. Das EGT konnte aufgrund hoher Finanz-
erträge um rund ein Drittel auf 1,4 Mrd. € 
ausgeweitet werden; es floss teilweise in den 
Aufbau von Eigenkapital. Die Eigenkapital-
rendite in der Schaden- und Unfallversiche-
rung kletterte auf 3,2% (2022: 2,4%).  

7. Kursgewinne am Jahresende ermöglichten 2023 wieder ein normales 
Veranlagungsergebnis  

Das gute Veranlagungsergebnis der Versi-
cherungswirtschaft beruhte auf einer günsti-
gen Entwicklung der internationalen Kapital-
märkte. Die Renditen auf festverzinsliche 
Wertpapiere zogen nur vorübergehend an 
und die Aktienkurse vollzogen im Herbst 2023 
eine beträchtliche Aufwärtsbewegung. Das 
Geschehen auf dem Geldmarkt war durch 
die Fortsetzung der straffen Geldpolitik ge-
prägt. Sowohl die Federal Reserve als auch 
die Europäische Zentralbank (EZB) hoben 
die Leitzinssätze zunächst weiter an. Im 
Herbst 2023 reagierte die EZB allerdings auf 
die nachlassende Rückkoppelung zwischen 
dem Energiepreisschock des Jahres 2022 
und der Inflationsrate und beendete den 
Zyklus der Zinssteigerungen. Der Einlagenzins-
satz blieb danach konstant auf 4%. Parallel 
dazu setzte die EZB den Abbau der Wert-

 
3)  https://www.hora.gv.at/#/chwrz:-/bgrau/a-
/@47.72463,13.50823,8z.  

papierbestände im normalen Wertpa-
pierankaufsprogramm (Asset Purchase Pro-
gramme – APP) fort und kündigte im Dezem-
ber 2023 an, die Wiederveranlagung abrei-
fender Wertpapiere innerhalb des Pande-
mie-Notfallkaufprogramms (Pandemic 
Emergency Purchase Programme – PEPP) 
ab Mitte 2024 zu halbieren. Mit Ende 2024 
wird auch im PEPP keine Wiederveranla-
gung mehr erfolgen. Die Ausleihungen der 
Kreditwirtschaft im Rahmen der gezielten 
langfristigen Refinanzierungsoperationen 
(TLTRO) wurden teilweise vorzeitig zurückge-
zahlt. Diese Schritte führten zu einem langsa-
men Abbau der EZB-Bilanzsumme und 
dämpften die Nachfrage auf dem Markt für 
festverzinsliche Staatsanleihen.  

4)  CollEction Standardization and Attribution of 
Robust disaster Event information (https://project. 
cesare.at/).  

https://project.cesare.at/
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Die Zinssätze auf dem europäischen Geld-
markt reagierten unmittelbar auf die Anhe-
bung der Leitzinssätze, der Taggeldzinssatz 
blieb jedoch das gesamte Jahr 2023 hin-
durch unter dem Niveau des EZB-Einlagen-
zinssatzes. Der große Abstand zwischen den 
Geldmarktzinssätzen und dem Hauptrefinan-
zierungssatz war auf den erheblichen Be-
stand an Liquidität im europäischen Kredit-
wesen zurückzuführen. Die Sekundärmarkt-
renditen vollzogen die Aufwärtsbewegung 
bis zum Herbst mit. Für die österreichische 
Benchmarkanleihe mit einer 10-jährigen 
Restlaufzeit erreichte die Rendite im Oktober 
2023 einen Höchstwert von 3,5% und sank bis 
zum Jahresende wieder auf 2,7%. Im Jahres-
durchschnitt kletterte die Sekundärmarktren-
dite auf österreichische Bundesanleihen auf 
3,0% (Übersicht 6).  

Die Zinsstrukturkurve blieb damit ab April 
2023 negativ, was sich auch in der für die 
Berechnung des Solvenzkapitals wichtigen 
Zinsstrukturkurve von EIOPA – der Risk Free 
Rate – niederschlug. Diese Kurve reicht über 
einen Horizont von 150 Jahren und dient zur 
Berechnung der Barwerte zukünftiger Ein-
nahmen und Ausgaben in der Gewinn- und 
Verlustrechnung sowie der Bilanz. Über einen 
Horizont von 2 bis zu rund 20 Jahren Restlauf-
zeit sank die Zinsstrukturkurve im Jahresver-
lauf 2023 um durchschnittlich 63 Basispunkte, 

was den Barwert erwarteter Einnahmen- und 
Ausgabenströme verringerte.  

Die Aktienkursrallye zum Jahresende verhin-
derte ein weiteres Jahr mit hohem Abschrei-
bungsbedarf auf die Kapitalanlagen im Be-
stand der Versicherer. Die Abschreibungen 
fielen dadurch auf ein normales Niveau von 
0,5 Mrd. € zurück (2022: 1,6 Mrd. €). Dies er-
möglichte es allen drei Versicherungsabtei-
lungen, die Übertragung von Kapitalerträ-
gen in die versicherungstechnische Rech-
nung zu erhöhen. Die Rendite auf versiche-
rungswirtschaftliche Kapitalerträge lag 2023 
in der Lebensversicherung nur knapp über 
der Sekundärmarktrendite; die Schaden- 
und Unfallversicherung erzielte hingegen – 
wie bereits 2021 – ein überdurchschnittlich 
gutes Ergebnis.  

Die in Übersicht 6 ausgewiesenen Renditen 
beruhen auf dem Veranlagungsergebnis der 
Versicherungswirtschaft aus Erträgen der Ka-
pitalanlagen und Zinserträgen nach Abzug 
von Aufwendungen für Kapitalanlagen und 
Zinsaufwendungen ohne die fonds- und in-
dexgebundene Lebensversicherung (Url, 
1996). Dies entspricht nicht der Gutschrift 
von Kapitalerträgen auf den Konten der 
Versicherten, sondern dem Veranlagungser-
folg der Gesamtbranche.  

  

Übersicht 6: Renditen der versicherungswirtschaftlichen Kapitalanlagen 
 

Sekundärmarktrendite 
Bund 

Lebensversicherung Krankenversicherung Schaden- und 
Unfallversicherung  

Rendite in % 
2019  – 0,1 3,3 3,1 4,0 
2020  – 0,3 2,7 2,3 1,1 
2021  – 0,3 3,2 2,5 4,6 
2022 1,3 2,6 1,8 2,6 
2023 3,0 3,1 3,3 4,8 

Q: Finanzmarktaufsicht Österreich, OeNB, WIFO-Berechnungen. 

 

Die klassische Lebensversicherung ist mit Ga-
rantien ausgestattet und in der Schaden-Un-
fallversicherung muss das veranlagte Kapital 
jederzeit zur Finanzierung eines außeror-
dentlichen Schadenereignisses zur Verfü-
gung stehen. Deshalb veranlagt die Versi-
cherungswirtschaft ihr Anlagevermögen 
konservativ. Das Portfolio bestand 2023 zum 
Großteil aus festverzinslichen Anleihen 

(37,2%), obwohl diese Veranlagungsform 
weiter abgebaut wurde. Die Versicherer 
schichteten ihr Vermögen vor allem zu In-
vestmentfonds (18,8%) und Beteiligungen 
(26,5%) um. In etwas geringerem Umfang er-
höhten sie den Anteil von Aktien (1,3%) und 
Immobilen (9,3%) im Portfolio. Rückläufig war 
auch die Vergabe von Darlehen und Kredi-
ten (4,4%; FMA, 2024a).  
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WIFO  ■  STUDIEN   
 

Die Bedeutung der privaten Krankenversicherung für 
das österreichische Gesundheitssystem 
Thomas Url 

 

 

In Österreich wurden insgesamt 53,6 Mrd. € für Gesundheit 
ausgegeben (2022). Mit etwa 12,5 Mrd. € finanzierte der 
private Sektor knapp ein Viertel der Gesamtausgaben, da-
von gaben die Privathaushalte 8 Mrd. € direkt (out-of-po-
cket) für Gesundheit aus. Die private Krankenversicherung 
kam mit 1,6 Mrd. € an Leistungen für ihre Versicherten auf 
einen Anteil von 3% an den Gesamtausgaben für Gesund-
heit des Jahres 2022. Die theoretischen Modelle von Kran-
kenversicherungen zeigen, dass bei asymmetrischer Infor-
mation über die Erkrankungswahrscheinlichkeit von Indivi-
duen eine öffentliche Pflichtversicherung zu einer Wohl-
fahrtsverbesserung führt. Das damit verbundene ex post 
moralische Risiko erfordert Mengenbeschränkungen im öf-
fentlich finanzierten Bereich, die den privaten Krankenzu-
satzversicherungen Möglichkeiten zur Absicherung nicht 
gedeckter Behandlungen eröffnen. Die Sozial- und die pri-
vate Krankenzusatzversicherung sind daher komplemen-
täre Instrumente zur Finanzierung der Gesundheitsausga-
ben. 

 

Im Auftrag des Verbands der Versicherungsunternehmen Österreichs • März 2024 • 42 Seiten •  
Kostenloser Download: https://www.wifo.ac.at/publication/pid/50694134  
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Österreichs Landwirtschaft erlitt 2023 
Einkommenseinbruch und unterliegt anhaltendem 
Strukturwandel 
Franz Sinabell  

 War das Jahr 2022 für Österreichs Landwirtschaft noch außergewöhnlich gut verlaufen, so dämpften 
2023 sinkende Preise von Agrargütern und relativ hohe Kosten die Wertschöpfung und das Einkommen. 

 Das Faktoreinkommen je Arbeitskraft und die Unternehmensgewinne sanken preisbereinigt auf das 
Niveau des Zehnjahresdurchschnittes. 

 In der Forstwirtschaft wurde etwas weniger Holz eingeschlagen. Da der Wert der Vorleistungen 
beträchtlich abnahm, konnte dennoch ein leichter Zugewinn an Wertschöpfung erzielt werden. 

 Die Importe von Agrargütern und Lebensmitteln wuchsen 2023 wieder kräftiger als die Exporte, 
nachdem die Bilanz des Warenverkehrs drei Jahre hindurch nahezu ausgeglichen gewesen war. 

 Ein langfristiger Vergleich der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe zeigt eine anhaltende Abnahme, 
die sich gemäß der aktuellsten Betriebszählung deutlich verlangsamt hat. 

 Seit nahezu einem Jahrhundert verringert sich die Agrarfläche in Österreich kontinuierlich. Eine 
Trendwende ist nicht abzusehen. 

 

 
Entwicklung der Landnutzung 

 

Auf der Grundlage von Agrarstrukturerhebungen bzw. Betriebszählungen ist es möglich, 
die Entwicklung der landwirtschaftlichen Landnutzung über nahezu ein Jahrhundert zu 
verfolgen. Zugenommen hat über diesen Zeitraum einzig das intensiv genutzte Dauergrün-
land. In allen anderen Nutzungskategorien gab es deutliche Rückgänge. Am ausgepräg-
testen schrumpfte das extensiv genutzte Dauergrünland (Q: Bundesministerium für Land-
wirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft (2024); Statistik Austria (2001, 2013, 2024a); 
Österreichisches Statistisches Zentralamt (1964, 1973/74, 1983, 1992). – 1) Ohne Almen und 
Bergmähder). 

 

"2023 zählt zu jenen Jahren, 
in denen es nach Phasen 
des Aufschwungs zu einer 
starken Korrektur kam. Die 
langfristige Folge ist ein 
anhaltender Strukturwandel 
in der Landwirtschaft." 
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Österreichs Landwirtschaft erlitt 2023 Einkommenseinbruch und unterliegt 
anhaltendem Strukturwandel 
Franz Sinabell  

 
Österreichs Landwirtschaft erlitt 2023 Einkommenseinbruch 
und unterliegt anhaltendem Strukturwandel 
Die Verteuerung vieler Agrargüter aufgrund der Markttur-
bulenzen nach dem Überfall Russlands auf die Ukraine 
führte 2022 zu hohen Zuwächsen im Produktionswert der 
österreichischen Landwirtschaft. Trotz der deutlich teureren 
Betriebsmittel überwogen die Erlöse klar die Kosten. 2023 
verbilligten sich zahlreiche Agrargüter derart kräftig, dass 
es trotz ebenfalls sinkender Produktionskosten zu einem Ein-
bruch des Faktoreinkommens und der Gewinne kam. Die 
Forstwirtschaft entwickelte sich hingegen weiterhin robust. 
Wie ein langfristiger Vergleich zeigt, nimmt die landwirt-
schaftliche Fläche in Österreich kontinuierlich ab, während 
Wald und andere Flächen an relativer Bedeutung gewin-
nen. Ebenso hat die Zahl der land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe in den letzten Jahrzehnten beständig abgenom-
men, gemäß der letzten Betriebszählung hat sich der Rück-
gang jedoch deutlich verlangsamt. 

 Austria's Agriculture Suffered a Slump in Income in 2023 
and is Subject to Continuous Structural Change 
The increase in prices of many agricultural goods due to 
market turbulence following Russia's invasion of Ukraine led 
to high increases in the production value of Austrian agri-
culture in 2022. Despite the significantly more expensive 
operating resources, revenues clearly outweighed costs. In 
2023, the price of numerous agricultural goods fell so 
sharply that factor income and profits collapsed despite 
falling production costs. Forestry, on the other hand, con-
tinued to develop robustly. As a long-term comparison 
shows, the agricultural area in Austria is continuously de-
creasing, while forests and other areas are gaining in rela-
tive importance. The number of farms has also steadily de-
creased in recent decades, although the decline has 
slowed considerably according to the latest farm census. 

 

 
JEL-Codes: E32, E66, Q18 • Keywords: Landwirtschaft, Konjunkturbericht, Österreich, Strukturentwicklung 
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1. Faktoreinkommen je Arbeitskraft im heimischen Agrarsektor nach 
deutlichem Anstieg im Vorjahr eingebrochen 

Nachdem das Einkommen in der heimi-
schen Landwirtschaft (Faktoreinkommen je 
Jahresarbeitseinheit) bereits in den beiden 
Vorjahren gestiegen war, legte es 2022 
nochmals kräftig um real 25,2% zu. 2023 
folgte allerdings ein Einbruch, wie aus der 
Landwirtschaftlichen Gesamtrechnung von 
Statistik Austria (2024b) hervorgeht. Das Fak-
toreinkommen je Jahresarbeitseinheit (ent-
lohnt und nichtentlohnt) sank 2023 preis-
bereinigt um 21,1% (Abbildung 1). Verant-
wortlich dafür waren vor allem Preisverände-
rungen und ein Rückgang der Subventio-
nen. Das Faktoreinkommen misst die Entloh-
nung anhand der in der Landwirtschaft ein-
gesetzten Produktionsfaktoren Boden, Kapi-
tal und Arbeit. Der Nettounternehmensge-
winn je nichtentlohnter Jahresarbeitseinheit 
fiel um real 29,8% (nach +29,5% 2022). Diese 
Kennzahl ist im Falle Österreichs, wo die 
meisten landwirtschaftlichen Betriebe Fami-
lienbetriebe sind, von besonderer Bedeu-
tung.  

Auf Sektorebene weist Statistik Austria 
(2024b) nur nominelle Werte aus. Nominell 
schrumpfte das Faktoreinkommen in der 
Landwirtschaft um 16,3%, der Nettounter-
nehmensgewinn um 25,7% gegenüber dem 
Vorjahr. Die Beschäftigung im österreichi-
schen Agrarsektor ging 2023 neuerlich leicht 
zurück. 1995 waren dort knapp 12.000 ent-
lohnte Arbeitskräfte beschäftigt (in Jahresar-
beitseinheiten, JAE). Ihre Zahl vergrößerte 
sich bis 2021 stetig auf rund 21.500, 
schrumpfte 2022 leicht auf etwa 20.400 und 
blieb 2023 auf diesem Niveau. Die Zahl der 
nichtentlohnten Arbeitskräfte sank 2019 erst-
mals knapp unter 100.000 JAE, stagnierte bis 
2022 auf ähnlichem Niveau und nahm 2023 
um knapp 2.000 ab. Die Gesamtbeschäfti-
gung in der Landwirtschaft hatte 2019 mit 
120.300 JAE ihren bisherigen Tiefststand er-
reicht und war 2022 nahezu unverändert. 
2023 verringerte sie sich auf 118.500 JAE. 

Nachdem die Agrarein-
kommen in Österreich 
drei Jahre in Folge ge-
stiegen waren, kam es 
2023 zu einem nicht  
unerwarteten kräftigen 
Rückgang. 
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Abbildung 1: Faktoreinkommen in der Landwirtschaft und Anteil der Landwirtschaft an 
den Erwerbstätigen 

 

Q: Statistik Austria (2024b), WIFO-Berechnungen. – 1) JAE: landwirtschaftlicher Arbeitseinsatz (entlohnt und 
nichtentlohnt) gemessen in Jahresarbeitseinheiten bzw. Vollzeitäquivalenten (Zahl der auf Normalarbeitszeit 
umgerechneten Beschäftigungsverhältnisse). – 2) Gemessen in Vollzeitäquivalenten (VZÄ). 

  
 

Abbildung 2: Indikator A: Index des realen Faktoreinkommens in der Landwirtschaft je JAE 

2023 

 

Q: Eurostat, Landwirtschaftliche Gesamtrechnung – Einkommen des Landwirtschaftssektors (Indikatoren A, B, 
C; Online Datencode: AACT_EAA06), Datenstand Mai 2024; WIFO-Berechnungen. JAE: landwirtschaftlicher 
Arbeitseinsatz (entlohnt und nichtentlohnt) gemessen in Jahresarbeitseinheiten bzw. Vollzeitäquivalenten. 
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Nicht nur in Österreich, auch in fast allen an-
deren Mitgliedsländern der Europäischen 
Union schrumpften 2023 die landwirtschaftli-
chen Einkommen – gemessen am Indika-
tor A, dem Index des realen Faktoreinkom-
mens je Jahresarbeitseinheit – deutlich1). Im 
Durchschnitt der EU 27 nahm das Einkom-
men um 5,4% ab (Abbildung 2). Zuwächse 
über 10% verzeichneten Belgien und Spa-
nien. In Deutschland entsprach der Einkom-
mensrückgang in etwa dem EU-Durch-

schnitt. Noch stärkere Einbrüche als in Öster-
reich wurden in Dänemark, Bulgarien, 
Schweden, Litauen, Irland und Estland beo-
bachtet. Solch heterogene Entwicklungen 
innerhalb der EU sind fast jedes Jahr zu be-
obachten. Die nationalen Agrarsektoren un-
terscheiden sich beträchtlich in ihrer Struktur 
und werden von gleichen Trends auf global 
vernetzten Märkten unterschiedlich beein-
flusst. 

2. Landwirtschaftliche Produktion 2023 etwas niedriger als in den 
Vorjahren 

Der Produktionswert der österreichischen 
Landwirtschaft überstieg im Jahr 2023 mit 
10,2 Mrd. € neuerlich die 10-Mrd.-€-Marke, 
war aber um 2,9% geringer als im Vorjahr 
(nominell). Mit 46% stellte die Tierhaltung den 
höchsten Anteil am Produktionswert insge-
samt (2022: 42%), vor dem Pflanzenbau mit 
43% (2022: 48%). Die restlichen 11% entfielen 
auf die Produktion landwirtschaftlicher 
Dienstleistungen und landwirtschaftliche Ne-
bentätigkeiten (Übersicht 1).  

Während das Produktionsvolumen um 2,4% 
abnahm, betrug der Rückgang der Erzeu-
gerpreise 0,5%. Im Pflanzenbau blieb das 
Produktionsvolumen 2023 deutlich unter 
dem Vorjahresniveau (2,4%). Da die Preise 
noch stärker sanken (9,9%), verringerte sich 
der Produktionswert um fast 12,0% auf 
4,5 Mrd. €, was vor allem auf die Rückgänge 
bei Getreide (Produktionswert 37,6%), Öl-
saaten und Ölfrüchten (31,7%) sowie Ei-
weißpflanzen (24,6%) zurückzuführen ist. Die 
produzierte Menge an Zuckerrüben war 
2023 etwas niedriger als im Vorjahr (1,2%). 
Da aber die Preise für Zuckerrüben um 6,3% 
stiegen, ergab sich neuerlich ein Wertzu-
wachs von 5,4% gegenüber 2022. Die Pro-
duktionsmenge an Kartoffeln nahm 2023 
neuerlich ab (15,6%), nachdem sie bereits 
2022 geschrumpft war. Wie im Zucker-
rübenanbau hatte der Schädlingsdruck 
hohe Verluste zur Folge. Da die Kartoffel-

preise jedoch kräftig um 44,9% zulegten, 
stieg der Produktionswert um 22,4% gegen-
über 2022. Im Gemüsebau blieb die Ernte-
menge nahezu unverändert (0,8%), wäh-
rend die Preise um 15,3% stiegen und der 
Produktionswert auf 507 Mio. € wuchs 
(+14,4%). Im Obst- und Weinbau schwanken 
Erträge und Preise seit einigen Jahren be-
trächtlich. Dies ist vor allem auf die wech-
selnde Wetterlage zurückzuführen. 2023 stie-
gen die Preise für Wein um 11,3%, jene für 
Obst um 9,4%. Da das Produktionsvolumen 
im Obstbau um ein Fünftel sank, verringerte 
sich der Produktionswert um 11,8% auf 
366 Mio. €. Der Weinbau konnte seinen Pro-
duktionswert dagegen um 5,3% auf 
717 Mio. € steigern. 

In der Tierhaltung entwickelte sich der Pro-
duktionswert deutlich günstiger als im Pflan-
zenbau. 2022 hatten die hohen Futterkosten 
fast durchwegs eine Verringerung der Pro-
duktionsmenge zur Folge gehabt. Während 
2023 noch etwas weniger Rindfleisch er-
zeugt wurde als im Vorjahr (1,5%), nahm die 
erzeugte Milchmenge leicht zu (+1%). Da die 
Produktionsmenge an Schweinen zurück-
ging (4,5%) verringerte sich das Produkti-
onsvolumen der tierischen Erzeugung insge-
samt um 1,1%. Aufgrund der deutlichen Ver-
teuerung tierischer Produkte (+6,9%) ergab 
sich 2023 dennoch ein um 5,7% höherer Pro-
duktionswert von 4,7 Mrd. €. 

3. Leichter Rückgang der Bruttowertschöpfung, aber deutliche Abnahme 
von Faktoreinkommen und Unternehmensgewinn 

Der Produktionswert des heimischen Agrar-
sektors sank 2023 wie erwähnt um etwas 
mehr als 300 Mio. € auf 10,2 Mrd. € (2,9%). 
Von den 5,9 Mrd. € an Ausgaben für Vorleis-
tungen, die gegenüber dem Vorjahr um 
3,1% abnahmen, entfielen 38% auf Futtermit-
tel. Ein Großteil davon wird von den landwirt-
schaftlichen Betrieben selbst erzeugt und zu 
Produktionskosten bewertet. Für Futtermittel 
wurde 2023 um 11% weniger ausgegeben 
als im Vorjahr. Die Energiekosten machten 

 
1)  Zur Methode der Einkommensermittlung in der 
Landwirtschaft siehe Verordnung (EG) Nr. 138/2004 zur 
Landwirtschaftlichen Gesamtrechnung in der EU 

9% der Ausgaben für Vorleistungen aus und 
waren um 6,8% niedriger als 2022. Alle ande-
ren Ausgaben wuchsen spürbar, jene für 
Saatgut um 9,1%, jene für Düngemittel um 
5,9%. Auch die Aufwendungen für tierärztli-
che Leistungen und Medikamente stiegen 
deutlich (+9,4%). Der Aufwand für Pflanzen-
schutz vergrößerte sich ebenfalls, aber 
schwächer (+3,4%). Für landwirtschaftliche 
Dienstleistungen wurde praktisch gleich viel 
ausgegeben wie 2022, der Aufwand für die 

(https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary 
/economic-accounts-for-agriculture.html, abgerufen 
am 2. 9. 2024). 

Der Produktionswert der 
heimischen Landwirt-
schaft war 2023 um 2,9% 
niedriger als im Vorjahr 
(nominell). Die Erzeuger-
preise sanken um 0,5%, 
das Produktionsvolumen 
um 2,4%. 

https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/economic-accounts-for-agriculture.html
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Instandhaltung von Maschinen (+10%) und 
Gebäuden (+4,6%) nahm jedoch zu.  

Da sich die Ausgaben für Vorleistungen 
(3,1%) nahezu im gleichen Ausmaß verrin-
gerten wie der Produktionswert (2,9%), 
schrumpfte auch die Bruttowertschöpfung 
der Landwirtschaft in ähnlicher Größenord-
nung (2,5% gegenüber 2022). Da die Ab-
schreibungen neuerlich zunahmen (+9,6% 
auf 2,6 Mrd. €), verringerte sich die Netto-
wertschöpfung überproportional (16%) auf 
1,8 Mrd. €.  

Das Jahr 2023 fiel in die Periode des neuen 
Mehrjährigen Finanzrahmens 2023 bis 2027. 
Während sich das Subventionsvolumen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (Übersicht 2) in-
nerhalb einer Planungsperiode meist nur we-
nig ändert, impliziert der Übergang in eine 
neue Periode Anpassungen in der Struktur. 
Das Jahr 2023 unterschied sich auch insofern 
von den Vorjahren, als Ad-hoc-Transfers ab-
gebaut wurden, die zur Abfederung der 
COVID-19-Krise bzw. des Energiepreisan-
stiegs infolge des Ukraine-Krieges gewährt 
worden waren. 

Die an die heimische Landwirtschaft ausbe-
zahlten Förderungen verringerten sich 2023 
um 11,5% auf 1,5 Mrd. €. Die Position "sons-
tige Subventionen" enthält u. a. die Zah-

lungen im Rahmen der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik. 2023 wurden die Direktzahlungen 
gegenüber dem Vorjahr eingeschränkt und 
die Zahlungen im Rahmen des Agrarumwelt-
programmes ausgeweitet. Damit wird dem 
verstärkten Bestreben Rechnung getragen, 
Förderungen an Umweltschutzmaßnahmen 
zu knüpfen. Der Saldo aus sonstigen Produk-
tionsabgaben und Subventionen betrug 
2023 1,25 Mrd. € (Übersicht 1) und war somit 
deutlich niedriger als die Nettowertschöp-
fung von 1,8 Mrd. €.  

Dies trug ebenfalls dazu bei, dass 2023 das 
Faktoreinkommen (auch Nettowertschöp-
fung zu Faktorkosten genannt) mit 3,0 Mrd. € 
um ein Sechstel niedriger ausfiel als im Vor-
jahr (vgl. Kapitel 1). Der Rückgang des nomi-
nellen Faktoreinkommens je Jahresarbeits-
einheit war aufgrund der leichten Abnahme 
des Beschäftigungsvolumens etwas schwä-
cher (14,9%). 

Zusammenfassend war das Jahr 2023 für Ös-
terreichs Landwirtschaft ein außergewöhn-
lich schlechtes. Es reiht sich in jene Jahre ein, 
in denen es nach Phasen des Aufschwungs 
zu einer empfindlichen Korrektur kam. Die 
langfristige Konsequenz daraus ist ein anhal-
tender Strukturwandel in der Landwirtschaft 
(dazu näher Kapitel 6). 

  

Übersicht 1: Erzeugung, Wertschöpfung und Einkommen in der österreichischen Landwirtschaft 
 Wert Volumen Preise 
 2021 2022 2023 2023 2023 2023 
 Mio. € Veränderung 

gegen das 
Vorjahr in % 

2021 = 100 

Zu Erzeugerpreisen 
 

 
    

 Pflanzliche Produktion1) 4.039 5.066 4.458  – 12,0 97,6 90,1 
+ Tierische Produktion 3.722 4.478 4.733  + 5,7 98,9 106,9 
= Erzeugung landwirtschaftlicher Güter 7.761 9.544 9.191  – 3,7 98,2 98,0 
+ Erzeugung landwirtschaftlicher Dienstleistungen 348 415 417  + 0,5 83,3 120,6 
= Landwirtschaftliche Erzeugung 8.109 9.960 9.608  – 3,5 97,6 98,8 
+ Nicht trennbare nichtlandwirtschaftliche Nebentätigkeiten 498 580 628  + 8,2 98,0 110,4 
= Erzeugung des landwirtschaftlichen Wirtschaftsbereichs 8.607 10.540 10.236  – 2,9 97,6 99,5 
        
Zu Herstellungspreisen       
 Pflanzliche Produktion 4.032 5.058 4.451  – 12,0 97,6 90,1 
+ Tierische Produktion 3.727 4.484 4.739  + 5,7 98,9 106,9 
= Erzeugung landwirtschaftlicher Güter 7.759 9.542 9.190  – 3,7 98,2 98,0 
+ Erzeugung landwirtschaftlicher Dienstleistungen 348 415 417  + 0,5 83,3 120,6 
= Landwirtschaftliche Erzeugung 8.107 9.957 9.607  – 3,5 97,6 98,8 
+ Nicht trennbare nichtlandwirtschaftliche Nebentätigkeiten 498 580 628  + 8,2 98,0 110,4 
= Erzeugung des landwirtschaftlichen Wirtschaftsbereichs 8.606 10.538 10.235  – 2,9 97,6 99,5 
– Vorleistungen insgesamt1) 4.938 6.057 5.868  – 3,1 101,3 95,7 
= Bruttowertschöpfung 3.668 4.481 4.367  – 2,5 92,7 105,1 
– Abschreibungen 2.075 2.354 2.580  + 9,6 101,7 107,8 
= Nettowertschöpfung 1.592 2.127 1.787  – 16,0 82,8 101,5 
± Saldo sonstiger Produktionsabgaben, Subventionen 1.200 1.500 1.250  – 16,7   
= Faktoreinkommen bzw. Nettowertschöpfung zu Faktorkosten 2.793 3.627 3.037  – 16,3   
 Nominelles Faktoreinkommen je JAE2) 1.000 € 22,84 30,11 25,62  – 14,9   

Q: Statistik Austria (2024b), WIFO-Berechnungen. – 1) Einschließlich innerbetrieblich erzeugter und verbrauchter Futtermittel. – 2) JAE: landwirtschaftlicher 
Arbeitseinsatz (entlohnt und nichtentlohnt) gemessen in Jahresarbeitseinheiten bzw. Vollzeitäquivalenten (Zahl der auf Normalarbeitszeit umgerechne-
ten Beschäftigungsverhältnisse). 

 

Der Agrarsektor konnte 
seinen 2022 erzielten 
Produktionswert nicht 

halten. Die Ausgaben für 
Vorleistungen sanken 

um 3,1%. Auch die Brut-
towertschöpfung nahm 
ab (2,5%). Da die Ab-

schreibungen um fast 
10% stiegen, verringerte 

sich die Nettowert-
schöpfung um 16%. Um 

fast 14% niedrigere Sub-
ventionen trugen dazu 

bei, dass das Faktorein-
kommen ebenfalls um 

16% sank. 
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Übersicht 2: Subventionen und Steuern in der österreichischen Landwirtschaft 
 2021 2022 2023 
 Mio. € Mio. € Veränderung 

gegen das 
Vorjahr in % 

Förderungen insgesamt 1.514 1.744 1.544  – 11,5 
Gütersubventionen 7 7 8  + 18,0 
Sonstige Subventionen 1.507 1.718 1.483  – 13,7 

Direktzahlungen 667 671 563  – 16,1 
Agrarumweltmaßnahmen (ÖPUL)1) 436 477 527  + 10,3 
Ausgleichszulage für naturbedingte Nachteile 255 252 264  + 4,6 
COVID-19-Beihilfen 72 17 –  – 100,0 
Entlastungsmaßnahmen2) – 208 18  – 91,4 
Sonstiges 76 93 111  + 20,5 

Minderung Vorleistungen3) – 19 53  + 178,9 
Vermögenstransfers4) 300 380 382  + 0,5 
Steuern und Abgaben 315 227 242  + 6,6 

Gütersteuern 8 9 9  + 4,3 
Sonstige Produktionsabgaben 307 219 233  + 6,7 

Q: Statistik Austria (2024b, https://www.statistik.at/statistiken/land-und-forstwirtschaft/land-und-forstwirtschaft 
liche-oekonomie-und-preise/landwirtschaftliche-gesamtrechnung/landwirtschaftliche-gesamtrechnung-auf- 
nationaler-ebene); Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft, Grüner 
Bericht 2024, Tabellen 5.1.2 bis 5.1.4; WIFO-Berechnungen. – 1) Gemäß Österreichischem Programm für umweltge-
rechte Landwirtschaft (ÖPUL), ab 2023 einschließlich Öko-Regelung. – 2) Teuerungsausgleich, Stromkostenzu-
schuss (Bundesmittel) und Zahlungen für den geschützten Anbau (EU-Mittel) zur Abfederung der hohen Betriebs-
mittelpreise (insbesondere für Energie). – 3) Temporäre Agrardieselrückvergütung, Rückvergütung CO2-Beprei-
sung. – 4) In der Einkommensrechnung unberücksichtigte Zahlungen (z. B. Junglandwirteförderung). 

4. Außenhandelsbilanz bei Agrargütern und Lebensmitteln ungünstiger als 
in den Vorjahren 

Der österreichische Agraraußenhandel legte 
2023 neuerlich zu (Einfuhren +7,1%, Ausfuh-
ren +3,1%; nominell). Die wertmäßige Aus-
weitung fiel jedoch schwächer aus als im 
Vorjahr und spiegelt vor allem die Verteue-
rung von Agrargütern wider. Dazu zählen 
neben agrarischen Rohstoffen gemäß der 
Kombinierten Nomenklatur (KNO) auch 
hochverarbeitete Lebensmittel wie Ge-
tränke und Zubereitungen von Früchten. In 
16 der 24 Positionen wurden 2023 mehr Gü-
ter importiert als exportiert (Übersicht 3). 
Nennenswerte Exportüberschüsse ergaben 
sich erneut in den Bereichen Fleisch und 
Fleischwaren, Milch und Milcherzeugnisse, 
Müllereierzeugnisse und vor allem im Bereich 
Getränke. Im Jahr 2020 wurde erstmals eine 
beinahe ausgeglichene Außenhandelsbilanz 

erzielt. 2023 übertraf der Wert der Importe 
dagegen deutlich jenen der Exporte (um 
rund 710 Mio. €; 2022: 57 Mio. €). 

Wie die langfristige Entwicklung des Agrar-
handelssaldos zeigt (Abbildung 3), erzeugte 
die Integration in den Gemeinsamen Markt 
eine lebhafte Dynamik, von der sowohl Ex-
porteure als auch Importeure profitierten. Im 
Jahr 2006 war der Exportwert noch nahezu 
gleich hoch gewesen wie der Importwert. 
Seither stiegen die Importe meist etwas ra-
scher als die Exporte. In den Jahren 2015 bis 
2021 näherte sich der Wert der Ausfuhren 
wieder jenem der Importe an. Seit 2022 öff-
net sich die Schere zwischen Importen und 
Exporten allerdings wieder. 

5. Relativ günstiges Marktumfeld für die Forstwirtschaft 

Die Forstwirtschaft ist in Österreich jener Sek-
tor mit dem größten Ausmaß an Flächennut-
zung. Nur wenige Flächen sind unberührt 
und sich selbst überlassen. Die meisten 
Waldflächen werden in mehrfacher Hinsicht 
intensiv genutzt: für die Holzgewinnung, für 
die Jagd, als Erholungsraum und für die Be-
reitstellung von Ökosystemdienstleistungen, 
z. B. zur Kohlenstoffspeicherung. All diese 

Nutzungsmöglichkeiten werden durch den 
Klimawandel beeinflusst und zunehmend 
geschmälert. Zu den für den Wald abträgli-
chen Faktoren zählen der hohe Druck durch 
Schädlinge, die Trockenheit in bestimmten 
Lagen und die damit verbundene Wald-
brandgefahr, sowie das häufigere Auftreten 
von heftigen Stürmen und Eisbrüchen.  

Wie in den Vorjahren 
stieg 2023 sowohl der 
Export- als auch der Im-
portwert von Agrargü-
tern. In der Außenhan-
delsbilanz überwogen 
die Einfuhren jedoch 
deutlich die Ausfuhren. 

2023 setzte sich der 
durch hohe Energie-
preise ausgelöste  
Höhenflug der heimi-
schen Forstwirtschaft 
nicht weiter fort. 

https://www.statistik.at/statistiken/land-und-forstwirtschaft/land-und-forstwirtschaftliche-oekonomie-und-preise/landwirtschaftliche-gesamtrechnung/landwirtschaftliche-gesamtrechnung-auf-nationaler-ebene
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Übersicht 3: Österreichs Außenhandel mit Agrargütern und Lebensmitteln 2023 
Kombinierte Nomenklatur – KNO  

 Ausfuhr Einfuhr Saldo 
 Insgesamt Insgesamt EU 27 
 Anteile in % Mio. € 
I Lebende Tiere; Waren tierischen Ursprungs 21,4 19,1  + 249,4  + 144,4 
01 Lebende Tiere 1,0 1,6  – 120,9  – 156,6 
02 Fleisch und Fleischwaren 8,8 7,2  + 213,5  + 70,6 
03 Fische, Krebstiere, Weichtiere 0,5 2,5  – 359,7  – 150,7 
04 Milch, Milcherzeugnisse, Eier und Honig 10,7 7,1  + 543,9  + 368,8 
05 Andere Waren tierischen Ursprungs 0,4 0,6  – 27,3  + 12,4 
II Waren pflanzlichen Ursprungs 14,3 28,7  – 2.603,9  – 1.656,5 
06 Waren pflanzlichen Ursprungs 0,3 2,7  – 409,6  – 393,0 
07 Gemüse, Wurzeln, Knollen 1,4 4,6  – 567,5  – 449,4 
08 Früchte 1,9 8,1  – 1.099,9  – 492,7 
09 Kaffee u. Ä., Gewürze 1,4 3,5  – 377,2  – 250,9 
10 Getreide  3,8 4,3  – 122,3  – 57,5 
11 Müllereierzeugnisse 2,7 1,2  + 229,4  + 184,4 
12 Ölsaaten und ölhaltige Früchte 2,7 3,7  – 193,8  – 160,9 
13 Schellack, Gummen, Harze und andere Pflanzensäfte 0,1 0,4  – 61,4  – 36,5 
14 Flechtstoffe und andere Waren pflanzlichen Ursprungs 0,0 0,0  – 1,6  – 0,0 
III Tierische und pflanzliche Fette und Öle sowie deren Spaltprodukte; zubereitete Speisefette; 

Wachse tierischen und pflanzlichen Ursprungs 2,4 4,6  – 389,4  – 358,6 
15 Tierische und pflanzliche Öle und Fette 2,4 4,6  – 389,4  – 358,6 
IV Waren der Lebensmittelindustrie; Getränke, alkoholhaltige Flüssigkeiten und Essig; Tabak  62,0 47,7  + 2.033,9  + 503,4 
16 Zubereitungen von Fleisch, Fischen u. Ä. 4,4 3,4  + 151,1  + 170,9 
17 Zucker und Zuckerwaren  2,7 3,2  – 102,1  – 188,2 
18 Kakao, Kakaozubereitungen 3,8 4,2  – 90,7  – 111,1 
19 Zubereitungen aus Getreide und anderen Backwaren 9,6 9,2  – 3,2  – 114,0 
20 Zubereitungen von Gemüse und Früchten u. Ä. 6,0 6,7  – 170,2  – 55,5 
21 Verschiedene Lebensmittelzubereitungen 7,6 6,5  + 136,6  – 83,4 
22 Getränke, alkoholische Flüssigkeiten und Essig 20,8 6,6  + 2.315,1  + 1.199,3 
 Energydrinks 2,2 0,4  + 296,9  + 263,4 
23 Rückstände und Abfälle, Tierfutter 7,0 5,7  + 179,0  + 29,8 
24 Tabak und Tabakwaren 0,1 2,3  – 381,7  – 344,4 
      
 Mio. € 
Agrarhandel insgesamt laut KNO 16.657,62 17.367,50  – 709,9  – 1.367,3 
Agrarhandel insgesamt laut SITC1) 16.310,03 17.283,16  – 973,1  – 1.614,5 
     
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Agrarhandel insgesamt laut KNO  + 3,1  + 7,1  – 1.144,2  – 10,1 
Agrarhandel insgesamt laut SITC1)  + 3,4  + 6,7  – 135,1  – 2,9 

Q: WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. 2023: endgültige Werte. Ein positives Vorzeichen von Saldenveränderungen ist als Rückgang des Import-
überschusses zu interpretieren. SITC . . . Standard International Trade Classification, Rev. 4. – 1) Die Summen nach KNO- und SITC-Nomenklatur weichen 
wegen des jeweiligen Aggregationsverfahrens (SITC 0, 1, 21, 22, 29, 4) und der zunehmenden Zahl von Positionen, die in der KNO-Außenhandels-
datenbank der Geheimhaltung unterliegen, voneinander ab. 

 

Eine Folge der seit Jahrzehnten anhaltenden 
Ausweitung der Forstflächen und der fort-
schreitenden Automatisierung der Holzernte 
ist die Zunahme der Produktion von Rohholz. 
Die tatsächliche Erntemenge hängt neben 
den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
vom jährlich schwankenden Holzanfall auf-
grund von Wetter- und Schadereignissen ab. 

Seit einem Jahrzehnt sind nicht wirtschaftli-
che Überlegungen die wichtigsten Gründe 
für Ernteentscheidungen, sondern Schader-
eignisse, welche häufig eine vorzeitige Ernte 
erzwingen und dadurch das Holzaufkom-
men erhöhen (Übersicht 5 und Abbildung 4). 

Dies erklärt, warum die Erntemenge ausge-
weitet wurde, obwohl die Preise von 2013 bis 
2020 sanken (Abbildung 5). Sehr niedrige 
Holzpreise deckten vielfach nicht die Kosten 
der ungeplanten Ernte und stellten Betriebe 
vor große wirtschaftliche Herausforderun-
gen. Wegen der langen Produktionszyklen ist 
eine rasche Anpassung an die veränderten 
Klimabedingungen nur begrenzt möglich. 
Zugleich wird die Erreichung von Klimazielen 
immer schwieriger, wenn die Fähigkeit der 
Wälder, der Atmosphäre Kohlendioxid zu 
entziehen, aufgrund von Schadereignissen 
abnimmt. 
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Abbildung 3: Österreichs Außenhandel mit Agrargütern und Lebensmitteln nach 
Warenabschnitten des Harmonisierten Systems (KNO) 

 

Q: WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. 

  
  

Übersicht 4: Erzeugung, Wertschöpfung und Einkommen in der österreichischen Forstwirtschaft 
 1995 2000 2005 2010 2015 2020 2021 2022 2023 2023 
 Mio. € zu Herstellungspreisen Verände-

rung 
gegen 

das 
Vorjahr 

in % 
Zu Herstellungspreisen           
 Erzeugung forstwirtschaftlicher Güter 1.339,09 1.332,18 1.439,33 1.746,25 1.851,23 1.394,30 2.032,23 2.559,55 2.533,70  – 1,0 

Waldbäume und Forstbaumpflanzen 536,53 558,34 528,61 617,59 633,91 451,31 700,64 877,55 861,62  – 1,8 
Waldbäume1) 521,30 544,67 518,82 605,22 622,19 441,83 689,23 865,84 849,01  – 1,9 
Forstbaumpflanzen 15,23 13,66 9,78 12,37 11,72 9,47 11,40 11,71 12,61  + 7,7 

Rohholz 802,57 773,84 910,72 1.128,66 1.217,31 942,99 1.331,59 1.682,00 1.672,08  – 0,6 
Rohholz für die stoffliche Nutzung 650,82 621,78 705,61 873,82 924,77 643,92 1.055,48 1.261,19 1.118,00  – 11,4 

Sägerundholz 562,96 552,13 623,68 766,59 803,88 545,78 955,21 1.116,22 946,77  – 15,2 
Industrierundholz 87,86 69,66 81,93 107,23 120,89 98,15 100,28 144,97 171,24  +18,1 

Rohholz für die energetische Nutzung²) 151,74 152,06 205,11 254,84 292,54 299,07 276,11 420,81 554,08  +31,7 
+ Erzeugung Forstwirtschaftlicher 

Dienstleistungen 112,62 124,51 168,73 230,08 237,41 252,69 273,62 326,59 328,58  + 0,6 
+ Nicht trennbare nichtforstwirtschaftliche 

Nebentätigkeiten 20,95 28,36 26,40 61,72 60,06 58,76 59,01 73,32 72,86  – 0,6 
+ Andere Produkte3) 19,27 18,07 15,54 17,23 15,68 10,16 13,08 12,14 11,05  – 9,0 
= Erzeugung des forstwirtschaftlichen 

Wirtschaftsbereichs 1.491,93 1.503,12 1.650,00 2.055,29 2.164,38 1.715,91 2.377,94 2.971,61 2.946,18  – 0,9 
– Vorleistungen 712,90 721,00 854,45 1.082,46 1.200,37 980,71 1.390,51 1.657,61 1.596,59  – 3,7 
= Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 779,04 782,11 795,55 972,83 964,01 735,20 987,43 1.313,99 1.349,59  + 2,7 
– Abschreibungen 78,90 100,70 130,74 174,35 192,66 193,87 198,90 217,19 229,90  + 5,9 
= Nettowertschöpfung zu Herstellungspreisen 700,14 681,41 664,81 798,47 771,34 541,33 788,53 1.096,80 1.119,69  + 2,1 
± Saldo sonstige Produktionsabgaben bzw. 

Subventionen  – 4,76  – 4,84  – 7,11  + 9,91  – 7,26  + 4,39  + 38,30  + 38,25  + 28,25  – 26,1 
= Faktoreinkommen 695,38 676,57 657,70 808,39 764,08 545,72 826,83 1.135,05 1.147,94  + 1,1 

Q: Statistik Austria (2024c). – 1) Nettozuwachs von Holz im wirtschaftlich genutzten Ertragswald. – 2) Brennholz und Waldhackgut. – 3) Nebennutzungen, 
sonstige forstwirtschaftliche Erzeugnisse. 

 

Der langjährige tendenzielle Rückgang der 
Holzpreise endete 2021, als die gute Baukon-
junktur in den USA zu einer regen Nachfrage 
auf den internationalen Holzmärkten führte. 
In der Folge stiegen die Preise für Schnittholz 
kräftig. Dagegen war Schleifholz im Jahr 

2021 sogar noch billiger als im Vorjahr. Erst 
Anfang 2022 zogen auch die Schleifholz-
preise an. Im Jahr 2023 sanken die Preise für 
Sägerundholz um 10% gegenüber 2022, 
während jene für Nadelschleifholz im selben 
Ausmaß stiegen. 
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Übersicht 5: Holzeinschlag 
 2021 2022 2023 2021 2022 2023 
 1.000 Efm ohne Rinde Veränderung gegen das 

Vorjahr in % 
Nutzholz (Rohholz, stoffliche Nutzung) 13.521 13.934 13.347  + 18,0  + 3,1  – 4,2 

Sägeholz (Sägerundholz) 10.420 10.711 10.037  + 22,5  + 2,8  – 6,3 
Industrieholz (Industrierundholz) 3.101 3.223 3.310  + 4,8  + 3,9  + 2,7 

Brennholz (Rohholz für energetische Nutzung) 4.900 5.424 5.671  – 8,0  + 10,7  + 4,6 
Gesamteinschlag 18.420 19.358 19.018  + 9,7  + 5,1  – 1,8 
         

Anteile in %    
Schadholz 32,8 37,5 47,4    

Q: Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft, Holzeinschlagsmeldungen 
(https://info.bml.gv.at/themen/wald/wald-in-oesterreich/wald-und-zahlen/Holzeinschlag.html).  

  
 

Abbildung 4: Holzeinschlag in Österreich 

 

Q: Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft, Holzeinschlagsmeldungen 
(https://info.bml.gv.at/themen/wald/wald-in-oesterreich/wald-und-zahlen/Holzeinschlag.html); Bundesfor-
schungszentrum für Wald, Dokumentation der Waldschädigungsfaktoren (https://www.bfw.gv.at/dokumenta 
tion-waldschaedigungsfaktoren/). 

 
 

Abbildung 5: Entwicklung der nominellen Holzpreise in Österreich 

 

Q: Statistik Austria, Land- und forstwirtschaftliche Erzeugerpreise (https://www.statistik.at/statistiken/land-und-
forstwirtschaft/land-und-forstwirtschaftliche-oekonomie-und-preise/erzeugerpreise).  
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Der 2022 beobachtete ausgeprägte Anstieg 
des Produktionswertes in der Forstwirtschaft 
(+25% gegenüber dem Vorjahr) setzte sich 
2023 nicht fort. Der Produktionswert verharrte 
praktisch unverändert bei 2,9 Mrd. €. Das 

Faktoreinkommen stieg leicht um 1,1% auf 
1,15 Mrd. €. Der Nettounternehmensgewinn 
der Forstwirtschaft belief sich 2023 auf 
795 Mio. € und war damit um 3,9% niedriger 
als im Vorjahr (Statistik Austria, 2024c). 

6. Elemente des langfristigen Strukturwandels in der österreichischen 
Landwirtschaft 

Im heimischen Agrarsektor wächst die Wert-
schöpfung seit Jahrzehnten schwächer als in 
der Gesamtwirtschaft. Wäre die Bruttowert-
schöpfung der österreichischen Landwirt-
schaft seit 1995 im gleichen Ausmaß gestie-
gen wie jene der Volkswirtschaft insgesamt, 
so hätte sie 2023 nominell 7,6 Mrd. € betra-
gen. Tatsächlich betrug sie nur 4,4 Mrd. €. 
Die Abkoppelung der Landwirtschaft von 
der Entwicklung der Gesamtwirtschaft ließ 
sich bereits davor über lange Zeiträume be-
obachten. Über die Jahrzehnte zeigt sich 
eine strukturelle Anpassung des Agrarsektors, 
die sich in einer Verringerung der Zahl der 
Betriebe, in einer veränderten Landnutzung 
und in einem Beschäftigungsrückgang äu-
ßert. Dieses Kapitel beleuchtet die ersten 

beiden Dimensionen des langfristigen Struk-
turwandels. 

Die Auswertungen zur Zahl der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe stützen sich auf 
die Agrarstrukturerhebungen der Statistik 
Austria bzw. die land- und forstwirtschaftli-
chen Betriebszählungen des Österreichi-
schen Statistischen Zentralamtes. Übersicht 6 
zeigt, wie sich die Zahl der Betriebe in den 
Bundesländern und in Österreich insgesamt 
zwischen 1930 und 2020 entwickelte. Dabei 
wurden die jeweiligen Erhebungsschwellen 
nicht angepasst, also die veröffentlichten 
Zahlen unmittelbar wiedergegeben. Daraus 
Veränderungsraten abzuleiten, wäre unzu-
lässig, da die Erhebungsschwellen über die 
Zeit stark angepasst wurden.  

 

Übersicht 6: Land- und forstwirtschaftliche Betriebe in Österreich 
 

Vollerhebungen auf Basis der jeweils gültigen Erhebungsschwellen1)  
1930 1951 1960 1970 1980 1990 1999 2010 2020  

Anzahl der Betriebe 
Wien 1.172 3.228 2.605 2.083 1.309 1.281 898 558 707 
Niederösterreich 145.744 138.494 120.905 101.262 79.865 70.011 54.551 41.570 37.453 
Burgenland 43.477 44.263 41.478 38.306 30.613 26.421 16.081 9.793 7.973 
Steiermark 77.393 79.207 75.406 72.708 64.487 59.363 48.582 39.388 33.605 
Kärnten 30.663 33.462 31.292 30.449 26.134 24.658 21.202 18.174 18.228 
Oberösterreich 80.215 78.360 75.246 71.459 59.848 53.558 41.804 33.341 29.173 
Salzburg 13.999 14.602 13.797 13.208 12.056 11.628 10.751 9.785 9.320 
Tirol 26.472 27.903 25.365 23.600 20.912 19.738 18.238 16.215 14.215 
Vorarlberg 14.225 13.329 10.436 9.141 7.355 6.552 5.401 4.493 4.279 
           
Österreich 433.360 432.848 396.530 362.216 302.579 273.210 217.508 173.317 154.953 

Q: Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft (2024); Statistik Austria (2001, 2013, 
2024a); Statistik Austria; Österreichisches Statistisches Zentralamt (1964, 1973/74, 1983, 1992). – 1) Die Ergebnisse 
sind aufgrund unterschiedlicher Erfassungsuntergrenzen und Definitionen langfristig nur bedingt vergleichbar. 

 

Im Jahr 2020 wurden ausschließlich Betriebe 
gezählt, die – neben anderen Kriterien – zu-
mindest über 3 ha landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche oder 1,5 ha Ackerland oder 
0,5 ha Kartoffeläcker oder 3 ha Waldfläche 
verfügten (Statistik Austria, 2022). In früheren 
Erhebungen galten dagegen niedrigere Flä-
chengrenzwerte, wodurch auch kleinere Be-
triebe erfasst wurden. In den meisten Fällen 
reichte eine Gesamtfläche von mindestens 
1 ha, die ganz oder teilweise land- und forst-
wirtschaftlich genutzt wurde, für die Erfas-
sung aus. Weitere Kriterien waren die Anzahl 
bestimmter Nutztiere und ein Erwerbsobst-, 
Erwerbswein-, oder Erwerbsgartenbau in un-
terschiedlichem Umfang. Im Laufe der Zeit 
fielen kleinere Betriebe jedoch aus der Er-

hebung. Somit ist ein langfristiger Vergleich 
der Zahl der Betriebe auf Basis der veröffent-
lichten Tabellen (Übersicht 6) nur einge-
schränkt aussagekräftig. 

Unter bestimmten Annahmen ist es jedoch 
möglich, eine Vergleichbarkeit zwischen 
den Erhebungen herzustellen. Für die Peri-
ode 1930 bis 1990 kann man Betriebe mit 
weniger als 2 ha selbstbewirtschaftete Ge-
samtfläche von der Gesamtzahl der Be-
triebe abziehen. Eine ähnliche Korrektur ist 
für die Jahre ab 1990 möglich, indem man 
die Erhebungsschwellen von 2020 heranzieht 
und die publizierten Werte entsprechend 
bereinigt. Die Ergebnisse dieser Vorgehens-
weise zeigt Übersicht 7. Da es nicht möglich 

Im heimischen Agrar-
sektor wächst die reale 
Wertschöpfung seit Jahr-
zehnten schwächer als 
in der Gesamtwirtschaft. 
Eine Folge davon ist ein 
struktureller Wandel, ab-
lesbar etwa an der Ent-
wicklung der Zahl der 
Betriebe und der Land-
nutzung.  
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ist, zur Korrektur der Daten jeweils alle Krite-
rien anzuwenden, wurden die Ergebnisse 
auf ganze Hundert gerundet ausgewiesen, 
um anzudeuten, dass es sich um Schätz-
werte handelt.  

Vergleicht man die korrigierten mit den beo-
bachteten Werten, so fällt vor allem auf, 
dass zwischen 1930 und 1951 die Zahl der 
Betriebe um 0,2% p. a. zugenommen hat, 
wenn man als Kriterium eine Fläche von min-
destens 2 ha heranzieht. Danach verringert 
sich ihre Zahl von Erhebung zu Erhebung, 
zwischen 1951 und 1960 um 0,5% p. a., zwi-
schen 1960 und 1970 um 0,8% p. a., zwi-
schen 1970 und 1980 um 1,2% p. a. und 

zwischen 1980 und 1990 um 0,9% p. a. Wen-
det man die Erhebungsschwellen der Agrar-
strukturerhebung von 2020 auf die Zählun-
gen ab 1990 an, so ergeben sich Verände-
rungsraten von 1,8% p. a. für die Periode 
1990 bis 1999, 2,0% p. a. für 1999/2010 
und 0,5% p. a. für 2010/2020. Das erste Jahr-
zehnt des 21. Jahrhunderts ist folglich jenes, 
in dem die Zahl der Betriebe am stärksten 
abgenommen hat. Da die zugrundeliegen-
den Daten aus Erhebungen stammen, in de-
nen unterschiedliche Kriterien angewendet 
wurden, sind die ausgewiesenen Verände-
rungsraten trotz der Korrektur nicht uneinge-
schränkt vergleichbar.  

 

Übersicht 7: Land- und fortswirtschaftliche Betriebe ohne Kleinstbetriebe und unter Anpassung der Erhebungsschwellen 
  Auf Basis der jeweils gültigen Erhebungsschwellen aber ohne Betriebe unter 

2 ha selbstbewirtschafteter Gesamtfläche 
Auf Basis der Erhebungsschwellen laut 

Agrarstrukturerhebung 2020  
1930 1951 1960 1970 1980 1990 1990 1999 2010 2020  

Anzahl der Betriebe Anzahl der Betriebe 
Wien – 1.000 700 600 500 600 700 900 500 700 
Niederösterreich – 98.200 89.900 77.600 65.700 57.900 63.800 52.700 40.400 37.500 
Burgenland – 30.400 29.000 26.600 22.300 18.800 21.700 15.100 9.300 8.000 
Steiermark – 64.900 62.900 60.300 56.700 52.800 49.100 43.100 35.300 33.600 
Kärnten – 26.800 25.700 25.100 23.100 22.200 21.500 19.800 17.300 18.200 
Oberösterreich – 60.200 59.600 57.200 52.200 47.600 46.100 38.900 31.100 29.200 
Salzburg – 12.800 12.700 12.200 11.300 11.000 11.400 10.400 9.500 9.300 
Tirol – 23.200 23.500 21.900 18.800 18.000 19.800 17.200 15.400 14.200 
Vorarlberg – 10.100 8.600 7.700 6.200 6.000 5.700 5.100 4.200 4.300 
            
Österreich 314.600 327.600 312.600 289.200 256.800 234.900 239.800 203.000 162.900 155.000 

Q: WIFO-Berechungen auf Basis von Statistik Austria (2001, 2013, 2024a), Österreichisches Statistisches Zentralamt (1964, 1973/74, 1983, 1992). 

  
 

Abbildung 6: Landnutzung in Österreich 

 

Q: Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft (2024), Statistik Austria (2001, 2013, 
2024a), Österreichisches Statistisches Zentralamt (1964, 1973/74, 1983, 1992). Die Ergebnisse sind aufgrund un-
terschiedlicher Erfassungsuntergrenzen und Definitionen langfristig nur bedingt vergleichbar. 

 

Langfristig hat in Österreich nicht nur die Zahl 
der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

deutlich abgenommen, sondern auch die 
landwirtschaftlich genutzte Fläche. Zieht 
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man die Agrarstrukturerhebungen bzw. die 
Betriebszählungen heran, um Veränderun-
gen in der Flächennutzung zu veranschauli-
chen, ist man ebenso mit dem Problem un-
terschiedlicher Erhebungsschwellen konfron-
tiert. Es fällt in diesem Fall aber viel weniger 
ins Gewicht, da kleine Betriebe trotz ihrer ho-
hen Zahl insgesamt nur wenig Fläche bewirt-
schaften. Der direkte Vergleich der publizier-
ten Werte liefert daher ein aufschlussreiches 
Bild. 

Innerhalb eines knappen Jahrhunderts 
(1930/2020) verkleinerte sich die landwirt-
schaftlich genutzte Fläche in Österreich von 
4 Mio. ha auf 2,6 Mio. ha (0,48% p. a.; Abbil-
dung 6), während sich die forstwirtschaftlich 
genutzte Fläche von 2,9 Mio. ha auf 
3,4 Mio. ha vergrößerte (+0,16% p. a.). Die 
sonstige, weder land- noch forstwirtschaft-
lich genutzte Fläche nahm von 1,4 auf 
2,4 Mio. ha zu (+0,58% p. a.).  

 

Abbildung 7: Entwicklung der Acker- und Grünlandfläche sowie der Ackerfläche pro Kopf 

 

 

Q: Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft (2024), Statistik Austria (2001, 2013, 
2024a), Österreichisches Statistisches Zentralamt (1964, 1973/74, 1983, 1992). Die Ergebnisse sind aufgrund un-
terschiedlicher Erfassungsuntergrenzen und Definitionen langfristig nur bedingt vergleichbar. – 1) Ohne Almen 
und Bergmähder. 

 

Innerhalb der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche kam es zu einer Verschiebung zwi-
schen den Nutzungsarten (Abbildung 7). 
Ackerland, extensiv genutztes Grünland so-
wie Almen und Bergmähder büßten von Er-
hebung zu Erhebung an Bedeutung ein. Die 
intensiv genutzte Grünlandfläche (zwei und 
mehr Schnitte pro Jahr) wuchs bis 1999 

kontinuierlich, schrumpft jedoch seither 
ebenfalls. Die Ackerfläche hat sich seit 1930 
von 1,79 Mio. ha auf 1,32 Mio. ha (2020) ver-
kleinert, Almen und Bergmähder von 
0,82 Mio. ha auf 0,33 Mio. ha, die extensiv 
genützte Grünlandfläche von 0,69 Mio. ha 
auf 0,09 Mio. ha. Lediglich die intensiv ge-
nutzte Grünlandfläche war 2020 mit 
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0,79 Mio. ha noch etwas größer als 1930 
(0,71 Mio. ha). 

Die Veränderung der Landnutzung zu Lasten 
der Landwirtschaft lässt sich mit den Unter-
schieden in der Dynamik der wirtschaftli-
chen Entwicklung erklären. Da die Wert-
schöpfung der Landwirtschaft über die Jahr-
zehnte hinter jene anderer Sektoren zurück-
fiel, wurde der wichtigste Produktionsfaktor 
Boden eben für andere Wirtschaftsbereiche 
erschlossen. Die Forstwirtschaft profitiert 

davon, indem die Waldfläche zunimmt. 
Während die nominelle Wertschöpfung der 
heimischen Forstwirtschaft zwischen 1995 
und 2023 um 73% zulegte, wuchs sie in der 
Landwirtschaft lediglich um 56%. Zumal 
auch die Produktivität in der Landwirtschaft 
seit etwa einem Jahrzehnt nicht mehr nen-
nenswert steigt, ist diese Entwicklung aus 
dem Blickwinkel der Ernährungssicherheit an-
gesichts einer wachsenden Bevölkerung 
nicht unproblematisch (Arnold et al., 2024). 
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Konjunktur und Wachstum in Österreich: Ein 
Rendezvous mit der Realität 
Gabriel Felbermayr 

 Österreich gehört zu den reichsten Ländern der Welt. Allerdings verliert die österreichische 
Volkswirtschaft seit 2010 und besonders seit 2019 im internationalen Vergleich an Boden. 

 Waren 2016 nur 7% der 166 Länder mit einem gleichen oder höheren kaufkraftbereinigten BIP pro Kopf 
ausgestattet als Österreich, so waren es 2023 bereits 10%. Bis 2029 werden laut Prognose des IWF 
weitere Länder vorbeiziehen. Österreich rutscht also langsam, aber stetig ab. 

 Der Realwert des BIP pro Kopf ist in Österreich seit 2010 schwächer gewachsen als im Durchschnitt 
der Euro-Länder. 

 Seit 2010 verzeichnet Österreich persistent höhere Inflationsraten als der Euro-Raum, was die 
Wettbewerbsfähigkeit belastet. Die Globalisierungsdividende und die demografische Dividende, 
die lange zum Wachstum beigetragen hatten, sind mittlerweile entfallen. 

 Österreich muss daher dringend strukturelle Reformen angehen. So gilt es u. a., die Integration von 
Migrant:innen, die Erwerbsbeteiligung und das Bildungssystem zu verbessern. 

 

 
Realwert des BIP pro Kopf seit 2000 

 

Der Realwert des BIP ist das nominelle BIP pro Kopf (Bevölkerung), deflationiert mit 
dem Preisindex der inländischen Verwendung. Hier gerät Österreich schon seit 
2014 in Rückstand. Graue Schattierung: Prognose (Q: Statistik Austria, WIFO-
Berechnungen). 

 

"Österreich fällt beim Realwert 
des BIP bereits seit 2014 hinter 
den Durchschnitt des Euro-Raumes 
zurück, besonders deutlich seit 
2019." 
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Konjunktur und Wachstum in Österreich: Ein Rendezvous mit der Realität 
Gabriel Felbermayr 

 
Konjunktur und Wachstum in Österreich: Ein Rendezvous 
mit der Realität 
Trotz Rezession gehört Österreich immer noch zu den 
reichsten Ländern der Welt. Allerdings verliert es hinsichtlich 
des realen Pro-Kopf-Einkommens seit 2010 im Länderver-
gleich an Boden. Österreich verzeichnet seit fast 15 Jahren 
persistent höhere Inflationsraten als der Euro-Raum insge-
samt und der Realwert des BIP pro Kopf wächst deutlich 
langsamer. Die lange wirksame Globalisierungsdividende 
fließt nicht mehr; demografische Faktoren werden immer 
wichtiger, Wettbewerbsfähigkeit geht verloren. Österreich 
muss daher dringend strukturelle Reformen angehen. So 
gilt es u. a., die Integration von Migrant:innen, die Erwerbs-
beteiligung und das Bildungssystem zu verbessern. 

 Economic Activity and Growth in Austria: A Rendezvous 
with Reality 
Despite the current recession, Austria is still one of the rich-
est countries in the world. However, since 2010, the country 
has gradually lost ground compared to other countries in 
terms of real per capita income. For almost 15 years, Aus-
tria has had a persistently higher inflation rate than the 
euro area as a whole and the real value of GDP per cap-
ita is growing at a substantially slower rate. The long-effec-
tive globalisation dividend is no longer flowing; demo-
graphic factors are becoming increasingly important, and 
competitiveness is being lost. Therefore, Austria urgently 
needs to tackle structural reforms aimed, among other 
things, at a better integration of immigrants, a higher la-
bour force participation and an improved education sys-
tem. 

 

 
JEL-Codes: E20, E23, E24 • Keywords: Makroökonomie, Wirtschaftsentwicklung 
Begutachtung: Michael Peneder • Wissenschaftliche Assistenz: Fabian Gabelberger (fabian.gabelberger@wifo.ac.at), 
Martha Steiner (martha.steiner@wifo.ac.at) • Abgeschlossen am 8. 10. 2024 

 

 Kontakt: Gabriel Felbermayr (gabriel.felbermayr@wifo.ac.at)   

1. Einleitung  

Österreich gehört zu den reichsten Ländern 
der Welt; das ist nach wie vor unstrittig. Aber 
die österreichische Wirtschaft ist in den letz-
ten Jahren absolut und im Vergleich zu an-
deren Ländern zurückgefallen. Dazu haben 
multiple Krisen – namentlich die COVID-19-
Krise, Lieferkettenverwerfungen und der 
Energiepreisschock im Gefolge des Ukraine-
Krieges – beigetragen1). Die Probleme der 
österreichischen Volkswirtschaft sind jedoch 
bereits seit 2010 sichtbar. Der Blick auf einen 
längeren Zeitraum ist wichtig, um strukturelle 
von konjunkturellen Themen zu trennen. 
Ohne ein angemessenes Verständnis der 
Probleme ist eine Entwicklung der richtigen 
wirtschaftspolitischen Reformen kaum mög-
lich. 

Dass Österreich schon vor Beginn der multip-
len Krisen im Jahr 2019 im Ländervergleich in 
Rückstand geriet, wird besonders deutlich, 
wenn man Pro-Kopf-Größen betrachtet und 
die volkswirtschaftlichen Indikatoren mit 
Preisindizes der inländischen Verwendung 
bereinigt. Aktuelle Prognosen des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) und des WIFO 

 
1)  Siehe dazu Felbermayr (2024). 

deuten an, dass Österreichs Wirtschaft auch 
in den nächsten Jahren zurückfallen wird; 
der Realwert des BIP pro Kopf dürfte erst 
2029 das Niveau von 2019 überschreiten. 

Welche Gründe sind für diese Schwäche 
verantwortlich? Zunächst weist die Betrach-
tung von Pro-Kopf-Größen auf die Bevölke-
rungsentwicklung hin. Daher untersucht der 
vorliegende Beitrag den Einfluss der Einwan-
derung. Langfristig von größerer Bedeutung 
ist die Entwicklung der Produktivität, die wie-
derum vielfältige Determinanten hat. Dieser 
Beitrag geht auf die Globalisierung und die 
Demografie als Faktoren eines verlangsam-
ten Produktivitätswachstums ein und widmet 
sich zudem der Entwicklung der Wettbe-
werbsfähigkeit. 

Die Analyse macht deutlich, dass die derzei-
tigen Probleme Österreichs struktureller Natur 
sind. Für ein erneutes Durchstarten sind da-
her Strukturreformen notwendig. Die nächste 
Bundesregierung wird sich um eine ambitio-
nierte und glaubwürdige Reformagenda 
kümmern müssen. Das WIFO hat in der Ver-

Österreich gehört zu den 
reichsten Ländern der 
Welt, büßt seine Position 
jedoch zunehmend ein. 
Dies hat neben konjunk-
turellen auch strukturelle 
Ursachen. 
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gangenheit immer wieder Reformvor-
schläge gemacht und ist selbstverständlich 

bereit, seine Analysen zu aktualisieren und 
weiterzuentwickeln. 

2. Österreich war auch im Rezessionsjahr 2023 eines der reichsten Länder 
der Welt 

Anfang Juli 2024 veröffentlichte das britische 
Wochenmagazin The Economist eine Grafik, 
die die Wirtschaftskraft von mehr als 160 Län-
dern verglich2). Internationale Vergleiche 
des Pro-Kopf-Einkommens sind mit verschie-
denen Schwierigkeiten konfrontiert. Sie erfor-
dern eine einheitliche Recheneinheit, z. B. 
den Dollar. Damit hängt die Bewertung aber 
vom Wechselkurs der jeweiligen Landeswäh-
rung mit dem Dollar ab. Wertet die Landes-
währung auf, steigt der Dollar-Wert des Pro-
Kopf-Einkommens, wertet sie ab, geschieht 
das Gegenteil. Das wäre dann kein Problem, 
wenn die sogenannte Kaufkraftparität Gül-
tigkeit hätte; diese besagt, dass – in identi-
scher Währung gerechnet – die Preise der 
konsumierten Güter identisch und auch die 
Warenkörbe gleich sind. Beide Annahmen 
sind unrealistisch, weil es Handelskosten gibt 
und die repräsentativen Konsument:innen in 
den unterschiedlichen Ländern unterschied-
liche Warenkörbe aufweisen. Daher werden 
diese Effekte statistisch bereinigt, so z. B. in 
den vom IWF bereitgestellten Vergleichsda-
ten, aber auch in den sogenannten Penn-
World-Tables.  

Wie die Analyse des Economist zeigt, spielte 
Österreich im Jahr 2023, trotz der Rezession, 
in den drei untersuchten Indikatoren ganz 
vorne mit. Gemessen am BIP pro Kopf in lau-
fenden Dollars erzielte Österreich unter mehr 
als 160 Ländern den 12. Rang. In Kaufkraft-
paritäten gemessen lag es marginal dahin-
ter auf Rang 13, weil in Österreich ein identi-
scher und in Dollar bewerteter Warenkorb 
teurer war als im Durchschnitt der betrachte-
ten Länder. Diese Kaufkraftbereinigung ist 
entscheidend für internationale Wohlstands-
vergleiche. Schließlich zeigte der Economist 
noch eine dritte Variable, das BIP in Kauf-

krafteinheiten je geleistete Arbeitsstunde. 
Hier erreichte Österreich im globalen Ver-
gleich sogar den achten Rang. Das hat mit 
der Tatsache zu tun, dass die hohe reale 
Pro-Kopf-Wertschöpfung in Österreich mit 
vergleichsweise wenig Arbeitsstunden pro 
Kopf erwirtschaftet wird. Im Klassement vor 
Österreich liegen kleine Länder mit riesigen 
Rohstoffvorkommen, wie Norwegen oder 
Katar, globale Finanzplätze wie Luxemburg 
oder die Schweiz, und mit Belgien, Däne-
mark und Island drei andere europäische 
Kleinstaaten. Ohne die Stundenbereinigung 
schneiden auch Länder wie Singapur oder 
die USA, als einzige große Volkswirtschaft, 
besser ab. Österreich ist demnach – unab-
hängig davon, wie genau man die Daten 
betrachtet, und trotz der rezenten Schwierig-
keiten – ein reiches Land. 

Die Analyse des Economist bietet allerdings 
weder eine historische Perspektive, noch 
wagt sie den Blick in die Zukunft. Andere Un-
tersuchungen, die auf das reale BIP pro Kopf 
abstellen und keine Kaufkraftbereinigung 
vornehmen, messen die inländische Wert-
schöpfung in Einheiten der produzierten Gü-
ter und Dienstleistungen. Relevanter für das 
wirtschaftliche Wohlergehen der Bevölke-
rung ist allerdings der Realwert des BIP, der 
auf den Inlandsverbrauch abstellt3). In offe-
nen Volkswirtschaften können das reale BIP 
und der Realwert des BIP ziemlich auseinan-
derklaffen, weil beträchtliche Anteile der 
produzierten Güter und Dienstleistungen für 
den Verbrauch im Ausland bestimmt sind 
und exportiert werden, während umgekehrt 
hohe Anteile des inländischen Verbrauchs 
importiert werden müssen, sodass die Preise 
der Importgüter nicht im Preisindex der inlän-
dischen Produktion enthalten sind. 

3. Österreich geriet schon vor 2019 ins Hintertreffen 

Abbildung 1 zeigt die zweite vom Economist 
berücksichtigte Maßzahl, das kaufkraftberei-
nigte BIP pro Kopf, im Zeitablauf für eine 
Reihe von Ländern. Ausgewiesen werden 
sogenannte Prozentränge. Diese geben an, 
wie viel Prozent der 166 betrachteten Volks-
wirtschaften einen gleichen oder niedrige-
ren Wert aufweisen als die Vergleichsländer. 

 
2)  https://www.economist.com/graphic-detail/2024/ 
07/04/the-worlds-richest-countries-in-2024.  
3)  Ein alternatives Maß wäre der reale Wert der Haus-
haltseinkommen. Der Realwert des BIP berücksichtigt 
allerdings auch den staatlichen Konsum sowie Investi-
tionen. Da er von den schwankenden Preisen impor-
tierter Güter, z. B. Energie, abhängt, ist eine längerfris-
tige Betrachtung sinnvoll. 

Die zugrundeliegenden Daten stammen 
vom IWF4). 

Wieder zeigt sich, dass Österreich ein reiches 
Land ist. Im Jahr 2016 lag sein Prozentrang 
bei 93, womit nur 7% oder 11 Länder ein glei-
ches oder höheres BIP pro Kopf aufwiesen 
als Österreich. Allerdings geht diese Position 

4)  Der Economist stützte sich auf anderen Datenquel-
len. Zahlen aus den volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen der Länder unterliegen laufenden Revisionen. 
Außerdem ist die Grundgesamtheit der betrachteten 
Länder nicht identisch. Daher ist die vorliegende Ana-
lyse nicht deckungsgleich mit jener des Economist. Für 
die Betrachtung auf Stundenbasis fehlen geeignete 
Vergleichs- sowie Prognosedaten. 

Österreich schnitt auch 
im Rezessionsjahr 2023 

bei Wohlstandsindikato-
ren gut ab. 

https://www.economist.com/graphic-detail/2024/07/04/the-worlds-richest-countries-in-2024
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seit 2016 Stück für Stück verloren. Im Jahr 
2023 erreichte Österreich nur mehr einen 
Prozentrang von 90, hat also in den vergan-
genen 7 Jahren deutlich an Boden einge-
büßt, und der Positionsverlust dürfte bis 2029 
anhalten. 

Die Schwierigkeiten haben demnach schon 
vor Beginn der multiplen Krisen gegen Ende 
2019 begonnen. Andere vom IWF bereitge-

stellte Indikatoren, die hier aus methodi-
schen Gründen nicht näher betrachtet wer-
den, zeigen sogar, dass der Abstieg Öster-
reichs in den Pro-Kopf-Variablen schon um 
das Jahr 2010 einsetzte5), während in Abbil-
dung 1 zwischen 2010 und 2016 noch eine 
deutliche Aufwärtsbewegung ablesbar ist. 
Auch laut den Penn-World-Tables ist, je nach 
Indikator, ein Trendbruch zwischen 2010 und 
2016 zu beobachten6). 

  

Abbildung 1: Kaufkraftbereinigtes BIP pro Kopf im Ländervergleich 

 

Q: World Economic Outlook des Internationalen Währungsfonds, Reihe PPPPC. 2023 bis 2029: Prognose. Der 
Prozentrang gibt den Anteil der Länder mit gleichen oder ungünstigeren Werten an der Grundgesamtheit der 
166 Vergleichsländer an. 

4. Beim Realwert des BIP pro Kopf fällt Österreich seit 2011 hinter den Euro-
Raum zurück 

Abbildung 2 zeigt einen volkswirtschaftlichen 
Indikator, der sich gut als Maß für die wirt-
schaftliche Prosperität eignet: den Realwert 
des BIP pro Kopf. Anders als in der gewöhnli-
chen Berechnung des realen BIP wird die 
nominelle Wertschöpfung zur Ermittlung des 
Realwertes nicht mit dem Preisindex der in-
ländischen Produktion (dem sogenannten 
BIP-Deflator) bereinigt, sondern mit dem 
Preisindex des inländischen Verbrauchs 
(dem sogenannten Preisindex der inländi-
schen Verwendung). Die Unterschiede wur-
den in Kapitel 2 bereits umrissen. Das reale 
BIP misst nicht die Kaufkraft der heimischen 
Einkommen, sondern den realen Wert der 

 
5)  Dies zeigt sich bei Betrachtung der Reihe 
NGDPRPPPC. Diese Variable wird etwas anders preis-
bereinigt, indem über die Vergleichsländer die Preise 
in den Warenkörben auf die Werte von 2017 festge-
schrieben werden. Diese Betrachtungsweise ist vor al-
lem relevant, wenn man einzelne Länder im Zeitablauf 
untersucht; für den Querschnittsvergleich ist sie weni-
ger sinnvoll. 
6)  Die Penn-World-Tables Version 10 enthalten Daten 
bis zum Jahr 2019. Die Definition der Variablen weicht 

Produktion. Die Unterscheidung ist in kleinen 
offenen Volkswirtschaften wie Österreich 
wichtig, zumal sich dort die produzierten Gü-
ter und Dienstleistungen nicht mit jenen de-
cken, die im Inland durch (privaten und 
staatlichen) Konsum und Investitionstätigkeit 
verbraucht werden. Sinken etwa die Preise 
für Exportgüter, so erhöht dies bei gegebe-
ner Wertschöpfung das reale BIP, nicht je-
doch seinen Realwert7). Werden hingegen 
die Importe teurer, so schmälert dies nicht 
das reale BIP, wohl aber den Realwert. Das 
heißt nicht, dass das reale BIP keine aussa-
gekräftige Größe wäre; es ist aber ein weni-
ger tauglicher Maßstab für den Wohlstand 

von den international üblichen Usancen der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung ab; daher stützt sich 
dieser Beitrag auf Daten des IWF. 
7)  Die Unterstellung einer gegebenen nominellen 
Wertschöpfung ist problematisch, denn Veränderun-
gen in den Preisen gehandelter Güter verändern 
auch den Wert der Importe und der Exporte, mithin 
des Außenbeitrages, was einen Einfluss auf das nomi-
nelle BIP hat. 
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Der Positionsverlust Ös-
terreichs setzte schon 
vor Beginn der multiplen 
Krisen im Jahr 2019 ein. 

Den Wohlstand im In-
land spiegelt der Real-
wert des BIP zutreffender 
wider als das reale BIP.  
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im Land als der Realwert des BIP. Daher wei-
sen die WIFO-Konjunkturprognosen seit 2023 
auch den Realwert des BIP pro Kopf aus. 

Der Realwert des BIP ist vom realen Wert der 
Haushaltseinkommen zu unterscheiden. Ers-
terer ist ein Maß aus der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung, während die Berechnung 
des letzteren Informationen aus dem Mikro-
zensus erfordert. Der Realwert des BIP ist ein 
wertschöpfungsbasierter Indikator und um-

fasst damit alle Einkommen, egal ob sie von 
privaten Haushalten, Unternehmen oder 
dem Staatssektor erwirtschaftet werden. Will 
man eine volkswirtschaftliche Gesamtschau 
anstrengen, so kann man Unternehmen und 
Staat nicht ausklammern. Die beiden Maße 
sind aber insofern verwandt, als sie im Unter-
schied zum realen BIP nicht mit dem BIP-
Deflator preisbereinigt werden, sondern mit 
einem Preisindex der inländischen Verwen-
dung8). 

  

Abbildung 2: Realwert des BIP pro Kopf seit 2000 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Der Realwert des BIP ist das nominelle BIP pro Kopf (Bevölkerung), de-
flationiert mit dem Preisindex der inländischen Verwendung. 

 

Abbildung 2 vergleicht die Entwicklung des 
Realwertes des BIP pro Kopf in Österreich 
und im Euro-Raum seit dem Jahr 2000. Bis 
2010 wuchs dieser Indikator hierzulande et-
was rascher als im Durchschnitt der Wäh-
rungsunion, nämlich um durchschnittlich 
knapp 1% pro Jahr. Danach wuchs er in Ös-
terreich hingegen nur um durchschnittlich 
knapp 0,3% pro Jahr, während er im Euro-
Raum um jährlich knapp 1% expandierte. 
Die Divergenz wurde im Zeitablauf immer 
deutlicher; besonders nach 2014 und noch 
stärker im Kontext der jüngsten Teuerungs-
krise fiel Österreich zurück (siehe dazu auch 
Felbermayr, 2024). Hinter dieser Entwicklung 
stehen ein verhaltener Produktivitätszu-
wachs, ein demografisch bedingt stetig ab-
nehmendes Wachstum des Arbeitskräftepo-
tenzials – bei gleichzeitigem höheren Bevöl-
kerungswachstum als im Euro-Raum, das seit 
2010 fast ausschließlich von Zuwanderung 

 
8)  Die Haushaltseinkommen werden mit dem Ver-
braucherpreisindex oder dem Deflator des heimi-
schen Konsums bereinigt, der Realwert des BIP mit 
dem Preisindex der inländischen Verwendung, der ne-
ben dem privaten auch den staatlichen Konsum und 
die private wie staatliche Investitionstätigkeit abdeckt. 

getrieben wird –, und eine langsame Ver-
schlechterung der Austauschverhältnisse im 
Außenhandel (Terms of Trade), vor allem seit 
2020. 

Die aktuelle Konjunkturprognose des WIFO 
(Schiman-Vukan & Ederer, 2024) geht davon 
aus, dass der Realwert des BIP im Jahr 2024 
noch weiter auf 96,1% des Wertes von 2019 
sinkt. Für 2025 wird ein leichter Anstieg auf 
96,8% des Vorkrisenniveaus erwartet. Die mit-
telfristige Prognose des WIFO (erscheint im 
Heft 10 der WIFO-Monatsberichte) enthält 
keine Aussagen zum Realwert des BIP, er-
wartet allerdings von 2025 bis 2029 einen An-
stieg des realen BIP um durchschnittlich 1,4% 
pro Jahr. Die Bevölkerung wird laut Statistik 
Austria 2025/2029 von 9,20 auf 9,33 Mio.9), 
d. h., um durchschnittlich 0,4% pro Jahr 
wachsen. Damit wird das reale BIP pro Kopf 
mittelfristig um etwa 1% p. a. zulegen. Nimmt 

9)  https://www.statistik.at/statistiken/bevoelkerung-
und-soziales/bevoelkerung/demographische-
prognosen/bevoelkerungsprognosen-fuer-oesterreich-
und-die-bundeslaender.  
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man an, die realen Austauschverhältnisse im 
Außenhandel bleiben zwischen 2025 und 
2029 ungefähr konstant, dann erreicht der 
Realwert des BIP pro Kopf im Jahr 2029 
101,0% des Ausgangswertes von 2019. In an-
deren Worten: Wenn die Prognosen nicht 
völlig falsch liegen, sind die 2020er-Jahre für 
Österreich im Hinblick auf den Realwert des 
BIP ein verlorenes Jahrzehnt. 

Ein zentrales makroökonomisches Problem 
Österreichs ist derzeit der Umstand, dass 

zwar der Realwert des BIP pro Kopf deutlich 
hinter dem Niveau von 2019 zurückbleibt, 
die realen Haushaltseinkommen pro Kopf 
2024 aber um etwa 2% über dem Vorkrisen-
wert liegen10). Das ist nur möglich, wenn die 
im Haushaltseinkommen nicht berücksichtig-
ten Sektoren, also die Unternehmen 
und/oder der Staat, den Rückgang des Re-
alwertes auffangen, erstens durch hohe und 
wachsende Budgetdefizite und zweitens 
durch eine drastische Verringerung der ope-
rativen Gewinne der Unternehmen.  

5. Die Wirkung von Einwanderung auf das BIP pro Kopf 

Wächst die Bevölkerung, so steigen zwar ty-
pischerweise auch die Beschäftigung und 
damit das reale BIP, und zwar unabhängig 
davon, wie genau die Preisbereinigung vor-
genommen wird11) – denn das BIP wird nach 
dem Inlandsprinzip berechnet und berück-
sichtigt daher auch die Einkommen von Aus-
länder:innen. Dass aber auch das reale BIP 
pro Kopf steigt, wenn die Bevölkerung auch 
die im Inland ansässigen Immigrant:innen 
umfasst, ist damit nicht gesagt. Im Gegen-
teil, Einwanderung drückt typischerweise 
das BIP pro Kopf. Dafür gibt es verschiedene 
Gründe, die im Folgenden umrissen werden. 
Zum Zweck der Analyse werden Einwande-
rer von den "Einheimischen", also jenem Teil 
der Bevölkerung unterschieden, der zu ei-
nem gewissen Zeitpunkt bereits im Land auf-
hältig war. Dazu zählen auch bereits im In-
land ansässige, aber im Ausland geborene 
Personen oder Personen mit ausländischer 
Staatsbürgerschaft. 

Erstens verfügen Einwanderer, auch hoch-
qualifizierte, typischerweise über eine niedri-
gere Kapitalausstattung als die einheimische 
Bevölkerung. Selbst wenn sie über die Dauer 
ihrer Anwesenheit einen Kapitalstock auf-
bauen, geht der im Inland verfügbare Kapi-
talstock pro Kopf durch Einwanderung in der 
Regel zurück, was einen direkten negativen 
Einfluss auf das BIP pro Kopf hat (Benhabib, 
1996). Zweitens hängt der Effekt maßgeblich 
davon ab, wie gut ausgebildet die Einwan-
derer sind. Grob gesagt: wenn das durch-
schnittliche Humankapital der Immigrant:in-
nen höher ist als jenes der Einheimischen, 
dann erhöht Einwanderung das BIP pro 
Kopf; wenn das Gegenteil der Fall ist, 
dämpft sie es. Drittens hängt der Effekt da-
von ab, wie sich die Erwerbsbeteiligung von 
Einwanderern und Einheimischen unterschei-
det: Sind die Einwanderer mit höherer Wahr-
scheinlichkeit aktiv beschäftigt, und bzw. 
oder bringen pro Kopf ein höheres Arbeits-
angebot ein (in Stunden gemessen), dann 

 
10)  Gemäß der kurzfristigen WIFO-Prognose von Okto-
ber 2024. 
11)  Wenn in der Folge vom realen BIP gesprochen 
wird, ist daher beides gemeint: der Realwert des BIP 
und das eigentliche, in gewohnter Weise preisbe-

erhöht sich damit ceteris paribus das BIP pro 
Kopf.  

Entscheidend ist demnach die Zusammen-
setzung der Einwanderer im Vergleich zur 
bereits ansässigen Bevölkerung. Der Effekt 
von Einwanderung auf das BIP pro Kopf ist 
daher a priori unklar. Außerdem verändern 
sich die soziodemografischen Eigenschaften 
der beiden Gruppen über die Zeit; so geht 
etwa die Erwerbsbeteiligung der Einheimi-
schen aufgrund der demografischen Alte-
rung zurück, während sich die Humankapi-
talausstattung der Zuwanderer dank Bil-
dungsmaßnahmen verbessert. Zahlreiche 
Merkmale sind über die Gruppe der Einwan-
derer bimodal verteilt; d. h., es gibt darunter 
gleichzeitig viele sehr schlecht ausgebildete 
Personen (oft Flüchtlinge aus sehr armen 
Ländern) und viele formal Hochqualifizierte 
(oft Personen aus der EU). Dennoch ist empi-
risch relativ klar, dass die immigrierte Bevöl-
kerung in Österreich eher unterdurchschnitt-
lich ausgebildet ist, eine niedrigere Erwerbs-
beteiligung aufweist und deutlich häufiger 
arbeitslos ist (Battisti et al., 2018)12). Somit 
dürfte Einwanderung in Österreich zu einer 
Reduktion des BIP pro Kopf führen, eine ge-
nauere empirische Analyse wäre jedoch 
sehr zu begrüßen. Allerdings tragen verschie-
dene soziodemografische Trends in der ös-
terreichischen Bevölkerung ebenfalls zu ei-
nem Rückgang des BIP pro Kopf bei, etwa 
die langfristige Abnahme des Arbeitsvolu-
mens, die ohne Einwanderung sehr viel stär-
ker ausgefallen wäre. 

Wenn das BIP pro Kopf durch Zuwanderung 
sinkt, heißt dies nicht, dass die Realeinkom-
men der einheimischen Bevölkerung zurück-
gehen. Im Gegenteil, die klassische Literatur 
erwartet einen Vorteil, den sogenannten 
"immigration surplus" (Borjas, 1995). In seiner 
einfachsten Form entsteht er wie folgt: Unter 
den Annahmen, dass es nur einen Typ von 
Arbeit gibt, die Einwanderer ohne Kapital-
ausstattung zuwandern und die Märkte ei-
nem vollkommenen Wettbewerb folgen, 

reinigte BIP. Wenn es um den Realwert des BIP geht, 
wird dies explizit kenntlich gemacht. 
12)  Die in der Studie verwendeten Daten beziehen 
sich auf das Jahr 2014, d. h., sie inkludieren die großen 
Fluchtbewegungen von 2015/2017 nicht. 

Mit Blick auf den Real-
wert des BIP pro Kopf 
dürften die 2020er-Jahre 
für Österreich ein verlo-
renes Jahrzehnt werden. 

Wie Einwanderung das 
BIP pro Kopf beeinflusst, 
ist a priori nicht eindeu-
tig. Es hängt u. a. von 
der Qualifikation und 
der Erwerbsbeteiligung 
der Migrant:innen ab. 

Einwanderung kann po-
sitive Auswirkungen auf 
das Durchschnittsein-
kommen der Einheimi-
schen haben, auch 
wenn das BIP pro Kopf 
sinkt. 
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wird Arbeit mit dem Grenzprodukt, der er-
wirtschafteten Wertschöpfung des letzten 
("marginalen") Arbeitnehmers, entlohnt. Weil 
das Grenzprodukt in der Beschäftigung sinkt, 
drückt Einwanderung das Lohnniveau. Weil 
nun pro Kapitaleinheit mehr Arbeitskräfte tä-
tig sind, steigt hingegen die Rendite des Ka-
pitals. Einwanderung schadet in diesem Mo-
dell dem Faktor Arbeit und nützt dem Faktor 
Kapital. Der Vorteil für die Kapitaleigner ist 
allerdings größer als der Schaden für die ein-
heimischen Arbeitnehmer:innen. Mithin ist 
der gesamtwirtschaftliche Effekt der Zuwan-
derung für die Einheimischen positiv: die 
neuen Arbeitskräfte "kosten" der Volkswirt-
schaft das Grenzprodukt, tragen aber im 
Ausmaß des Durchschnittsproduktes zur Ge-
samtproduktion bei. Weil letzteres bei sinken-
der Grenzproduktivität höher als ersteres sein 
muss, entsteht ein Überschuss ("surplus"). 

Im Gegensatz zu den Vorteilen der internati-
onalen Arbeitsteilung durch Außenhandel 
("gains from trade") lassen sich die Immigrati-
onsvorteile nicht ohne Diskriminierung so um-
verteilen, dass alle Einheimischen besserge-
stellt werden. Felbermayr und Kohler (2009) 
haben dazu im oben beschriebenen Stan-
dardmodell ein Unmöglichkeitstheorem be-
wiesen. Um die Gewinne der Kapitaleigentü-
mer so umverteilen zu können, dass auch 
der Faktor Arbeit profitiert, müssten die Ein-
wanderer vom Umverteilungssystem ausge-
schlossen werden. Das hat fundamental mit 
der Tatsache zu tun, dass Einwanderung das 
Pro-Kopf-Einkommen dämpft: Sollen die Re-
allöhne der Arbeitnehmer:innen wenigstens 
konstant gehalten werden, reicht der "im-
migration surplus" nicht aus, es sei denn, die 
Zugewanderten werden diskriminiert. Ein-
wanderung kann daher zu unerwünschter 
Umverteilung führen. 

Zudem blendet das Standardmodell von 
Borjas (1995) völlig aus, dass Länder wie Ös-
terreich über einen ausgeprägten Sozial-
staat verfügen, der öffentliche Güter und 
Sozialleistungen steuerfinanziert zur Verfü-
gung stellt. Wenn Einwanderer im Durch-
schnitt niedrigere Markteinkommen erzielen 
als Einheimische, gehören sie zu den Net-
tonutznießern eines solchen Systems, es sei 
denn, sie sind systematisch seltener krank 
oder arbeitslos oder benutzen öffentliche 
Güter seltener als Einheimische.  

Battisti et al. (2018) berechneten den Netto-
nutzen der Einwanderung für verschiedene 
einheimische Gruppen unter diversen Szena-
rien für 20 OECD-Länder, darunter Öster-
reich. Ihr Modell berücksichtigt unterschiedli-
che Ausbildungsniveaus, die Existenz eines 
Sozialstaates und Arbeitsmarktimperfektio-
nen (Arbeitslosigkeit, Lohnverhandlungen, 
Diskriminierung). Für Österreich zeigt sich, 
dass der im Jahr 2014 beobachtete Bestand 
an Immigrant:innen das Nettorealeinkom-
men der Einheimischen im Vergleich zu ei-
nem kontrafaktischen Autarkieszenario um 
knapp 2% erhöhte, wobei sich sowohl bei 
hoch- als auch niedrigqualifizierten Arbeit-
nehmer:innen positive Effekte ergeben. 
Auch die Einwanderung der Jahre 2011 bis 
2014 hatte laut Battisti et al. (2018) insgesamt 
positive Auswirkungen auf die Nettorealein-
kommen der Einheimischen. Ausgehend 
vom Niveau 2014 hätte eine weitere Erhö-
hung der Migrant:innenzahl (bei konstanten 
soziodemografischen Merkmalen) allerdings 
zu einer leichten Verringerung der Nettoreal-
einkommen der Einheimischen geführt. Da-
bei ist Österreich kein Ausreißer; in vielen an-
deren OECD-Ländern ist ähnliches zu be-
obachten. Es wäre sehr wünschenswert, 
wenn die Berechnungen für den Bestand an 
Immigrant:innen im Jahr 2024 aktualisiert 
würden.  

6. Seit 2010 ist die Stabilitätsdividende verloren gegangen 

Österreich und andere sogenannte Nord-
Länder im Euro-Raum haben den Ruf, eine 
stabilitätsorientierte Wirtschaftspolitik zu ver-
folgen. Damit ist gemeint, dass das Ziel einer 
niedrigen Inflationsrate ein hohes Gewicht in 
der wirtschaftspolitischen Praxis hat. Zwar 
liegt die Verantwortung für die Geldpolitik 
seit 1999 einzig bei der Europäischen Zentral-
bank; die ausgeprägte Divergenz der Inflati-
onsraten innerhalb des Euro-Raumes zeigt 
aber, dass auch nationale Faktoren, allen 
voran die jeweilige Fiskalpolitik, eine wich-
tige Rolle spielen. Seit 2010 ist in Österreich 
(und Deutschland) im Vergleich zu den an-
deren Euro-Ländern der Inflationsvorteil ver-
loren gegangen. 

 
13)  In Deutschland lag die jährliche Inflationsrate von 
2000 bis 2010 um durchschnittlich 0,5 Prozentpunkte 
unter dem Durchschnitt der Euro-Länder, 2010/2024 

Seit damals verzeichnet Österreich im Mittel 
um 0,7 Prozentpunkte p. a. höhere Inflations-
raten als der Durchschnitt des Euro-Raumes. 
Dies war besonders im Jahr 2023 sichtbar, 
wo die monatlichen Raten teilweise um 
mehr als 2,5 Prozentpunkte höher waren. In 
den Jahren bis 2010 war das Gegenteil der 
Fall: die Inflation lag hierzulande stetig unter 
dem Durchschnitt der Währungsunion – von 
2000 bis 2010 um 0,2 Prozentpunkte pro Jahr 
(Abbildung 3, linke Grafik). In Deutschland 
oder den Niederlanden zeigt sich ein ähnli-
ches Bild, es ist aber deutlich weniger ausge-
prägt13).  

hingegen um 0,2 Prozentpunkte darüber. In den Nie-
derlanden hat sich das schon seit 2000 positive Inflati-
onsdifferenzial um 0,1 Prozentpunkt erhöht. 

Seit 2010 verzeichnet 
Österreich höhere Inflati-

onsraten als der Durch-
schnitt des Euro-Rau-

mes. Dies belastet die 
preisliche Wettbewerbs-

fähigkeit der heimischen 
Exporteure. 
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Somit ist der Verbraucherpreisindex in Öster-
reich stärker gestiegen als im Durchschnitt 
des Euro-Raumes (Abbildung 3, rechte 
Grafik): Im August 2024 notierte der auf 2010 
normierte Index in Österreich bei 149, im 
Euro-Raum bei 136. Die Überinflation ist fast 
zur Gänze auf die Dienstleistungen zurückzu-
führen, die sich seit September 2010 nur in ei-
nem einzigen Monat weniger stark verteuert 
haben als im Durchschnitt des Euro-Raumes. 
Dass der "Preisaufschlag" in Österreich bei In-
dustriewaren oder Energie weniger ausge-

prägt und persistent ist, hat mit der Existenz 
eines Weltmarktes für diese Güter zu tun. 

Nun ist der Verbraucherpreisindex kein direk-
tes Maß für die Kostensituation eines Landes 
– dafür ist der Produzentenpreisindex besser 
geeignet. Aber die beiden Maße korrelieren 
stark. Und gerade in Österreich existiert eine 
ausgeprägte institutionelle Verschränkung 
zwischen der Inflationsrate und der Wachs-
tumsrate der Nominallöhne (siehe Felber-
mayr et al., 2024). 

  

Abbildung 3: Inflation in Österreich im Vergleich zum Euro-Raum 

 

Q: Eurostat, Macrobond. Monatswerte. Laut Harmonisiertem Verbraucherpreisindex (HVPI). Letzte Werte: Schnellschätzung September 2024. 

  

Die Ursachen der Inflationsdivergenz wurden 
in der makroökonomischen Diskussion inner-
halb des Euro-Raumes noch nicht abschlie-
ßend geklärt. Zwei Momente erscheinen je-
doch wichtig: Erstens zwang die Euro-Schul-
denkrise (2010/2014) die sogenannten Süd-
Länder (mit chronisch negativen Außenhan-
delsbilanzen und hohen Budgetdefiziten) zu 
Austeritätsprogrammen, in deren Folge die 
Löhne und mithin die Kosten weniger stark 
stiegen als in den Nord-Ländern. Gleichzeitig 
hat sich in den Nord-Ländern – möglicher-
weise als Folge von mutigen Strukturrefor-
men vor 2010 – eine Reformfatigue breitge-
macht. Die Konsequenz dieser Bewegungen 
ist Ausdruck von "mean reversion" – der 
Rückkehr von Zeitreihen zu ihrer Trendent-
wicklung nach längeren Phasen der Abwei-
chung. Zweitens hat seit 2010 durch den ste-
tig zunehmenden Protektionismus die Glo-
balisierung als "Kostenpeitsche" graduell an 

Bedeutung verloren. Das dürfte vor allem im 
stärker industrialisierten Norden des Euro-
Raumes zu Buche geschlagen haben.  

Eine höhere Dynamik der Preisentwicklung 
führt in Österreich aufgrund der Benya-For-
mel tendenziell dazu, dass die Nominallöhne 
stärker steigen als im Euro-Raum. Nun gilt die 
Formel, wonach die Nominallöhne jährlich 
an die rollierende Inflationsrate zuzüglich 
Produktivitätszuschlages angepasst werden, 
nicht naturgesetzlich. Wenngleich die Ab-
hängigkeit der Lohnentwicklung von der In-
flation im Ausland sehr unterschiedlich aus-
geprägt ist, dürfte aus einem positiven Inflati-
onsdifferenzial perspektivisch eine Ver-
schlechterung der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit resultieren. Dies ist jedenfalls 
eine häufig angeführte Ursache für die Prob-
leme der Süd-Länder in den Jahren 2005 bis 
2018. 
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7. Seit 2010 verliert Österreich an preislicher Wettbewerbsfähigkeit 

Österreich ist als kleine offene Volkswirtschaft 
auf einen ungehinderten Zugang zu auslän-
dischen Märkten angewiesen. Allerdings 
können die Exporteure nur dann erfolgreich 
sein, wenn ihr Angebot wettbewerbsfähig 
ist. Abbildung 4 zeigt, wie sich die internatio-
nale preisliche Wettbewerbsfähigkeit Öster-
reichs seit dem Jahr 2000 verändert hat. 
Dazu wurden die bilateralen Wechselkurse 
mit den wichtigsten Handelspartnern zu-
nächst zu einem nominell-effektiven Index 
zusammengefasst, der die Bedeutung des 
jeweiligen Partnerlandes im grenzüberschrei-
tenden Handel berücksichtigt. Durch Defla-

tionierung mit relativen Preisindizes zwischen 
Österreich und jedem einzelnen Partnerland 
ergibt sich ein real-effektiver Wechselkursin-
dex, der die Veränderung der preislichen 
Wettbewerbsposition Österreichs zeigt. Ge-
genüber den Ländern des Euro-Raumes 
wurde Österreich seit dem Jahr 2010 im Ver-
gleich mit den Handelspartnern beständig 
um insgesamt etwa 8% teurer. Innerhalb des 
Euro-Raumes gibt es keine nominellen 
Wechselkursanpassungen, daher ist die Zeit-
reihe abgesehen von saisonalen Schwan-
kungen relativ glatt. 

  

Abbildung 4: Real-effektive Wechselkurse Österreichs 

 

Q: OeNB; WIFO; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. Export- und importgewichtete real-effektive Wech-
selkurzindizes nach Regionen, deflationiert mit (harmonisiertem) Verbraucherpreisindex. Gesamtwirtschaft, ins-
gesamt 55 Handelspartner. 

 

Betrachtet man die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit Österreichs global, so sind größere 
Veränderungen erkennbar, weil der Euro 
über die Jahre immer wieder Phasen der 
Auf- und Abwertung erlebte. Seit 2010 ist der 
Trend allerdings relativ eindeutig: Auch im 
globalen Vergleich hat sich die Wettbe-
werbsfähigkeit Österreichs verschlechtert, 
wenn auch nicht so stark wie im Euro-Raum. 
Dies hat zwei wesentliche Gründe: Erstens 
verzeichneten die drei wichtigen EU-
Handelspartner Österreichs, die den Euro 
noch nicht eingeführt haben (Ungarn, Polen, 
Tschechien), ein deutlich stärkeres durch-
schnittliches Lohnwachstum als Österreich, 
ohne dass ihre Währungen im selben Aus-
maß abgewertet hätten. Zweitens hat der 
Euro gegenüber dem Dollar kräftig an Wert 
verloren: Erhielt man im Jahresdurchschnitt 
2010 noch etwa 1,33 $ je Euro, so ist der Wert 
im Jahr 2023 auf etwa 1,10 $ je Euro gesun-
ken – eine Abwertung von fast 20% also, die 

heimische Exporte im Ausland tendenziell 
vergünstigt hat. 

Vor diesem Hintergrund mag es überra-
schen, dass in Österreich die Exporte und die 
Industrieproduktion im Zeitraum 2010 bis 2018 
eigentlich sehr gut verliefen. Hierbei sollte 
nicht vergessen werden, dass die realen-ef-
fektiven Wechselkurse nicht ausreichend auf 
Veränderungen der Qualität von Gütern 
und Dienstleistungen Rücksicht nehmen. Au-
ßerdem gab es aufgrund des relativ lebhaf-
ten Wachstums in vielen Schwellenländern 
eine hohe Nachfrage nach Gütern, bei de-
ren Produktion Österreich einen komparati-
ven Vorteil hat, etwa nach Maschinen. Und 
natürlich stützte die Euro-Abwertung, wie 
schon besprochen, die Exportwirtschaft; für 
die anderen Wirtschaftszweige war sie aber 
eine Belastung, weil sie Importe verteuerte 
und damit die Inflation antrieb. 
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8. Seit etwa 2010 stottert der Wachstumsmotor Globalisierung 

Von den späten 1980er-Jahren bis etwa 
2008 wuchs der Welthandel preisbereinigt 
schneller als die Produktion handelbarer Gü-
ter. Seit 2008 gilt das jedoch nicht mehr. Die 
globale Produktion und der Welthandel 
wachsen seither ungefähr gleich rasch. Der 
Index der Gütermarktglobalisierung (Abbil-
dung 5) stieg bis ungefähr 2008 langfristig 
und kräftig. Dani Rodrik beschrieb diesen 
Anstieg mit dem Begriff "Hyperglobalization" 
(Rodrik, 2000), der durchaus mit "Übergloba-
lisierung" übersetzt werden kann. In der Tat 
war die Phase bis 2008 von Phänomenen 
bestimmt, die nicht dauerhaft anhalten 
konnten. Dazu zählen etwa die rapide Öff-
nung Chinas, der Verfall der Kommunikati-
onskosten und die Effekte der letzten großen 
Handelsliberalisierung, die 1995 mit der Er-
richtung der Welthandelsorganisation (WTO) 
in die Umsetzung gelangte. Außerdem blie-
ben, stärker als heute, negative externe Ef-
fekte des Handels unberücksichtigt.  

Seit der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
2008/09 steigt der Globalisierungsindex nicht 
mehr. Im Gegenteil, seit Mitte 2010 geht er 
im Trend langsam, aber stetig zurück. Lag 
der Indexwert im Durchschnitt des Jahres 
2010 bei 100, so liegt er aktuell bei 98. Dieser 
Rückgang ist zwar nicht groß genug, um von 
Deglobalisierung zu sprechen, aber der 
Welthandel bietet exportorientierten, indust-
riestarken Volkswirtschaften wie Österreich 

oder Deutschland keine überproportionalen 
Wachstumschancen mehr. Eine Verlangsa-
mung war nach den Boomjahren aus ver-
schiedenen Gründen unvermeidlich. Aller-
dings hat auch der Protektionismus stark zu-
genommen. Seit der Krise des marktwirt-
schaftlichen Systems ist Freihandel in Misskre-
dit geraten. Es gab keine weiteren großen 
Liberalisierungsrunden im Rahmen der WTO 
mehr. Die EU schloss zwar einige wichtige bi-
laterale Abkommen, etwa mit Korea, Japan 
oder Kanada, aber mit großen Volkswirt-
schaften, die viel Potenzial bieten, wie etwa 
den USA, Indien, Indonesien oder den Mer-
cosur-Länder Südamerikas wurden trotz Ge-
sprächen keine Abschlüsse erzielt. Im Jahr 
2023 notifizierten die 166 WTO-Mitglieder ge-
rade einmal drei Freihandelsabkommen14). 

Österreich und auch Deutschland konnten 
sich trotz der allgemeinen Verlangsamung 
der Globalisierung bis 2017 auf den Welt-
märkten behaupten. Zum einen half dabei 
die deutliche Abwertung des Euro, der im 
Jahresdurchschnitt 2008 1,47 $ wert war und 
2017 nur mehr 1,13 $. Zum anderen setzte 
vor allem China im Zuge der Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise auf ein massives staatli-
ches Investitionsprogramm, das Österreichs 
Maschinenexporteuren eine Sonderkonjunk-
tur bescherte. Diese Effekte sind mittlerweile 
verschwunden, sodass die Schwäche des 
Welthandels voll durchschlägt. 

  

Abbildung 5: Index der Gütermarktglobalisierung 

 

Q: Centraal Planbureau (CPB), WIFO-Berechnungen und -Darstellung. Der Index setzt das preisbereinigte Volu-
men des globalen Güterhandels in Beziehung zur globalen Industrieproduktion. 

 
14)  Betrachtet man die EU als Einheit, so gibt es welt-
weit 140 handelspolitisch souveräne Länder. Diese 
können maximal 9.370 bilaterale Abkommen mitei-

nander haben. Derzeit liegt der Bestand an separaten 
Abkommen bei etwa 300, wobei manche Abkommen 
Gruppen von Ländern umfassen. 
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industriestarken Volks-
wirtschaften wie Öster-
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nur mehr verhaltene 
Wachstumsperspekti-
ven. 
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9. Verlust der demografischen Dividende 

Die Zusammensetzung der Bevölkerung ist 
eine wichtige Triebkraft für die Entwicklung 
der Pro-Kopf-Einkommen15). Der Einfluss der 
Demografie auf das Pro-Kopf-Einkommen 
umfasst direkte und indirekte Faktoren. Ers-
tere hängen mit dem Verhältnis der ökono-
misch aktiven zur inaktiven Bevölkerung zu-
sammen, das in der Regel als Abhängigen-
quote bezeichnet wird. Sie misst, wieviele 
unter 15-Jährige und über 65-Jährige auf 100 
Personen im erwerbsfähigen Alter (15 bis 
64 Jahre) kommen. 

In einer neoklassischen Einsektorökonomie 
mit konstanten Skalenerträgen und Vollbe-
schäftigung kann man das Pro-Kopf-Einkom-
men 𝑦 als Produkt der totalen Faktorproduk-
tivität 𝐴 mit 𝑘ఈ  und ሺ1 + 𝛿ሻ –1 herleiten, wobei 
k die Kapitalintensität, 𝛼 die Outputelastizität 
von Kapital und 𝛿 die Abhängigenquote 
darstellen. In einer kleinen offenen Volkswirt-
schaft wie Österreich ist die Kapitalintensität 
eine Funktion von exogenen Parametern, 
die sich selbständig anpasst. Wenn das de-
mografische Abhängigkeitsverhältnis steigt, 
sinkt das Pro-Kopf-Einkommen, da ein höhe-
rer Anteil der Bevölkerung nicht wirtschaft-
lich aktiv ist und somit zwar nicht zum Output 
beiträgt, aber einen Anteil davon bean-
sprucht. Das ist der direkte Effekt. Ein Rück-
gang der geleisteten Arbeitsstunden der Er-
werbstätigen oder ein Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit haben übrigens dieselben negativen 
Effekte auf das Pro-Kopf-Einkommen wie 
eine Zunahme der Abhängigenquote 𝛿. 

Der indirekte Effekt wirkt sich über die totale 
Faktorproduktivität aus. Diese dürfte eben-
falls negativ von 𝛿 abhängen. Eine Bevölke-
rung mit hohen Anteilen sehr junger und 
bzw. oder sehr alter Kohorten ist weniger gut 
in der Lage, durch aktive Innovation oder 
durch Lerneffekte Produktivitätsfortschritte zu 
erzielen und neue innovative Produkte oder 
Dienstleistungen gewinnbringend einzuset-
zen.  

Wenn die Abhängigenquote sinkt, etwa weil 
der Anteil der Kinder innerhalb der Bevölke-
rung kleiner wird, der Anteil der Älteren aber 
noch nicht gewachsen ist, spricht man von 
einer demografischen Dividende. Durch die 
starken Geburtenjahrgänge der 1960er-
Jahre strömten in Österreich in den 1980er-
Jahren viele junge Personen auf den Arbeits-
markt, wobei die Zahl der Älteren noch ver-
hältnismäßig gering war und die Geburten-
raten wieder deutlich zurückgingen. Dies 
dämpfte die Abhängigenquote (Abbil-
dung 6). Seit 1990 verschlechtert sich das 
Abhängigkeitsverhältnis jedoch wieder, seit 
2010 mit erhöhter Geschwindigkeit: die Ko-
horten der Jüngeren sind zwar nach wie vor 
klein, aber jene der Älteren wachsen über-
proportional rasch an. 2020 beschleunigte 
sich der Prozess weiter. In Deutschland ist er 
bereits weiter fortgeschritten; in den USA ist 
der Anstieg der Abhängigenquote aufgrund 
einer anderen Geburtenrate und starker Ein-
wanderung dagegen weniger ausgeprägt. 

  

Abbildung 6: Demografische Abhängigenquote 

 

Q: Vereinte Nationen. Die Abhängigenquote gibt an, wieviele 0- bis 14-Jährige und über 65-Jährige auf 100 
Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren kommen. Die Prognosen (graue Schattierung) beruhen auf dem mittle-
ren Fertilitätsszenario und berücksichtigen eine laufende Immigration (im Fall Österreichs von etwa 30.000 bis 
40.000 Personen pro Jahr). 

 

 
15)  Siehe etwa Boucekkine et al. (2002) für theoreti-
sche Mechanismen und Bloom et al. (2003) für die re-
levante empirische Evidenz.  
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Die Konsequenz des Anstieges ist zwangsläu-
fig eine Verringerung der Pro-Kopf-Einkom-
men. Es muss sinken, wenn der Anteil der Er-
werbstätigen an der Gesamtbevölkerung 
zurückgeht. Das kann demografische Grün-

de haben oder einem freiwilligen oder un-
freiwilligen Rückzug der erwerbsfähigen Be-
völkerung vom Arbeitsmarkt geschuldet sein, 
etwa aufgrund von Krankheit, Arbeitslosig-
keit, Teilzeit oder Frühpensionierung. 

10. Schlussfolgerungen 

Das reale Pro-Kopf-Einkommen steigt in Ös-
terreich seit 2010 langsamer als in anderen 
Ländern; unter dem Einfluss der multiplen Kri-
sen seit 2019 stagniert oder sinkt es sogar. 
Dahinter verbergen sich neben konjunkturel-
len Faktoren, die sich wieder zurückbilden 
dürften, auch strukturelle Determinanten, die 
nur schwer veränderlich sind. Bremsend wir-
ken der allmähliche Verlust an Wettbe-
werbsfähigkeit durch eine höhere Preis- und 
Lohndynamik als im Ausland, das Versiegen 
der lange bezogenen Globalisierungsdivi-
dende und das Auslaufen der demografi-
schen Dividende. Auch die Einwanderung 
der letzten Jahrzehnte hätte mehr zum 
Wachstum der Pro-Kopf-Einkommen beitra-
gen können, als es die Daten hergeben. 

Die Wirtschaftspolitik Österreichs muss sich in 
den nächsten Jahren also dringend um die 
Aktivierung der langfristigen, strukturellen 
Wachstumskräfte der heimischen Wirtschaft 
kümmern. Weil die Globalisierung kaum in 

Österreich gesteuert werden kann, muss sich 
die nächste Bundesregierung auf jene Fak-
toren konzentrieren, die sie selbst beeinflus-
sen kann. Dazu gehört eine Verbesserung 
der Erwerbsbeteiligung, wobei vor allem un-
ter Frauen, Älteren und Migrant:innen große 
Potenziale bestehen. Investitionen in die Ge-
sundheit sind ebenso zentral, zumal die ge-
sunde Lebenserwartung der Österreicher:in-
nen vergleichsweise gering ist. Durch häu-
fige Krankenstände und Frühpensionen sinkt 
das Pro-Kopf-Einkommen zwangsläufig. Au-
ßerdem muss das Produktivitätswachstum 
wieder stärker in den Blick genommen wer-
den, etwa durch Verbesserungen im Bil-
dungssystem. Die Notwendigkeit von Refor-
men in diesen Bereichen erscheint offen-
sichtlich. Bisher fehlt jedoch der Konsens dar-
über, welche Schritte angezeigt sind. Dazu 
trägt auch dieser Beitrag nicht bei; allerdings 
zeigt er auf, dass die Dringlichkeit der Prob-
leme mittlerweile keinen weiteren Aufschub 
zulässt. 
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